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Wegen der Buschfeuer in Australien hat
die Regierung in Canberra die Visa-Be-
schränkungen für arbeitswillige Reisende
gelockert. Damit gebe sie Backpackern
und anderen Besuchern mit Working-Ho-
liday-Visa die Möglichkeit, den Einwoh-
nern Australiens bei den Aufräum- und
Reparaturarbeiten in den Brandgebieten
zu helfen, begründete das Einwande-
rungsministerium die Maßnahme. Nach
den neuen Regeln, die ab sofort gelten,
können die Urlauber nun bis zu einem
Jahr für denselben Arbeitgeber tätig sein,
sofern sie bei der Beseitigung von Brand-
folgen helfen. Im Normalfall dürfen ar-
beitende Touristen nur bis zu sechs Mo-
nate auf einer Stelle arbeiten. Bei den
Bränden in Australien sind seit Septem-
ber mehr als zwölf Millionen Hektar
Land verwüstet worden, etwa ein Drittel
der Fläche Deutschlands.(dpa)

Ausländer sollen
Australiern helfen

Wer fliegt, muss zum Flughafen, und
darin steckt ein Risiko. Denn Reisen-
de tragen die Verantwortung dafür,
pünktlich am Flughafen anzukom-
men. Das zeigt ein Urteil, auf das
jetzt das Amtsgericht München hin-
weist (Landgericht MünchenI, Zu-
rückweisungsbeschluss vom 29 Okto-
ber 2019, Aktenzeichen: 30 S
8057/19). Im verhandelten Fall ging
es um die Zuganreise von Peine zum
Düsseldorfer Flughafen, und zwar mit
einem Rail-and-Fly-Ticket. Dieses
war Teil eines Pauschalreisepakets für
einen Dubai-Urlaub. Doch der Zug er-
reichte den Flughafen mit einer Ver-
spätung von mehr als anderthalb Stun-
den. Die Urlauber verpassten den
Flug, mussten übernachten, organi-
sierten sich einen Ersatzflug und ver-
langten die dafür angefallenen Unkos-
ten vom Reiseveranstalter zurück und
dazu noch eine Reisepreisminderung.
Die Münchner Amtsrichterin lehnte
die Klage ab, das Landgericht Mün-
chenI wies die Berufung zurück. Die
Urlauber hätten ihre Zugverbindung
so wählen müssen, „dass ein rechtzei-
tiges Erscheinen am Flughafen ge-
währleistet“ gewesen wäre, heißt es in
dem Urteil. Mit Blick darauf, dass
sich die Passagiere laut Reisevertrag
mindestens zwei Stunden vor Abflug
am Flughafen einfinden sollten, sei
„ein zu knappes Zeitfenster gewählt
worden“. Dies habe „mögliche Zug-
verspätungen angesichts der Entfer-
nung vom Flughafen und ein nötiges
Umsteigen nicht angemessen berück-
sichtigt“. In einem anderen Fall wur-
de ein Urlauber bei der Anfahrt zum
Flughafen mit seinem Fahrzeug
schuldlos in einen leichten Verkehrs-
unfall verwickelt und verpasste des-
halb seine Maschine. Der Reisende
verlangte vom Unfallgegner dafür ver-
geblich Schadensersatz (Amtsgericht
Menden, Aktenzeichen.: 4 C 53/05).
Vor Gericht wurde vor allem bemän-
gelt, dass der Betroffene „ohne jedes
Zeitpolster“ losgefahren sei. Nur da-
durch sei er wegen des Unfalls in die
Bredouille geraten. (wog)

Wenn ein Unterkunft nach Schim-
mel riecht oder sogar Schimmelpilze
sichtbar werden, dann ist das nicht
nur unangenehm, sondern mitunter
gefährlich und für Urlauber oft auch
ein berechtigter Grund zur Klage –
etwa als zwei Familien in ihren Hotel-
zimmern auf Mallorca „starker, uner-
träglicher Schimmelgeruch“ emp-
fing. Sie konnten die Zimmer zwar
wechseln, doch für die beiden betrof-
fenen Tage gab es jeweils ein Viertel
des Tagesreisepreises zurück (Amts-
gericht Bad Homburg, Aktenzeichen:
2 C 2090/17). Je nach Urlaubsziel
und Reisestandard muss Schimmel
mitunter allerdings hingenommen
werden. So kann es „bei einem Hotel
in südlichen Ländern aufgrund der
klimatischen Verhältnisse zu schwar-
zer Schimmelbildung“ bei den Fugen
des Badezimmers kommen. Das, so
das Amtsgericht Köln, rechtfertige le-
diglich eine Reisepreisminderung
von fünf Prozent (Aktenzeichen: 142
C 217/10). Und bei Erlebnis- oder Ex-
peditionsreisen kann Schimmel in
Trekking-Unterkünften zum Charak-
ter der Reise gehören (Oberlandesge-
richt Düsseldorf, Aktenzeichen: 18 U
9/02). Das wird im Streitfall dann als
ortsübliche Beeinträchtigung und blo-
ße Unannehmlichkeit, nicht aber als
Reisemangel gewertet. (wog)

In der Provinz La Coruña im Nordwesten
Spaniens eröffnet zu Ostern ein neuer Pa-
rador. Das in den Hang gebaute Hotel
mit Blick auf den Atlantik ist mit Pflan-

zendächern und natürlichen Materialien
in die Landschaft integriert und nutzt zu
hundert Prozent erneuerbare Energie.
Das Hotel verfügt übe 63 Zimmer, alle
mit Terrasse und Meeresblick. Mit der Er-
öffnung steigt die Zahl der Paradores in
Spanien auf 98. Die meisten dieser staat-
lichen Hotels befinden sich in histori-
schen Gebäuden. (rsr)

Parador
mitMeerblick

Nicht nur in Japan, auch in der amerika-
nischen Hauptstadtregion wird die
Kirschblüte gefeiert. So findet in Wa-
shington vom 20. März bis zum 12.
April das National Cherry Blossom Fes-
tival statt. Dabei wird die lange Freund-
schaft zwischen Washington und Tokio
gefeiert, dessen Bürgermeister der ame-
rikanischen Schwesterstadt 1912 drei-
tausend Kirschbäume schenkte. Sie ste-
hen heute am Tidal Basin an der Natio-
nal Mall. Auch in Maryland und Virgi-
nia gibt es Kirschblütenfeste. Die kom-
plette Liste findet man unter www.na-
tionalcherryblossomfestival.org. (str.)

Amerikanische
Kirschblüte

Aktenzeichen

Depesche

Doppelt
dumm gelaufen

Die Kreuzfahrtbranche leidet zurzeit
stark unter dem Covid-19-Virus, erwartet
aber dennoch in diesem Jahr in Deutsch-
land keinen Rückgang bei den Passagier-
zahlen. „Im Moment gilt für die Branche
grundsätzlich: Das Thema hat höchste
Priorität“, sagte Helge Grammerstorf,
Deutschland-Direktor des internationa-
len Kreuzfahrtverbandes CLIA. „Die Ree-
dereien handeln verantwortlich und ver-
suchen, kein Risiko einzugehen.“ Die Rei-
sen würden entsprechend umgeplant.

Die Kreuzfahrtindustrie ist aktuell
ebenso wie die Luftfahrt stark von dem
Virus betroffen. Asien zählt zu den wichti-
gen Zielgebieten für Schiffe aus Amerika
und Europa, daneben gibt es einen wach-
senden lokalen Markt. Nach dem Nach-
weis von inzwischen mehr als zweihun-

dert Infektionen auf der vor Yokohama in
Quarantäne liegenden „Diamond
Princess“ zögern asiatische Länder,
Kreuzfahrtschiffe überhaupt noch in ihre
Häfen einlaufen zu lassen. Die Passagiere
des Kreuzfahrtschiffes „Westerdam“
konnten erst nach einer Irrfahrt durch
asiatische Gewässer in einem kambo-
dschanischen Hafen von Bord gehen. Die
Reederei Aida stellte die Asien-Fahrten
der „Aidavita“ und „Aidabella“ wegen
der Covid-19-Ausbreitung und zunehmen-
der Reiseeinschränkungen für diese Sai-
son ein. Regulär hätte das Programm
noch bis April gedauert, für jedes Schiff
seien bis dahin noch vier Reisen geplant
gewesen, hieß es von Aida Cruises. Die
Schiffe würden nun in andere Fahrtgebie-
te überführt.

Die Aida-Muttergesellschaft, der ameri-
kanische Konzern Carnival, teilte seinen
Aktionären mit, dass der Gewinn je Aktie
wegen der Auswirkungen der Virusepide-
mie um 55 bis 65 Cent zurückgehen wer-
de. Mittel- und langfristig erwarte die
Branche jedoch keine Nachwirkungen,
wenn die Krankheitswelle wieder abge-
klungen sein wird. „Wir hoffen, dass unse-
re Präventionsmaßnahmen die gewünsch-
te Wirkung zeigen und wir bald wieder in
einen Zustand der Normalität übergehen
können“, sagte Helge Grammerstorf. Der
seit Jahren anhaltende Kreuzfahrt-Boom
werde weitergehen. Die Schiffe seien gut
gebucht. Die Kreuzfahrtbranche rechnet
nach Angaben ihres Verbandes für das
vergangene Jahr in Deutschland mit ei-
nem zweistelligen Wachstum. dpa

P
reiswertes findet man nicht viel
in Luxemburg, Kostenloses noch
weniger. Doch jetzt überrascht
das Großherzogtum mit einer
Ausnahme, die international

Schlagzeilen macht: Als erstes Land der
Welt bietet Luxemburg vom 1. März an den
öffentlichen Transport mit Bahn, Bus und
Tram gratis an. Ausgenommen ist lediglich
die erste Klasse in der Bahn. Von der Regie-
rung wird die Initiative als soziale Maßnah-
me für einkommensschwache Haushalte ge-
priesen. Doch hintergründig geht es darum,
den Nahverkehr attraktiver zu machen, um
die heillos verstopften Straßen zu entwirren.
Sie werden nicht nur von den 614000 Ein-
wohnern des Landes genutzt, sondern Tag
für Tag auch von zweihunderttausend größ-
tenteils autofahrenden Pendlern aus
Deutschland, Belgien und Frankreich, die in
luxemburgischen Banken, Bäckereien, Kran-
kenhäusern und Modeboutiquen arbeiten.

Das Gratisangebot richtet sich nicht nur an
Einheimische und Berufstätige, sondern
auch an Besucher, die jetzt ohne Anstehen
am Fahrscheinschalter bequem und kosten-
sparend durch Luxemburg reisen können.
Schon zu touristischen Attraktion geworden
ist die erst vor zwei Jahren eröffnete Tram in
der Hauptstadt. Das erste Teilstück führt
durch das moderne, boomende Viertel Kirch-
berg. Dort, wo sich einst nur Kohlkopffelder

ausdehnten, ragen heute von kühner Archi-
tektur geprägte Finanzhäuser und EU-Verwal-
tungen sowie die neue Nationalbibliothek,
ein Multiplexkino, ein Einkaufszentrum und
ein Sportkomplex in die Höhe, aufgelockert
von etlichen After-Work-Bars. Die Tramlinie
beginnt beim Messegelände Luxexpo gleich
neben einer zwanzig Meter hohen Stahlinstal-
lation von Richard Serra. Bekannte Künstler
und Architekten haben auch den restlichen
Kirchberg geprägt. Wer an der Haltestelle
Philharmonie aussteigt, hat es nicht weit bis
zum Konzerthaus von Christian de Portzam-
parc mit seinen mehr als achthundert schnee-
weißen Säulen an der Außenfassade. Nur we-
nige Schritte sind es bis zum Mudam, dem
von Ieoh Ming Pei geschaffenen und in den al-
ten Festungskomplex Fort Thüngen integrier-
ten Museum für Moderne Kunst.

An der Tram-Station Rout Bréck – Pafen-
dall kann man eine Zeitreise machen. Eine
Standseilbahn, ebenfalls ohne Ticket benutz-
bar, führt vom modernen Luxemburg talwärts
in das historische Viertel Pfaffenthal. Es hat
seinen Namen von den Klosterbrüdern, die
hier früher lebten. Der urwüchsige Stadtteil
an den Ufern der Alzette, Heimat der legen-
denumwobenen Wassernixe Melusina, ist ge-
prägt von gewaltigen Festungsbollwerken, de-
nen Luxemburg einst seinen gefürchteten Ruf
als „Gibraltar des Nordens“ verdankte. Auch
bahnreisende Touristen dürften das Gratis-

angebot schätzen. Für sie hat die nationale
Bahngesellschaft CFL die Wander- und Rad-
touren „1000 Kilometer Lëtzebuerg“ ausge-
arbeitet, die von Bahnhof zu Bahnhof füh-
ren. Wer Sightseeing nur aus dem Zugfens-
ter machen möchte, sollte die landschaftlich
schönste Strecke benutzen.

Sie führt über Viadukte und durch Tun-
nels in knapp einer Stunde vom 1859 im neo-
barocken Stil eröffneten Bahnhof in Luxem-
burg bis nach Ulflingen an der Nordspitze.
Man durchquert das Éislek – so heißen die
Luxemburger Ardennen – mit seinen geheim-
nisvollen Wäldern, ginsterbewachsenen
Hängen und wilden Wasserläufen. Unter-
wegs erhebt sich die zweihundert Räume
zählende Schlossresidenz der großherzogli-
chen Familie. Und bei Burscheid thront stolz
auf einem Felssporn eine mächtige mittelal-
terliche Burgruine, die schon von Victor
Hugo ehrfurchtsvoll in seinem Reisetage-
buch erwähnt wurde. In Clerf ist der Bahn-
hof nicht weit entfernt vom Schloss, in dem
die Fotoausstellung „Family of Man“ unterge-
bracht ist. Der in Luxemburg geborene, im
Kindesalter in die Vereinigten Staaten ausge-
wanderte Meisterfotograf Edward Steichen
hatte in den fünfziger Jahren die monumen-
tale Schau zusammengestellt und sie später
seinem Heimatland geschenkt. Heute gehört
sie zum Unesco-Weltkulturerbe.

Wer mit der Bahn in die Minette fährt, die
einst von Eisenindustrie geprägte Südregion,
bekommt einen Vorgeschmack auf das Jahr
2022. Dann werden die frühere Industrie-
stadt Esch/Alzette, die umliegenden Gemein-
den sowie einige französische Grenzorte Kul-
turhauptstadt Europas sein. Futuristisch ist
bereits der Escher Bahnhof Belval – Universi-
té, der sich wie eine Raupe aus Stahl und
Glas auf der zu neuem Leben erwachten In-
dustriebrache windet. Die beiden dortigen
Hochöfen, die man aufwendig restauriert
hat, sind nicht nur Symbole von „Esch 2022“,
sondern erinnern auch an die malochenden
Stahl- und Grubenarbeiter, darunter viele
Einwanderer, denen das kleine Land seinen
großen Wohlstand verdankt.

Mangels Bahnverbindungen steuern Regio-
nalbusse jeden Winzerort an der Luxembur-
ger Mosel an, die die Grenze mit Deutsch-
land bildet. An der zweiundvierzig Kilometer
langen Weinstraße zwischen dem Europa-
dorf Schengen und dem Tankstellenort Was-
serbillig tragen die Bushaltstellen Namen
von Kellereien oder Reblagen: Vinsmoselle,
Caves Saint-Martin, Häremillen, Gëllebour.
Von Frühjahr bis Spätherbst findet hier fast
jedes Wochenende ein Fest statt, das Cré-
mant-Schaumwein, Riesling, Pinot noir und
Auxerrois huldigt. Wer dann auch nur eine
Auswahl der vielen exzellenten Premier-Cru-
und Cuvée-Lagen degustiert hat, tut gut dar-
an, mit dem Bus heimzukehren – und dies
nicht allein, weil die Fahrt nun nichts kostet.

Informationen über die öffentlichen Verkehrsmittel
in Luxemburg erhält man bei der Mobilitätszentrale,
Telefon: 00352/24652465, www.mobiliteit.lu. Der
CFL-Wander- und Radwegführer „1000 km Lëtzebu-
erg“ ist auf Deutsch, Französisch und Englisch erschie-
nen und kann beim Verlag Guy Binsfeld bestellt wer-
den (www.editionsguybinsfeld.lu). Man findet die Tou-
renvorschläge mit herunterladbaren Geodaten auch
im Internet unter www.visitluxembourg.com/de/erle-
ben/natur-ausfluge.

Luxemburg
für lau

Luxemburg
ist nicht nur
reich, sondern
auch schön.
Das kann man
jetzt selbst
erleben, ohne
dabei arm zu
werden.
Foto Rob Kieffer

Kein Leiden von Dauer
Das Covid-19-Virus verhagelt der Kreuzfahrtbranche derzeit die Geschäfte, doch ihren Optimismus lässt sie sich nicht nehmen

Als in Sri Lanka nach den Anschlägen zu
Ostern des vorigen Jahres mit vielen To-
ten und Verletzten die Zahl der Besucher
dramatisch sank, hatte die Regierung die
Visagebühren bei der Einreise gestrichen
– und sich davon offenbar eine Rückkehr
der Urlauber erhofft. Nun wurde diese Ge-
bühr wieder eingeführt: umgerechnet zwei-
unddreißig Euro für Urlauber aus Deutsch-
land. Obwohl der Ausnahmezustand
schon im August zurückgenommen wur-
de, hat sich die Sicherheitslage im Land
nach Einschätzung des Auswärtigen Amts
nicht geändert. Sie sei nach wie vor ange-
spannt, und es bestehe die Gefahr von wei-
teren Terroranschlägen. Ausgangssperren
könnten weiterhin kurzfristig verhängt
werden. Reisende sollten öffentliche Plät-
ze meiden, die lokalen Medien verfolgen
und engen Kontakt zu Reiseveranstaltern
und Fluggesellschaften halten. (La.)

Jähes Ende einer Traum-
fahrt: die „Diamond
Princess“ in Yokohama
Foto Shutterstock

Eintritt in Sri Lanka

Vom 1. März an ist der öffentliche
Transport in ganz Luxemburg gratis.
Davon profitieren nicht nur die
Einheimischen, sondern auch
entdeckungsfreudige Besucher
des Großherzogtums.

Von Rob Kieffer

© Frankfurter Allgemeine Zeitung GmbH, Frankfurt. Alle Rechte vorbehalten. Zur Verfügung gestellt vom



V O L L E R  E I N S A T Z  I M  U N T E R G R U N D
Der Bund hat die Weichen für die Modernisierung der 
U- und Stadtbahnsysteme gestellt.   Seite V3

K L I M A F R E U N D L I C H  P E N D E L N
Das wachsende Pendleraufkommen erfordert neue 
Lösungen für die Mobilität von Berufstätigen.   Seite V2

Wenn die Klimaschutzziele erreicht werden sollen, muss städtische Mobilität neu gedacht und „gemacht“ werden. Im Interview diskutieren Oliver Wolff, Hauptgeschäftsführer des Verbandes 
Deutscher Verkehrsunternehmen (VDV), Dieter Babiel, Hauptgeschäftsführer des Hauptverbandes der Deutschen Bauindustrie (HDB), und Gerhard Hillebrand, Vizepräsident für Verkehr 

des ADAC, wie sich der Umbau zur menschen- und umweltgerechten Stadt vollziehen lässt.     Interview von Silja Mannitz

Warum kommt den Städten bei der Ge-
staltung einer zukunftsfähigen Mobilität 
eine so entscheidende Rolle zu? 

Wolff: Weil in den Städten anteilig das größte 
Verkehrsaufkommen stattfi ndet. Deshalb ist 
dort auch der Veränderungsdruck für die Er-
reichung der Klimaschutzziele am größten. 
In Städten und Ballungsräumen treffen täg-
lich Millionen von Menschen in unterschied-
lichen Verkehrsmitteln auf zu engem Raum 
aufeinander. Trotzdem steigt das Verkehrs-
aufkommen weiter an. Es braucht kluge und 
sinnvolle Konzepte für mehr effi ziente und 
klimafreundliche Mobilität bei weniger Ver-
kehr. Wir müssen nicht nur umweltfreund-
liche Angebote oder Antriebe stärken, son-
dern auch die Flächennutzung neu gestalten. 

Babiel: Weltweit und auch in Deutschland 
ist der Trend zur Urbanisierung spürbar. Ein 
Grund dafür sind bessere Jobperspektiven, 
was zu weiter ansteigenden Pendlerströmen 
aus dem Umland führt. Der Lebensraum 
Stadt wird für die Bürgerinnen und Bürger 
immer wichtiger, weshalb die Frage der Mo-
bilität von zentraler Bedeutung ist. 

Hillebrand: In den Städten kumulieren die 
Herausforderungen. Einerseits werden neue 
Mobilitätskonzepte erprobt, andererseits sorgt 
der knappe Raum für Konfl ikte. Den Wandel 
der Mobilität müssen wir mit Kreativität, 
Mut, Innovationen und gegenseitigem Ver-
ständnis angehen. Die Städte sind dabei die 
Kundschafter. Wichtig ist, neue Formen der 
Mobilität auszuprobieren sowie gute Kon-
zepte möglichst auf die Speckgürtel und den 
ländlichen Raum auszudehnen.

Laut aktueller Studien sind die CO2-Emis-
sionen in Deutschland gegenüber 1990 um 
35 Prozent gesunken, womit das 40-Pro-
zent-Ziel für 2020 nur knapp verfehlt 
wird. Ein Grund, sich zurückzulehnen?

Wolff: Nein, denn für den Verkehrssektor 
gilt das Gegenteil: Er ist seit Jahren das CO2-
Sorgenkind. Das liegt am insgesamt wachsen-
den Verkehrsaufkommen und am Straßen-
verkehr. Die stärkere Motorisierung von Pkw 
und Lkw macht technische Fortschritte bei 
Antrieb und Abgasreinigung wieder zunich-
te. Deshalb ist die von der Politik angestoßene 
Antriebswende hin zum Elektro-Pkw ein logi-
scher Schritt, wichtig sind aber auch Ausbau 
und Modernisierung der umweltfreundlichen 
Verkehrssysteme wie ÖPNV und Eisenbahn.

Welche Rolle spielt das Auto künftig noch?
Hillebrand: Ich halte es für falsch, Autos 
komplett aus unseren Städten zu verban-
nen. Denn gerade für ältere Menschen oder 
für Menschen mit Einschränkungen gibt 

es oft keine Alternativen. Auch für viele Ver-
braucher, Handel und Handwerk wird der Pkw 
wichtig bleiben. Aber wir müssen das Auto 
emissionsarm weiterentwickeln, uns intensiv 
mit alltagstauglichen Alternativen beschäfti-
gen und die Angebote des öffentlichen Nahver-
kehrs verbessern. Auch Pkw-Fahrdienste für 
mehrere Nutzer können das Taxi-, Bus- und 
Bahnangebot etwa an Wochenenden oder in 
den Nachtzeiten gut ergänzen. Deshalb ist es 
wichtig, das Personenbeförderungsgesetz zu 
novellieren. 

Wie muss die Infrastruktur um- und ausge-
baut werden?

Babiel: Die Stadtentwicklungspolitik hat sich 
in den vergangenen Jahrzehnten gewandelt. 
Während in den 1960er-Jahren die autogerech-
te Stadt geplant wurde, ist heute ein umgekehr-
ter Trend erkennbar. Wir müssen Konzepte 
entwickeln, mit denen wir mehr Mobilität 
bei weniger Verkehr ermöglichen. Begrenzte 
Räume sollten in den Innenstädten mehrfach 
genutzt werden, etwa durch mehr ÖPNV und 
Sharing-Angebote. Gleichzeitig sollten mehr 
Schnittstellen zu Individualverkehren errich-
tet werden. 

Wie kann die positive Fahrgastentwicklung 
im ÖPNV weiter gefördert werden?

Wolff: Wir brauchen eine Ausbau- und Mo-
dernisierungsoffensive, um den ÖPNV schnell 
und fl ächendeckend zu entwickeln und die 
Infrastrukturen zu modernisieren. Nur damit 
können die Angebote so erweitert werden, 
dass die Verkehrsunternehmen deutlich mehr 

Fahrgäste befördern können. Darüber hinaus 
muss auch, und das ist Kernaufgabe der Län-
der, in neue Fahrzeuge investiert werden. Über 
zusätzliche Leistungen etwa im Busverkehr 
lässt sich nämlich das ÖPNV-Angebot relativ 

kurzfristig erweitern. Dafür bräuchte es aber 
auch Beschleunigungsmaßnahmen für Busse.

Wie lassen sich die Planungs- und Geneh-
migungsprozesse effi zienter gestalten?

Babiel: Die hoheitlichen Aufgaben im Pla-
nungsbereich müssen weiter durch die öffent-
liche Hand erfolgen. Allerdings gibt es im wei-
teren Prozess Potenziale zur Entlastung. Wer 
Planungsengpässe überwinden will, muss 
Planung und Bauen zusammenführen. Wich-
tig ist aber auch, dass die Genehmigungsver-
fahren schneller vorangehen. Mit dem Ende 
Januar verabschiedeten Planungsbeschleu-
nigungsgesetz III hat der Bundestag erfreu-
licherweise die Weichen dafür gestellt, dass 
Bauvorhaben im kommunalen Bereich künf-
tig schneller realisiert werden können.

Wolff: Wir brauchen viel zu lange für die Pla-
nung und den Bau von Verkehrsinfrastruk-
tur. Insofern ist es in der Tat zu begrüßen, 
dass der Bund mit der jetzt beschlossenen 
Planungsbeschleunigung bessere Rahmenbe-
dingungen für den Ausbau und die Grunder-
neuerung im ÖPNV geschaffen hat. Ebenfalls 
positiv ist, dass bei Grunderneuerungsmaß-
nahmen künftig auf einen erneuten Nach-
weis der Wirtschaftlichkeit verzichtet werden 
kann. Dieser Nachweis ist ja beim Bau bereits 
erbracht worden. 

Reichen die vom Bund aufgestockten För-
dermittel für den ÖPNV?

Wolff: Der Bund hat mit der Neuregelung des 
Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetzes 
einen sehr wichtigen Impuls für den Ausbau 
und für die Grunderneuerung des ÖPNV ge-
setzt. Die Mittel wachsen in wenigen Jahren 
auf bis zu 2 Milliarden Euro jährlich. Wenn 
man sieht, dass wir vergangenes Jahr noch 
bei 333 Millionen Euro waren, ist das ein 
großer Schritt in die richtige Richtung. Aber 
man darf nicht vergessen, dass die ÖPNV- 
Finanzierung eigentlich in der Verantwor-
tung der Länder liegt. Und die setzen leider 
nach wie vor sehr unterschiedliche Prioritäten. 

Wie kann die Digitalisierung zum erfolg-
reichen Umbau der Städte beitragen?

Babiel: Eine bloße Digitalisierung unserer 
heutigen Prozesse verspricht kaum Mehr-
wert, eine Weiterentwicklung und ein part-
nerschaftliches Miteinander aber schon. Ein 
modellbasiertes, integriertes Planen und 
Bauen ermöglicht eine frühzeitige Koopera-
tion von Bauherren, Planern und Bauindus-
trie. Diese kooperativen Auftraggeber-Auf-
tragnehmer-Beziehungen führen zu einem 
Kulturwandel hin zu mehr Partnerschaft. So 
können wir termin- und kostensicherer bau-
en und Beeinträchtigungen klein halten. 

Wie lässt sich eine bessere Vernetzung 
von Auto und ÖPNV erreichen?

Hillebrand: Die digitale Vernetzung muss 
neben der Fahrverbindung auch die Park-
platzsituation abbilden, denn viele P+R-
Plätze sind hoffnungslos überfüllt. Alle 
 ÖPNV-Anbieter müssen außerdem Daten 
ihres Angebots für bundesweite Mobilitäts-
Apps zugänglich machen. Darüber hinaus 
bieten mittelfristig autonome Shuttle-Busse 
oder -Pkw eine gute Perspektive, in Wohnge-
bieten den Weg zum Bahnhof zu verbessern.   

Wie kann der notwendige Raum für nach-
haltige Mobilität geschaffen werden?

Babiel: Innerstädtische Flächen sind be-
grenzt, und es wäre realitätsfern zu meinen, 
dass wir unsere Städte komplett umplanen 
können. Wir müssen stattdessen überlegen, 
wie wir mehr Mobilität auf dem vorhan-
denen Raum ermöglichen, etwa durch den 
ÖPNV und Sharing-Angebote. Gleichzeitig 
sind aber auch Verkehrsvermeidungsstrate-
gien, etwa bei der Parkplatzsuche, notwen-
dig. Von Vorteil ist, dass sich zunehmend 
 fl exible Arbeitskonzepte durchsetzen.

Im ländlichen Raum kann nicht jeder 
Pendler auf den eigenen Pkw verzichten. 
Wie können diese Beschäftigten unter-
wegs leichter auf den ÖPNV umsteigen? 

Hillebrand: Dazu müssen wir nicht nur die 
Zahl der P+R-Anlagen erhöhen, sondern vor 
allem die Anbindung verbessern. Untersu-
chungen des ADAC haben ergeben, dass es 
hier noch Verbesserungsbedarf gibt. Eine 
höhere Taktung kann die Attraktivität einer 
Anlage enorm steigern. Außerdem benötigen 
viele U- und S-Bahnen zusätzliche Kapazitä-
ten. Wichtig wäre es auch, die Tarifgrenzen 
so anzupassen, dass durch das Anfahren 
entfernterer Anlagen keine größeren Tarif-
sprünge entstehen. Nur so lässt sich verhin-
dern, dass Nutzer bis zum Stadtrand fahren.   

Bewegen günstige Tickets mehr Menschen 
zum Umstieg auf den ÖPNV?

Wolff: Der Ticketpreis ist nicht das entschei-
dende Kriterium, das zeigen auch die Erfah-
rungen in Wien. Man muss konsequent in 
den Ausbau und das Angebot investieren. In 
Wien hat man zudem auch das Autofahren 
durch Ausweitung der Parkraumbewirt-
schaftung und städtebauliche Veränderun-
gen eingeschränkt. Dieser Mix aus Push- und 
Pull-Maßnahmen hat zum Erfolg geführt. 
Die Preisreduzierung des Jahresabos stand 
am Ende eines fast 20-jährigen Prozesses 
und hat am Marktanteil des ÖPNV nur noch 
zwei Prozent ausgemacht. 

Ist eine stärkere Parkraumbewirtschaf-
tung auch in deutschen Städten sinnvoll?

Hillebrand: Die Parkraumbewirtschaftung 
ist nicht neu, kann aber einen Beitrag leis-
ten, den Flächendruck zu vermindern und 
Anwohnern ein Mindestangebot zu sichern. 
Sie sollte aber Teil eines Gesamtkonzepts 
unter Einschluss von Parkmöglichkeiten 
an anderer Stelle sein. In Wien ist das auch 
gelungen, weil parallel der Personennahver-
kehr verbessert wurde. Auf deutsche Städte 
übertragen bedeutet das: Eine stärkere Park-
raumbewirtschaftung ist nur dort akzep-
tabel, wo ausreichend Mobilitätsalternativen 
vorhanden sind bzw. geschaffen werden. 

Wie bewerten Sie die neuen Mobilitätsan-
bieter auf dem Markt?

Wolff: Frischer Wind und eine andere Sicht-
weise auf die städtische Mobilität sind gut. 
Wichtig ist aber, dass wir Regelungen fest-
legen, die für alle gelten und auf die sich die 
Kundinnen und Kunden verlassen können. 
Außerdem sollte die Erbringung einer guten 
und verlässlichen Verkehrsdienstleistung 
oberste Priorität haben und nicht das Sam-
meln von Daten. Dazu braucht es eine Steue-
rung durch die Kommunen.

Hillebrand: Auch aus meiner Sicht sind 
neue Mobilitätsanbieter und -formen zu be-
grüßen. Die Alternativen sollten allerdings 
ökologisch vorteilhaft sein. Es würde wenig 
nützen, wenn durch viele zusätzliche Leer-
fahrten die Fahrleistungen steigen oder die 
Angebote nur als Alternative zu anderen 
emissionsfreien Mobilitätsformen genutzt 
werden. Und natürlich müssen wir die Ver-
kehrssicherheit im Blick behalten, das zeigen 
die Diskussionen um die E-Tretroller. 

Wie sieht für Sie die umwelt- und men-
schengerechte Stadt der Zukunft aus? 

Hillebrand: Die umwelt- und menschen-
gerechte Stadt im Sinne einer Modelllö-
sung gibt es nicht. Ich halte es allerdings 

für wichtig, dass wir Städteplanung und 
Verkehrs politik, kommunale Belange und 
wirtschaftliche Interessen gleichwertig be-
rücksichtigen. In meiner Vorstellung von ei-
ner umwelt- und menschengerechten Stadt 
können sich die Menschen frei bewegen, 
atmen saubere Luft, erleben weniger Lärm 
und wählen zwischen verschiedenen Mög-
lichkeiten der Fortbewegung. Sie kommen 
vorwärts, ohne einander und die Umwelt 
zu beeinträchtigen, häufi ger gemeinsam in 
 einem Verkehrsmittel. 

Babiel: Neben einer höheren Nutzerfreund-
lichkeit wird es notwendig sein, begrenzte 
Räume effi zient zu nutzen. Wir sollten des-
halb Flächen wie Straßen und Außenfassa-
den mit einem zweiten Nutzen ausstatten. 
Energiegewinnung aus der Straße, stick-
oxidbindende Asphaltbeläge oder Moos-
Feinstaubpanels an Lärmschutzwänden und 
Fassaden, die für saubere Luft sorgen, sind 
Beispiele dafür. Ich würde mir wünschen, 
dass wir mit der Politik und den Kommunen 
in einen Dialog darüber treten, welche kon-
kreten Produkte als Baustein für die Stadt 
von morgen genutzt werden können.

Wolff: Die begrenzten Flächen in den wach-
senden Städten und Ballungsräumen müs-
sen stärker in den Fokus der Planungen 
und Maßnahmen genommen werden. Im-
mer mehr Verkehrsangebote auf die bereits 
überlasteten Schienen und Straßen zu brin-
gen, ist nicht zielführend. Eine lebenswerte 
Stadt zeichnet sich doch dadurch aus, dass 
die Menschen schnell und umweltfreund-
lich ihre Wege zurücklegen können. Verkehr 
darf nicht noch mehr zur Belastung werden, 
weder zeitlich noch gesundheitlich. Daran 
müssen alle Akteure gemeinsam arbeiten.

Die städtische Mobilität erfi ndet sich neu
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Neue Mobilitätsangebote bieten Chancen, bringen aber 
auch Herausforderungen mit sich.   Seite V4
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S
taus und stockender Verkehr sind 
im Berufsverkehr an der Tages-
ordnung – ganz gleich, ob man 
nach München, Berlin, Hamburg 
oder Düsseldorf blickt. 19,3 Mil-
lionen Menschen pendelten 2018 

in Deutschland laut Angaben des Bundesin
stituts für Bau-, Stadt- und Raumforschung. 
Ein Großteil davon ist mit dem eigenen Pkw 
unterwegs. Die Auswirkungen sind für alle 
spürbar: „Unsere Verkehrsinfrastruktur 
platzt vielerorts aus allen Nähten“, bringt Dr. 
Gerd Landsberg die hohe Belastung auf den 
Punkt. Für den Hauptgeschäftsführer des 
Städte- und Gemeindebundes besteht drin-
gender Handlungsbedarf: „Neben der Errei-
chung der Klimaziele erfordert insbesonde-
re das wachsende Pendleraufkommen eine 
umfassende Verkehrswende. Nicht zuletzt 
gilt es auch, saubere Luft und damit mehr 
Lebensqualität in den Städten zu erreichen.“ 
Die deutschen Kommunen haben mit dem 
notwendigen Umbau der Städte begonnen. 
Investitionen in den Ausbau der Kapazitäten 
und Infrastruktur sollen den öffentlichen 
Nahverkehr verbessern, die Neuaufteilung 
des öffentlichen Raums mehr Platz für nach-
haltige Mobilität schaffen. Ohne umfassende 
Unterstützung des Bundes und der Länder 
geht es Dr. Landsberg zufolge aber nicht: 
„Wir haben jahrelang an der autogerechten 
Stadt gebaut und müssen jetzt den Schalter 
umlegen. Das geht nur im Zusammenspiel 
aller politischen Ebenen. Für eine bessere 
Koordination haben wir hierzu jüngst ein 
Bündnis für moderne Mobilität zwischen 
Bund, Ländern und Kommunen gegründet.“

Den ländlichen Raum stärken 

Berufstätige im ländlichen Raum sind beim 
Pendeln besonderen Belastungen ausge-
setzt, denn sie müssen für den Weg zur 
Arbeit oft lange Strecken zurücklegen und 
haben mangels passender öffentlicher Ver-
kehrsangebote vielfach keine Alternative 
zum eigenen Auto. Dem Bundesinstitut für 
Bevölkerungsforschung zufolge sind die Ar-
beitswege der Berufstätigen im Vergleich zu 

1991 heute deutlich länger und weiter. „Auf-
grund von tiefgreifenden Veränderungen 
in den Bereichen Verkehrsinfrastruktur, 
Arbeitswelt und Familie beobachten wir 
seit Anfang der 1990er-Jahre eine deutliche 
Zunahme langer Pendelwege in Deutsch-
land“, erklärt Prof. Dr. Norbert F. Schneider. 
„Beigetragen zu dieser Entwicklung haben 
auch die in den letzten Jahren in vielen 
Städten deutlich gestiegenen Mieten.“ Die 
Unterstützung ländlicher Regionen hat für 
Dr. Landsberg eine hohe Bedeutung: „An-

gesichts der Wohnraumknappheit und des 
Ziels gleichwertiger Lebensverhältnisse 
brauchen wir eine Stärkung des ländlichen 
Raums. Das heißt, einerseits Infrastruktur 
und Arbeitsplätze auch abseits der Metro-
polen anzusiedeln und andererseits den 
Ausbau der Bahn in der Fläche voranzutrei-
ben. Durch schnelle und attraktive Anbin-
dungen können beispielsweise Mittel- und 
Unterzentren für die Menschen und Ar-
beitgeber noch attraktiver werden.“ Dort, 
wo der ÖPNV aufgrund fehlender Bahn-

strecken oder geringer Bevölkerungsdich-
te kaum eine Alternative bietet, kann der 
Ausbau der Park+Ride-Plätze den Umstieg 
am Stadtrand erleichtern. „Im ländlichen 
Raum und im Umland der Städte ist der Be-
darf an Park+Ride-Parkplätzen enorm. Bei 
der Planung und Umsetzung solcher Mobi-
litätsstationen müssen wir schneller wer-
den und Standardlösungen flächendeckend 
ausrollen. Dann erreichen wir auch spür
bare Verlagerungseffekte“, ist Dr. Landsberg 
überzeugt. 

Grenzüberschreitende Lösungen 

Neben allem Engagement der politischen 
Entscheider auf Bundes-, Landes- und Kom-
munalebene sowie der Verkehrsunterneh-
men ist es auch an den Unternehmen und 
ihren Beschäftigten, ihren Beitrag zu einer 
klimafreundlichen Pendlermobilität zu leis-
ten. Viele Unternehmen setzen auf Modelle 
wie Homeoffice und Coworking oder fördern 
den Umstieg ihrer Mitarbeiter mit Maßnah-
men wie Jobtickets für den öffentlichen Ver-

kehr, Fahrradleasing oder E-Fahrzeugen. 
Auch Betriebe in der Vierländerregion Öster-
reich, Schweiz, Liechtenstein und Deutsch-
land suchen angesichts stark ausgeprägter 
Pendlerströme nach Lösungen für eine effi-
zientere und nachhaltigere Mobilität. Mehr 
als 50.000 Beschäftigte bewegen sich dort 
täglich über Staatsgrenzen hinweg. Allein 
21.000 davon pendeln nach Liechtenstein – 
eine verkehrliche Herausforderung für das 
nur 38.000 Einwohner zählende Fürstentum. 
Seit Anfang 2016 haben sich Liechtenstein, 
Vorarlberg, der Kanton St. Gallen und der 
Landkreis Lindau im Projekt „Nachhaltige 
Pendler-Mobilität“ (PEMO) damit beschäf-
tigt, wie der Umstieg auf klimafreundliche 
Verkehrsmittel gelingen kann. Gemeinsam 
mit der Internationalen Alpenschutzorga-
nisation CIPRA und dem Energieinstitut 
Vorarlberg entwickelten die Beteiligten 
einen Werkzeugkoffer für betriebliches Mo-
bilitätsmanagement, berieten, motivierten 
und sensibilisierten. „Wir haben festgestellt, 
dass viele Unternehmen dem Thema bereits 
sehr aufgeschlossen gegenüberstehen“, sagt 
Jakob Dietachmair, Projektleiter bei CIPRA. 
„Angesichts von Expansion und teuren Park-
flächen sind Lösungen willkommen, die Mit-
arbeiter zum Verzicht auf das Pendeln mit 
dem Auto bewegen.“ Im Rahmen von PEMO 
sind viele praktische Maßnahmen umgesetzt 
worden. So haben sich Firmen zusammenge-
tan, um gemeinsam günstige E-Bike-Leasing
Angebote zu realisieren. Andere Unterneh-
men haben Abfahrtsmonitore für öffentliche 
Verkehrsmittel eingerichtet oder vergeben 
Ecopoints an Beschäftigte, die ihren Arbeits-
weg nachhaltig gestalten. Die gesammel-
ten Punkte können bei Partnerunterneh-
men eingelöst werden. Jakob Dietachmair 
wünscht sich, dass noch mehr Unternehmen 
aktiv werden: „Es braucht einen Kulturwan-
del. Viele Betriebe interessieren sich nach 
wie vor zu wenig für die Mobilität ihrer Be-
schäftigten, dabei könnten sie einen deutlich 
größeren Einfluss nehmen und durch die 
Verknüpfung mit dem betrieblichen Gesund-
heitsmanagement zugleich noch die aktive 
Bewegung der Mitarbeiter fördern.“

Neue Wege für ein klimafreundliches Pendeln 
Immer mehr Menschen in Deutschland pendeln und legen dabei zunehmend weite Wege zurück. Wenn die Verkehrswende gelingen soll,  

müssen bessere Lösungen für die Mobilität der Berufstätigen gefunden werden.     Von Silja Mannitz

Die ÖPNV-Branche ist auf 
qualifizierte Fachkräfte ange-
wiesen. Als Mobilitätsdienst-
leister bieten die Verkehrsun-
ternehmen attraktive Berufe, 
neue Tätigkeitsfelder und gute 
Karrierechancen.

V O N  H E I K E  R E I N H O L D

D
ie Verkehrswende verlangt nach 
neuen Formen der Mobilität – und 
nach Menschen, die diese Mobili-
tät ermöglichen. Bis zum Jahr 2030 

soll ein Drittel mehr Busse und Bahnen als 
heute unterwegs sein und fast ein Viertel 
mehr Güterverkehr über die Schiene laufen. 
Doch das notwendige Wachstum im ÖPNV-
Sektor fällt mit dem Ruhestand der Baby-
boomer-Generation zusammen: In den kom-
menden zehn Jahren muss rund die Hälfte 
aller Stellen im ÖPNV – insgesamt rund 
75.000 – neu besetzt werden. Für nur etwa 
jede Fünfte dieser Stellen kommt ein Auszu-
bildender in Frage. Personalmangel herrscht 
in der Branche bei Ingenieuren, IT-Experten 
und Auszubildenden gleichermaßen. Der 
dringendste Bedarf – und das spürt auch der 
Fahrgast – ist in den Fahrberufen zu verzeich-
nen. Immer wieder kommt es deshalb zu ers-
ten Angebotseinschränkungen. Der Posten 
des Triebfahrzeugführers bei der Eisenbahn 
gilt bereits seit Jahren als Engpassberuf. „Die 
Ursache für den Personalmangel liegt keines-

wegs daran, dass die Unternehmen unattrak-
tiv wären“, weiß Dr. Jan Schilling, Geschäfts-
führer des Bereichs ÖPNV beim Verband 
Deutscher Verkehrsunternehmen (VDV). „Der 
Branche fehlt es allerdings an Wahrnehmung 
und Kommunikation in den überregionalen 
oder bundesweiten Bewerbermärkten. Bis-
lang waren wir hier noch zu zaghaft unter-
wegs. Fehlende Informationen und Vorurteile 
über die Berufe sind die Folge.“ Das versucht 
der VDV seit 2019 mit seiner deutschland-
weiten Arbeitgeberinitiative zu ändern: Ziel 
ist es, auf der Plattform www.in-dir-steckt-
zukunft.de ein stärkeres Interesse an den 
Verkehrsberufen zu wecken, über Berufsfel-
der und Arbeitgeber zu informieren und die 
Verkehrsunternehmen auch operativ, zum 
Beispiel über ein Webportal, zu unterstützen.

Neue, spannende Berufe

 „Es geht darum, die Attraktivität der Bran-
che herauszustellen und ihre gesellschaft-
liche Bedeutung deutlich zu machen“, sagt 
Schilling. Zudem erfahre das Thema aktuell 
einen großen Bedeutungszuwachs, da sich 
die Unternehmen vom klassischen Beförde-
rer zum umfassenden Mobilitätsdienstleis-
ter entwickeln. „Die Mobilität der Zukunft 
wird geprägt sein von Vielfalt, Vernetzung, 
Digitalisierung und Nachhaltigkeit. Beste-
hende Berufe werden sich wandeln, neue 
Berufe entstehen“, prognostiziert der VDV-
Geschäftsführer und verweist auf die Tätig-
keitsfelder, die Digitalisierung und Verkehrs-
wende mit sich bringen. Vor allem für die 
Verkehrslenkung und die Organisation mul-
timodaler Mobilitätsangebote würden Fach-
kräfte wie System- und Fachinformatiker, 
Netzarchitekten und Data Scientists, Elek

troniker, Mobilitätsberater und Datenschutz-
experten gebraucht. „Das sind spannende, 
attraktive und sichere Berufe mit Zukunft“, 
so Schilling.

„Es gibt wohl kaum eine Branche, die vor 
dem Hintergrund der Herausforderungen 
des Klimawandels und wachsender Städte 
derartig an Bedeutung gewonnen hat wie 
die Mobilitätsbranche“, betont auch Claudia 
Güsken, Vorständin Personal der Hamburger 
Hochbahn. Die Entwicklung intelligenter und 
klimaschonender städtischer Verkehrskon-
zepte sei entscheidend für die Zukunft – und 
der ÖPNV ein wichtiger Hebel. „Im Umkehr-
schluss bietet die Branche ein hohes Maß an 
Jobsicherheit, Perspektive sowie Sinnhaftig-
keit, und das merken wir auch an den Rück-
meldungen von Bewerberinnen und Bewer-
bern.“ Der Verkehrssektor biete für Männer 
und Frauen gleichermaßen attraktive Kar
rierechancen. Dennoch sind Mitarbeiterinnen 
in vielen Bereichen noch unterrepräsentiert. 
„Auch daran arbeiten wir aktiv. Einige unse-
rer Recruiting-Formate sprechen ganz gezielt 
Frauen an – unter anderem auch im Busfahr-
dienst, denn erfahrungsgemäß bewerben sich 
Frauen hier seltener. Unsere Maßnahmen 
zeigen Wirkung: Im vergangenen Jahr konn-
ten wir den Anteil der Fahrerinnen im Busbe-
reich auf knapp zwölf Prozent steigern. Fakt 
ist aber auch: Wir wollen hier noch stärker 
werden.“ Neben den klassischen Maßnahmen 
wie Recruiting-Kampagnen mit Außenwer-
bung an Haltestellen und Fahrzeugen sowie 
Onlinewerbung setzt die Hochbahn auch auf 
neue Formate. Seit zwei Jahren lernen Inter-
essierte bei Schnuppertagen die Betriebshöfe 
kennen. „Die sogenannten JobDates werden 
gut angenommen und senken die Hemm-
schwelle vor dem beeindruckenden Fahrzeug 
Linienbus. Darüber hinaus sprechen wir mit 
unseren Kampagnen gezielt Quereinsteigerin-
nen und Quereinsteiger an“, berichtet Claudia 
Güsken. Insgesamt konnte die Hochbahn so 
im vergangenen Jahr über 600 Stellen beset- 
zen, davon etwa 200 neugeschaffene. Gute 
Voraussetzungen, damit die klimafreundliche 
Mobilität weiter Fahrt aufnehmen kann.

Der Bund fördert innovative 
Verkehrsprojekte in fünf 
deutschen Städten. Die Pro-
jekte sollen aufzeigen, wie 
sich mehr Menschen für den 
ÖPNV begeistern und die 
Stickoxide senken lassen.

V O N  T I M  W O H L F A R T H

M
annheim ist neben Bonn, Essen, 
Reutlingen und Herrenberg eine 
der fünf Modellstädte, die noch 
bis Ende 2020 vom Bund dabei 

unterstützt werden, die Luftqualität zu ver-
bessern. Zur Erinnerung: Mitte August 2018 
gaben das Bundesverkehrsministerium und 
das Bundesumweltministerium bekannt, 
bis 2020 innovative Verkehrsprojekte in den 
genannten Städten mit rund 130 Millionen 
Euro zu finanzieren. „Wir unterstützen die 
Modellstädte gemeinsam mit dem Bundes-
umweltministerium dabei, den öffentlichen 
Personennahverkehr vor Ort noch attrak-
tiver zu gestalten und so die Luftqualität in 
den Innenstädten zu verbessern“, erklärt 
Dr. Tamara Zieschang, Staatssekretärin im 
Bundesministerium für Verkehr und digi-
tale Infrastruktur. „Wir sind sehr gespannt, 
was die Evaluierung der Maßnahmen gegen 
Ende des Jahres bringen wird. Maßnahmen, 
die sich als besonders wirksam erweisen, 
könnten dann gegebenenfalls auch von an-
deren Städten übernommen werden.“

Erste Zwischenbilanz in Mannheim

In Mannheim haben die Verantwortlichen 
bereits eine erste Zwischenbilanz gezogen. 
Nach Angaben des Ersten Bürgermeisters und 
ÖPNV-Dezernenten Christian Specht zählt zu 
den Erkenntnissen, „dass die vergünstigten 
Tickets wie erwartet zu einer Steigerung der 
ÖPNV-Nutzung geführt haben. Die Fahrzeuge 
sind um 5,9 Prozent mehr belegt.“ Einen noch 
stärkeren Effekt hätten allerdings die Ange-
botsverbesserungen. Auf den Linien, auf de-
nen die Takte verdichtet wurden, hat man eine 
Fahrgaststeigerung um 26 Prozent gemessen. 
„Das bestätigt unsere Strategie, uns auf einen 
Ausbau der Verbindungen zu konzentrieren. Es 
ist wichtig, den Nutzern ein gutes Angebot im 
Sinne des Fahrkomforts und der Verfügbarkeit 
anzubieten, anstatt lediglich Preise zu senken“, 
so Christian Specht. Ob es sich bei den zusätz-
lichen Fahrgästen tatsächlich um dauerhafte 
Umsteiger vom Pkw handelt oder um ÖPNV-
Nutzer, die noch häufiger mit öffentlichen 
Verkehrsmitteln fahren, lässt sich noch nicht 

sagen. Die Akteure wollen aber an dem einge-
schlagenen Weg festhalten und weitere Verbes-
serungen anstoßen. „Da jeder Euro nur einmal 
ausgegeben werden kann, muss man von Fall 
zu Fall sehr genau abwägen, ob es Investitionen 
in günstigere Tickets oder eine bessere Qualität 
des Angebots gibt“, konstatiert Martin in der 
Beek, Technischer Geschäftsführer der Rhein-
Neckar-Verkehr GmbH (rnv). „Aus unserer 
Sicht kann die Verkehrswende nur gelingen, 
wenn wir auch das ÖPNV-Angebot durch neue 
Strecken und dichtere Taktungen verbessern.“ 
Konkret soll durch die Einführung einer neuen 
Linie zwischen Popakademie und Hochschule 
mit dem Glückstein-Quartier ein neues Stadt-
quartier erschlossen und die bestehende Linie 
60 zwischen Popakademie und Hauptbahnhof 
verstärkt werden. 

Als besonderen Erfolg bewerten die Betei-
ligten die Ausweitung des Job-Ticket-Angebots: 
Mehr als 100 Mannheimer Unternehmen bieten 
im Rahmen der Modellstadt das Job-Ticket neu 
an. Damit haben nun insgesamt rund 35.000 
Beschäftigte in Mannheim die Möglichkeit, 
vergünstigt zu pendeln. Ein weiterer Erfolg: 
Seitdem im Rahmen einer der Modellstadt-
Maßnahmen der Grundpreis beim sogenannten 
eTarif, der nur die tatsächlich zurückgelegte 
Luftlinie berechnet, um mehr als ein Drittel 
reduziert wurde, hat sich die Zahl der Fahrten 
verdoppelt. Bei aller Freude bleibt eine Erkennt-
nis: Die Einnahmen, die durch die erhöhten 
Fahrgastzahlen seit Beginn der Modellstadt-
Maßnahmen generiert werden, kompensieren 
nicht die enstehenden Kosten. „Letztlich wird 

man immer draufzahlen müssen, insbesonde-
re bei den Tarifmaßnahmen“, erklärt Specht. 
„Wenn wir das Maßnahmenpaket also lang-
fristig in dieser Form anbieten wollen, bedarf es 
finanzieller Unterstützung durch den Bund.“

Weitere Maßnahmen

Auch in den übrigen Modellstädten wurden 
durch Angebotsverbesserungen im Nahver-
kehr und neue Tarifangebote die Weichen in 
Richtung klimafreundlicher Verkehr gestellt. 
Darüber hinaus werden aber auch weitere 
Ansätze verfolgt. In Bonn fiel Anfang Oktober 
der Startschuss für das Mobilitätsprogramm 
„Jobwärts“. Hierbei entwickeln die Stadt Bonn, 
der Rhein-Sieg-Kreis und das Zukunftsnetz 
Mobilität (VRS) mit Arbeitgebern innovative 
Mobilitätsangebote für Beschäftigte. In Essen 
setzt man auf kurzfristige Verbesserungen 
des ÖPNV-Angebots in Kombination mit neu-
en Tarifangeboten sowie auf den Ausbau der 
Fahrradinfrastruktur. In Reutlingen wurde 
Anfang September 2019 ein neues Stadtbusnetz 
mit zehn neuen Buslinien, mehr als 100 neuen 
Haltestellen und verdichteten Fahrplänen ein-
geweiht. Seit Januar 2019 ist in Herrenberg eine 
Messflotte unterwegs, die Rückschlüsse auf die 
Auswirkungen der Modellstadt-Maßnahmen 
ermöglichen soll. Darüber hinaus soll ab die-
sem Frühjahr die erste Version einer Mobilitäts-
plattform verfügbar sein. Die Plattform bietet 
den Nutzern Informationen, wie sie ihr Ziel mit 
unterschiedlichen Verkehrsmitteln erreichen 
können. Integriert ist eine Fahrplanauskunft.

NEUE WEGE BRINGEN NEUE TALENTE
Auf der Suche nach neuen Mitarbeitern setzen 
Verkehrsunternehmen in ganz Deutschland auf 
aufmerksamkeitsstarke Konzepte. Durch Leip-
zig rollt ein Karrierebus, in München ist eine Be-
werbertram unterwegs, und Wiesbaden sucht 
nach Alltagshelden. In Nordrhein-Westfalen 
machen gleich zehn Eisenbahnunternehmen 
im Landesprogramm „Fokus Bahn NRW“ beim 
Recruiting gemeinsame Sache. Die „Women 
in Mobility“ (WiM) engagieren sich derweil für 
eine bessere Sichtbarkeit von Frauen in der 
Mobilitätsbranche – auf Führungsebene und 
in Projekten, aber auch als Referentinnen und 
Expertinnen.

Nachhaltige Berufe mit Perspektive Modellstädte machen klimafreundlich mobil

In Mannheim haben Angebotsverbesserungen zu Fahrgaststeigerungen geführt.

In den Städten und Ballungszentren führt das wachsende Pendleraufkommen in den Stoßzeiten zu einer enormen Verkehrsbelastung. Der öffentliche Nahverkehr bietet Entlastung.

Die ÖPNV-Branche bietet attraktive Karrierechancen für Frauen. FOTO HOCHBAHN 
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Wenn mehr Menschen für den Umstieg auf Bus und Bahn gewonnen werden sollen, müssen nicht nur die Kapazitäten ausgebaut, sondern auch die vorhandenen Systeme modernisiert werden. 
Der Bund hat jetzt die Weichen für die Modernisierung der in die Jahre gekommenen U- und Stadtbahnsysteme in den deutschen Städten gestellt.       Von Tim Wohlfarth

M
ünchen, Sendlinger Tor. 
Seit 2017 wird dort der 
U-Bahnhof grunderneu-
ert und bis 2023 zum 
„Zukunftsbahnhof“ aus-
gebaut. Ein Mammutpro-

jekt, für das die Stadtwerke München 150 
Millionen Euro veranschlagen. Sie erneuern 
in der Umsteigestation die Technik aus den 
1960er- und 1970er-Jahren, optimieren den 
Brandschutz, überarbeiten die Innenarchi-
tektur komplett und passen sie an die aktu-
ellen Bedürfnisse an. Dazu zählen vor allem 
Maßnahmen, um die stetig wachsenden 
Fahrgastströme besser zu kanalisieren. „Der 
U-Bahnhof wird nicht nur saniert und mo-
dernisiert, sondern wir schaffen an diesem 
zentralen Knotenpunkt auch mehr Platz“, 
erklärt Ingo Wortmann, Vorsitzender der Ge-
schäftsführung der Stadtwerke-Tochter MVG 
und Präsident des Verbandes Deutscher Ver-
kehrsunternehmen (VDV). 

Verkehrsaufkommen verdreifacht 

Mehr Platz ist bitter nötig. Immerhin rund 
250.000 Fahrgäste frequentieren den Bahn-
hof täglich. Sechs U-Bahn-, fünf Tram- und 
zwei Buslinien sorgen für ein Verkehrsauf-
kommen, das sich gegenüber der ursprüngli-
chen Planung der Station schon verdreifacht 
hat. „Der Umbau ist eine zentrale Maßnahme 
in unserem Programm zur Grunderneue-
rung und Leistungssteigerung der Münchner 
U-Bahn“, sagt Ingo Wortmann. „Zum einen 
kommt die Infrastruktur in die Jahre. Zum 
anderen platzen die Bahnhöfe und Züge in 
den Hauptverkehrszeiten inzwischen aus 
allen Nähten. In der Planungszeit vor über 
50 Jahren konnte niemand vorhersehen, 
dass der ÖPNV in München so erfolgreich 

sein wird. Wir müssen die Infrastruktur 
jetzt massiv erneuern und ausbauen, damit 
sich die Fahrgäste nicht gegenseitig auf den 
Füßen stehen und wir die Kapazitätsgrenzen 
sprengen. Das wäre das Gegenteil von Ver-
kehrswende.“ 

Am Sendlinger Tor stehen die Chancen 
gut, dass das Ziel erreicht wird. Die Arbei-
ten kommen gut voran, wie Ingo Wortmann 
erläutert: „Die beiden Erweiterungsbauwer-
ke, die künftig einen wesentlichen Beitrag 
zur Entzerrung der Fahrgastströme leisten, 

sind im Rohbau fertig – das erste nehmen wir 
im Frühjahr in Betrieb.“ Insgesamt geht die 
Grunderneuerung also weit über eine einfa-
che Sanierung hinaus und weist eher in Rich-
tung Neubau. Damit ist die Maßnahme am 
U-Bahnhof Sendlinger Tor sicher das aufwän-

digste, aber nicht das einzige Projekt, mit dem 
München das U-Bahn-Netz fit für die Zukunft 
machen will. Allein für die Grunderneuerung 
des Netzes in München, so Schätzungen der 
SWM/MVG, dürften in den kommenden Jahren 
Investitionen von etwa 600 Millionen anstehen.

Novellierung des GVFG

München ist nur ein Beispiel für die An-
strengungen der Verkehrsunternehmen in 
Deutschland, ihre Stadt- und U-Bahnen zu-
kunftsfähig zu gestalten. Große Hoffnungen 
setzt man dort sowie auch in anderen Bun-
desländern auf die Änderung des Gemeinde-
verkehrsfinanzierungsgesetzes (GVFG), die 
das Bundeskabinett Anfang November 2019 
beschlossen hat. Die Novellierung sieht nicht 
nur eine schrittweise Aufstockung der Mittel 
von 333 Millionen Euro pro Jahr auf 2 Milliar-
den jährlich plus Dynamisierung ab 2025 vor. 
Das Gesetz enthält darüber hinaus nun auch 
die Möglichkeit, die Mittel in die Grunderneu-
erung bestehender Anlagen zu investieren. 
Bislang hat der Bund lediglich den Neu- und 
Ausbau von Verkehrsprojekten gefördert. „Die 
Bundesregierung hat mit diesem Schritt si
gnalisiert, dass sie die Verkehrswende auch 
in den Kommunen maßgeblich voranbringen 
und finanziell unterstützen will“, sagt Ingo 
Wortmann. Auch der Hauptverband der Deut-
schen Bauindustrie begrüßt diesen Schritt, 
verweist allerdings noch auf eine weitere Not-
wendigkeit: Planungsbeschleunigung. „Wich-
tig für eine schnelle Umsetzung der Projekte 
ist eine partnerschaftliche Zusammenarbeit 
auf der Grundlage von kooperativen Vertrags-
modellen, aber natürlich auch das Thema 
Planungsbeschleunigung. Vor diesem Hinter-
grund ist es zu begrüßen, dass der Bund die 
Regelungen zur Planungsbeschleunigung aus 

dem Planungsbeschleunigungsgesetz nun 
auch auf Planungs- und Genehmigungsverfah-
ren für Straßen- und U-Bahnen nach dem Per-
sonenbeförderungsgesetz übertragen hat“, so 
Peter Hübner, der Präsident des Verbandes. Für 
die Bauindustrie sei es existenziell, dass die 
Unternehmen eine gesicherte Investitionsper
spektive haben, um langfristig nicht nur 
planen zu können, sondern auch ihre Personal
kapazitäten anzupassen.

Länder sind gefordert

Nachdem der Bund sich bewegt hat, richtet 
sich die Aufmerksamkeit nun auch auf die 
Bundesländer. „Wir brauchen eine kohären-
te Finanzierung über alle staatlichen Ebenen 
hinweg. Nachdem der Bund jetzt erhebliche 
zusätzliche Mittel bereitgestellt hat, sind nun 
die Länder am Zug, diesen Schwung aufzu-
greifen und zu flankieren. Denn der ÖPNV ist 
in erster Linie Aufgabe der Länder“, betont 
Ingo Wortmann. Als positives Beispiel nennt 
der VDV-Präsident Nordrhein-Westfalen. 
Dort hatte ein von der Landesregierung in 
Auftrag gegebenes Gutachten einen Erneue-
rungsbedarf bei den Stadt- und Straßenbah-
nen in Höhe von 2,6 Milliarden Euro bis 2031 
ermittelt. Die Landesregierung unterstützt 
die Kommunen bei dieser Aufgabe mit einer 
Milliarde Euro bis 2031. „Einige andere Bun-
desländer müssen den Schritt hin zu einer 
Aufstockung der ÖPNV-Finanzierung noch 
nachvollziehen. Das ist entscheidend, wenn 
wir bundesweit denselben hohen Qualitäts- 
und Leistungsanspruch bei Bus und Bahn 
gewährleisten wollen. Die Klimaschutzziele 
im Verkehrssektor dürfen sich nicht an Lan-
desgrenzen orientieren, das ist eine bundes-
weit gemeinsame Aufgabe aller Akteure“, so 
Wortmann abschließend.

Voller Einsatz im Untergrund

Wenn es um die Neugestaltung 
der städtischen Mobilität geht, 
sind Bund, Länder und Kom-
munen gleichermaßen gefragt.

V O N  H E L M U T  D E D Y 

W
ie bekommen wir bis zum Jahr 
2030 unseren Verkehr klima-
schonender ausgerichtet? Und 
wie bleibt Mobilität bezahl-

bar? Diese Fragen stellen sich Bund, Länder und 
Kommunen. Antworten darauf sind nicht leicht. 
Über Jahrzehnte hinweg war unser Land auf 
das Auto und den Individualverkehr fokussiert. 
Inzwischen kommt der Verkehr in Städten im-
mer öfter an Grenzen. Pkw- und Lieferverkehr 
sorgen für volle Straßen und Staus, Abgase 
belasten das Klima. Gleichzeitig ziehen mehr 
Menschen in die Städte, weil sie das Leben dort 
attraktiv finden. Das macht Lösungen dring-
licher. Intensiv wird gleichzeitig darüber dis
kutiert, wie sich Straßen und Plätze besser für 
ein Miteinander der Menschen nutzen lassen  
statt als Abstellplatz für Pkw.

Von einer wirksamen CO2-Verringerung 
ist der Verkehrsbereich in Deutschland aktuell 
noch weit entfernt. Der Klimaschutz dominiert 
zwar die Debatten. Gleichzeitig wurden 2019 
laut Kraftfahrtbundesamt jedoch erstmals 
mehr als eine Million SUV und Geländewagen 
gekauft. Das sind knapp ein Drittel aller Neuzu-
lassungen. Und der Lieferverkehr rechnet dieses 
Jahr mit rund vier Milliarden Paketsendungen. 
Damit nimmt das Verkehrsaufkommen in den 
Innenstädten weiter zu. Mit E-Rollern, diversen 
Sharing-Anbietern und On-Demand-Diensten 
für Kleinbusse wird Mobilität in den Städten 
vielfältiger. Doch brauchen wir im innerstädti-
schen Verkehr in der Gesamtheit definitiv weni-
ger Autos, sonst lässt sich schon allein das Kapa-
zitätsproblem nicht lösen.

Anreize für den Umstieg schaffen

Doch wie lassen sich die Menschen motivieren, 
vom Auto auf emissionsarme und flächenspa-
rende Verkehrsmittel umzusteigen? Ein wichtiger 
Anreiz dafür ist ein attraktiver, moderner und 
leistungsstarker öffentlicher Nahverkehr. Damit 
er dem wachsenden Bedarf entspricht, müssen 
Straßenbahn- und Stadtbahn-Schienennetze er-
weitert und erneuert werden, Tunnel- und Gleis-
anlagen saniert, Busse und Bahnen neu gekauft 
oder umgerüstet, Haltestellen umgebaut und 
Verkehrssysteme so digitalisiert werden, dass 
sie eine engere Taktung ermöglichen. Hinzukom-
men muss ein attraktives und sicheres Radwege- 
und Fußwegenetz. Außerdem müssen wir die 
Stadt-Umland-Verbindungen verbessern, damit 
mehr Pendler das Auto stehen lassen.

Die Städte sind schon seit längerem intensiv 
bei klimafreundlichen Mobilitätslösungen enga-
giert. Sie investieren in umweltfreundliche Bus-
flotten, digitalisieren Verkehrssysteme, bauen 
Radwege aus und gestalten öffentliche Räume 
fußgängerfreundlicher. Rund elf Milliarden 
Fahrgäste pro Jahr sind in Deutschland in Bah-
nen und Bussen unterwegs, Tendenz steigend. 

Dieses Engagement allein reicht aber nicht. Damit 
die Verkehrswende an Fahrt gewinnt, müssen 
Bund und Länder mit den Kommunen an einem 
Strang ziehen. Es braucht den Mut der politischen 
Akteure, eine ausreichende Finanzierung, und 
es geht nur mit den Bürgerinnen und Bürgern. 
Jüngst haben Kommunen, Bund und Länder im 
frisch gegründeten Bündnis für moderne Mobili-
tät ein gemeinsames Ziel so formuliert: Kommu-
nen sollten den Spielraum haben, der nötig ist, 
um Mobilität so zu gestalten, dass sie den Bedürf-
nissen der Menschen vor Ort gerecht wird. 

Den Städten vertrauen

Der Appell an Bund und Länder lautet: Vertraut 
den Städten vor Ort. Das ist der richtige Ansatz. 
Der Bund sollte den Städten die Möglichkeit 
geben, den fließenden, den ruhenden und den 
öffentlichen Verkehr in ihrem Bereich besser 
gestalten zu können. Schon jetzt sind die Ideen 
und Konzepte für eine intelligentere und klima-
verträgliche Mobilität zahlreich. Im Bereich Lie-

ferverkehr etwa wollen Städte, dass die Logistik-
unternehmen sich auf der letzten Meile mit den 
Kunden zusammentun. Gemeinsame Mikro-
Depots als Zwischenlager der Paketsendungen 
und eine anschließende gebündelte Ausliefe-
rung mit Elektrofahrzeugen oder Lastenrädern 
werden bereits in mehreren Städten erprobt. 
Außerdem möchten Städte künftig Umweltspu-
ren leichter selber einrichten und beschildern 
dürfen. Sie wollen den grünen Pfeil für Radfah-
rer ausprobieren können. Und sie möchten im 
Stadtgebiet Tempo 30 auch auf Hauptstraßen 
anordnen dürfen, wo es für die Verkehrssicher-
heit wichtig ist, zum Beispiel auf den Schulwe-
gen. All das wird nur möglich, wenn der Bund 
die gesetzlichen Regelungen dafür schafft. 

Außerdem sollten Bund und Länder die 
vielen unterschiedlichen Fördertöpfe zusam-
menlegen und Zusagen für die Förderung des 
Radverkehrs und die Modellprojekte im ÖPNV 
schnell verwirklichen. Und Bund und Länder 
müssen diese Herausforderungen langfristig 
mitfinanzieren. Mit den Änderungen des Ge-
meindeverkehrsfinanzierungsgesetzes und des 
Regionalisierungsgesetzes werden erste wichti-
ge Grundlagen gelegt. Was ich mir für eine wirk-
same CO2-Senkung im Verkehrsbereich darüber 
hinaus vom Bund wünschen würde, ist eine 
bundesweite Strategie zur Verkehrswende, die 
den Weg bis 2030 vorzeichnet. Die Städte sind 
bereit, sie mit zu entwickeln.

Dortmund will den Weg 
zur emissionsfreien Innen-
stadt ebnen: In den nächs-
ten Jahren werden 16 ganz 
konkrete Maßnahmen das 
„UmsteiGERN“ auf Rad, Bus, 
Bahn oder E-Auto leichter 
machen. Das Ziel: 75 Prozent 
der Wege in die City sollen 
in Zukunft klimafreundlich 
zurückgelegt werden.

V O N  S I L J A  M A N N I T Z

W
ie alle deutschen Städte steht 
auch Dortmund vor verkehr-
lichen Herausforderungen. 
Zwar kommen bereits 67 Pro-

zent der Besucher zu Fuß, mit Bus und Bahn, 
dem Fahrrad oder Elektroauto in die City. 
Über die Hälfte davon nutzten den ÖPNV. 
Das gut ausgebaute radiale Stadtbahnsys-
tem findet bei den Bürgerinnen und Bürgern 
eine hohe Akzeptanz. Mehr als 130 Millio-
nen Fahrgäste zählt das städtische Verkehrs-
unternehmen Dortmunder Stadtwerke AG 
(DSW21) Jahr für Jahr. Trotzdem können auf 
einigen Straßen die Stickstoffdioxidgrenzwer-
te noch nicht eingehalten werden. Vor diesem 
Hintergrund hat die Stadt im Mai 2019 das 
Projekt „Stadtluft ist (emissions-)frei – Dort-
munds Einstieg in eine emissionsfreie Innen-
stadt“ gestartet. Mit 16 Maßnahmen will das 
von der Europäischen Union und dem Land 
Nordrhein-Westfalen geförderte Projekt die 
Menschen dazu bewegen, möglichst viele 
Wege in die Innenstadt zu Fuß, per Fahrrad, 
mit öffentlichen Verkehrsmitteln oder elek-
trisch angetriebenen Fahrzeugen zurück
zulegen.

Bauen und beraten

„Wir wollen die Mobilität in Dortmund noch 
klimafreundlicher und emissionsärmer 
machen“, sagt Andreas Meißner, Leiter des 
Projektes „Emissionsfreie Innenstadt“ bei 
der Stadt Dortmund. „Hier sehen wir mit der 
Förderung des Landes und der EU die Chan-
ce, Mobilitätsmaßnahmen im Rahmen einer 
integrierten Strategie umzusetzen, die den 
Einstieg in eine emissionsfreie Innenstadt 
ermöglicht. Mit verbesserten Angeboten 
möchten wir Anreize schaffen und so Fahr-
verbote vermeiden. Der kürzlich geschlosse-
ne Vergleich mit der Deutschen Umwelthilfe 
zeigt, dass unser Ansatz der richtige ist.“ 
Die Deutsche Umwelthilfe hatte das Land 
Nordrhein-Westfalen wegen Überschreitun-
gen der Stickstoffdioxid-Werte in Dortmund 
verklagt. Mitte Januar schlossen die Par-
teien einen Vergleich. Die Maßnahmen der 
„Emissionsfreien Innenstadt“ sind dabei ein 
wichtiger Baustein. Die Stadt will den Anteil 
der Menschen, die ihre Wege in die Innen-

stadt klimafreundlich zurücklegen, auf 75 
Prozent erhöhen und setzt dazu vor allem 
auf eine Stärkung des Radverkehrs. Ein 3,25 
Meter breiter Radweg in beide Richtungen an 
Teilabschnitten des Dortmunder Wallrings 
soll das Radfahren angenehmer machen. 
Hinzu kommen Verbesserungen der Fahr-
radabstellanlagen, etwa über 1.000 neue 
Fahrradbügel, ein „Radhaus am Rathaus“ 
sowie neue Fahrradstraßen. Auch Fußgän-
ger sollen die Innenstadt auf kurzen Wegen 
bequem erreichen, zum Beispiel durch ver-
besserte Ampelschaltungen. Weitere Maß-
nahmen sind der Ausbau einer Park+Ride-
Anlage, die Förderung der Elektromobilität, 
etwa über die Bevorrechtigung von E-Taxen 
am Hauptbahnhof, die Errichtung von 
Mikrodepots für einen emissionsfreien 
Lieferverkehr in der Innenstadt. Mobilitäts-
beratungen für Beschäftigte und Besucher 
der Innenstadt sowie für Kitas und Schulen 
informieren und geben Hilfestellung bei der 
nachhaltigen Gestaltung der eigenen Wege. 
„Die größte Herausforderung besteht darin, 
die Maßnahmen schnell umzusetzen“, ver-
deutlicht Projektleiter Meißner. „Einerseits 
wollen wir zeitnah Erfolge vorweisen, an-
dererseits bedürfen Baumaßnahmen einer 
sorgfältigen Planung, einer rechtssicheren 
Ausschreibung und Bauunternehmen, die 
das Projekt realisieren. Da es sich um ein 
Förderprogramm handelt, haben wir nur 
begrenzt Zeit. Bis Ende April 2022 muss alles 
umgesetzt sein.“

Anbieten statt verbieten

Die Planung und Durchführung einer Kom-
munikations- und Marketingkampagne mit 
dem Slogan „UmsteiGERN, Du steigst um. 
Dortmund kommt weiter“ wird alle Akti-
vitäten und Maßnahmen über die gesamte 

Projektlaufzeit begleiten. So sollen möglichst 
viele Dortmunder motiviert werden, klima
freundliche Verkehrsmittel zu nutzen. Damit 
das gelingt, sucht die Stadt zurzeit Botschafter, 
die mit ihren persönlichen Geschichten für 
ein klimafreundliches Mobilitätsverhalten 
werben. Dabei setzt die Kampagne bewusst 
nicht auf Verbote, sondern verfolgt einen mo-
tivierenden Ansatz, wie Andreas Meißner 
unterstreicht. „Bei all unseren Maßnahmen 
geht es uns darum, Anreize zu schaffen. Wir 
sind davon überzeugt, dass die Menschen 
nicht durch Verzicht oder Verbote zum Um-
steigen bewegt werden können, sondern 
durch gute Angebote und Vorbilder. Wenn 
mein Nachbar mir erzählt, dass er sich auf 
dem Dortmunder E-Bike-Festival gerade 
ein cooles neues E-Bike gekauft hat und nun 
nicht mehr mit dem Auto zur Arbeit fährt, 
bin ich eher geneigt, es ihm nachzumachen, 
als wenn mir jemand mit dem erhobenen 
Zeigefinger erklärt, dass mein Handeln 
zum weiteren Abschmelzen der Polkappen 
beiträgt. Die Dortmunderinnen und Dort-
munder sollen selber Botschafter für die 
klimafreundliche Mobilität werden und 
damit ihre Freunde, Nachbarn, Kollegen mit
reißen.“ 

Die Menschen erreichen

DSW21 hat das Vorhaben von Anfang an 
unterstützt. Für das Verkehrsunternehmen 
ist die Zusammenarbeit mit der Stadt im Pro-
jekt „Emissionsfreie Innenstadt“ nicht nur ein 
großes Anliegen, sondern auch eine einmalige 
Chance. „UmsteiGERN ist eine starke Kam-
pagne. Sie ist sympathisch, motivierend und 
vielseitig umsetzbar. Sie trifft Herz und Hirn, 
fordert zum Nachdenken und zum Mitmachen 
auf und erreicht so die Menschen in der Stadt“, 
sagt Dr. Heinz-Josef Pohlmann, Leiter Betrieb 

und Marketing bei DSW21. Er ist überzeugt: 
„Auch wir werden weitere Kunden für Bus und 
Bahn gewinnen.“ Alle Maßnahmen werden mit 
Dialogveranstaltungen, Bürgerwerkstätten 
oder Akteursgesprächen begleitet. Der Dialog 
auf Augenhöhe soll dafür sorgen, dass die Ent-
scheidungen der Verwaltung besser nachvoll-
ziehbar sind und die Maßnahmen durch eine 
breite Akzeptanz der Stadtgesellschaft getragen 
werden. Die Angebote selbst auszuprobieren, 
kann zusätzlich dazu beitragen, dass sich die 
Bürger für klimafreundliche Mobilität öffnen. 
„Wir wollen, dass die Menschen unsere neuen 
Angebote testen und durchaus auch mal sagen, 
was wir in der Stadtplanung besser machen 
können“, so Meißner. Dortmund stellt sich der 
Herausforderung des klimafreundlichen Um-
baus der Innenstadt und nimmt seine Bürger
innen und Bürger dabei mit.

Gemeinschaftsaufgabe Mobilität Dortmund macht Lust aufs „UmsteiGERN“

Der Umbau des U-Bahnhofs Sendlinger Tor ist eine zentrale Maßnahme zur Leistungssteigerung der Münchner U-Bahn. ANIMATION SWM/MVG 

Schon heute nutzen mehr als 130 Millionen Fahrgäste im Jahr die Busse und Bahnen von DSW21. Das Projekt „Emissionsfreie Innenstadt“  
will noch mehr Menschen zum „UmsteiGERN“ auf klimafreundliche Verkehrsmittel gewinnen.

FOTO DSW21

Helmut Dedy, Hauptgeschäftsführer des 
Deutschen Städtetages. FOTO LAURENCE CHAPERON

I M P R E S S U M

Deutschland mobil 2030 
Anzeigen-Sonderveröffentlichung der  
Frankfurter Allgemeine Zeitung GmbH

Verantwortlich für den redaktionellen Inhalt: 
Markt1 Verlagsgesellschaft mbH 
Guido Schweiß-Gerwin 
Freiheit 1, 45128 Essen

Im Auftrag von 
Frankfurt Business Media GmbH 
Bismarckstraße 24, 61169 Friedberg

Redaktion: Silja Mannitz, Nicole Nawrath,  
Heike Reinhold, Tim Wohlfarth  
(Markt1 Verlagsgesellschaft mbH)

Layout: Gesa Braster, Maike Kawik  
(Markt1 Verlagsgesellschaft mbH)

Projektkoordination: Dirk Dieckwisch (verantwortlich), 
Nanette Seemann 
(Markt1 Verlagsgesellschaft mbH)

Weitere Angaben siehe Impressum der 
Frankfurter Allgemeine Zeitung.



V4 Frankfurter Allgemeine Zeitung Verlagsspezial / Deutschland mobil 2030 / 13. Februar 2020 

Luxemburg führt als erstes 
Land der Welt die kostenfreie 
Nutzung des Nahverkehrs ein. 
Die Maßnahme ist ein Bau-
stein in einem milliarden-
schweren Programm für 
nachhaltige Mobilität. 

V O N  N I C O L E  N A W R A T H

D
as verkehrspolitische Großprojekt 
kommt nicht von ungefähr: Luxem-
burg gehört zu den vier Ländern der 
Welt mit der höchsten Autodichte pro 

Einwohner und erstickt nahezu im Stau. Die 
multimodale Verkehrswende war unumgäng-
lich, um das Land wirtschaftlich weiter auf 
Wachstumskurs zu halten. „Luxemburg hat 
eine Reihe grundsätzlicher Probleme bei der 
Mobilität. Das starke Bevölkerungswachstum 
und der Anstieg der Arbeitsplätze sorgen für 
eine wirtschaftlich sehr gute Dynamik, haben 
der Stadt aber auch den Verkehrskollaps ge-
bracht“, beschreibt Luxemburgs Verkehrsmi-
nister François Bausch die Situation. „Wir ha-
ben rund 620.000 Einwohner. Hinzu kommen 
täglich 200.000 Grenzpendler aus Deutschland, 
Frankreich und Belgien.“ Der Gratis-ÖPNV ab 
1. März 2020 ist nur ein Teilaspekt eines milli-
ardenschweren Investitionsprogramms. Schon 
heute machen die Fahrgeldeinnahmen mit 41 
Millionen Euro im Jahr lediglich 9 Prozent der 
Ausgaben für den ÖPNV aus, die bei gut 490 
Millionen Euro liegen. Der Kostendeckungsgrad 
aus Ticketverkäufen ist also heute schon ver-
schwindend gering. Wird die Nutzung des Nah-
verkehrs ab März kostenfrei, finanziert die öf-
fentliche Hand dann zu 100 Prozent den ÖPNV 
des Landes aus Steuermitteln.

Brennpunkt extremer Pendlerströme

Die Hauptstadt des Großherzogtums hat sich 
in den letzten Jahrzehnten polyzentrisch ent-
wickelt. Vor 30 Jahren bestand sie vor allem 
aus der Altstadt, dem Bahnhofs- und Kirch-

bergviertel. Das Kirchbergviertel ist zum 
Bankenviertel geworden und stark gewachsen, 
der Flughafen hinzugekommen. Amazon Euro-
pa, EU-Institutionen und zahlreiche Dienstleis-
ter siedelten sich an. Mittlerweile verzeichnet 
Luxemburg sechs wirtschaftliche Zentren, die 
für Pendler in erster Linie per Auto oder Bus er-
reichbar sind. Die Hauptstadt des Großherzog-
tums wurde somit zum Brennpunkt extremer 
Pendlerströme. 

Umfassendes Investitionspaket 

François Bausch hat das Verkehrsministerium 
im Dezember 2013 übernommen. „Für mich 
gab es von Anfang an nur eine sinnvolle Strate-
gie: Weg von der individuellen Mobilität hin zu 
multimodalen Konzepten. Es geht nur voran, 
wenn alle Verkehrsträger intelligent mitein-
ander kombiniert und klimaschonende Ver-
kehrsmittel ausgebaut werden“, erklärt Bausch. 
„Dabei ist der kostenfreie Zugang zur Mobilität 
nur ein Baustein. Die Bürger entscheiden sich 
nicht nur für Bus und Bahn, weil es kostenfrei 
ist. Sie möchten modern, bequem und schnell 
reisen, gute Anbindungen nutzen, Umstiege 
vermeiden und auf gute Park+Ride-Angebote 
zurückgreifen.“ Die Ampelkoalition aus Libera-
len, Grünen und Sozialdemokraten hat mit der 
Strategie „Modu 2.0“ ein riesiges Investitions-
projekt aufgesetzt, welches Umwelt und Stra-

ßen entlasten soll. „Wir investieren stark in den 
Schienenverkehr. Dazu haben wir bereits neue 
Tramstrecken, Bahnhöfe, Brücken, Radschnell-
wege und Park+Ride-Plätze gebaut“, so Minister 
Bausch. Bis 2027 investiert Luxemburg 4 Mil-
liarden Euro in die Eisenbahn, verdoppelt die 
Hauptstrecke zwischen der Hauptstadt und der 
französischen Grenze, vergrößert und reno-
viert viele Bahnhöfe und schafft neue Bahnhöfe. 
„Mit 600 Euro für die Schiene pro Einwohner 
und Jahr ist Luxemburg Spitzenreiter in der 
Europäischen Union. Wir investieren pro Kopf 
fast doppelt so viel wie das Bahnland Schweiz 
mit 365 Euro und achtmal so viel wie Deutsch-
land, das auf 77 Euro je Einwohner kommt“, 
betont der Minister. Luxemburg setzt nahezu zu 
100 Prozent auf Elektromobilität und speist den 
öffentlichen Nahverkehr mit grünem Strom. 

„Den Vorwurf, die Maßnahmen würden 
Luxemburg als dem reichsten Land Europas 
leichtfallen, hören wir oft“, so Bausch. „Aber 
wir investieren in öffentliche Strukturen und 
den Umweltschutz und verteilen das Geld nicht 
anderweitig in Form von Steuergeschenken an 
die Bevölkerung.“ Bei der Stärkung des öffent-
lichen Verkehrs denken die Luxemburger über 
Grenzen hinaus. Sollte ein deutlicher Umstieg 
auf den öffentlichen Verkehr gelingen, wäre das 
eine Entlastung für das Land und ein Signal für 
andere Nationen in Europa, die Verkehrswende 
weiter voranzutreiben.

Vor welchen Herausforderungen stehen 
die Städte bei der Mobilität?

Dr. Kirschbaum: Der Platz und die vorhan-
dene Infrastruktur in den Städten reichen 
nicht mehr aus, um den Mobilitätsbedürf-
nissen gerecht zu werden. Wir haben zu viel 
Verkehr, was zu Staus und einer hohen Luft-
belastung führt. Sowohl die Infrastruktur 
für den Autoverkehr als auch für den klassi-
schen Nahverkehr ist überlastet.

In den Städten drängen neue Anbieter auf 
den Markt. Wie bewerten Sie das? 

Weigele: In der Tat gibt es in den großen 
Ballungsräumen immer mehr neue Mobi-
litätsangebote. Von einem tiefgreifenden 
Wandel kann jedoch noch keine Rede sein. 
Die meisten Anbieter konzentrieren sich auf 
ausgewählte Millionenstädte und dort wie-
derum auf die Kernstädte mit hoher Bevöl-
kerungsdichte und einem vielseitigen Nut-
zungsmix. Ihr Anteil am Verkehrsmittelmix 
bewegt sich im Promillebereich. 

Welche Chancen bieten die Angebote? 
Weigele: Die wesentlichen Chancen sehe ich 
darin, dass die neuen Angebote Mobilität be-
quemer und flexibler machen. Ich habe als 
Bürger mehr Optionen, mich von A nach B 
zu bewegen, und diese passen vielleicht bes-
ser zu meinen Bedürfnissen. Neue Mobili-
tätsangebote können daher eine gute Ergän-
zung des naturgemäß eher starren ÖPNV 
sein.

Dr. Kirschbaum: Darüber hinaus lässt sich 
die vorhandene Infrastruktur durch die 
Angebote effizienter nutzen. Ein intelligent 
gemachter digitaler On-Demand-Service ist 
der perfekte Hybrid zwischen dem eigenen 
Auto und dem herkömmlichen öffentlichen 
Nahverkehr, weil er individuell und effizient 
zugleich ist. Das kann einen Großteil des In-
dividualverkehrs in den Städten ersetzen. 

Wo liegen Risiken?
Dr. Kirschbaum: Ohne Regulierung kann 
es zu einem Wildwuchs und sogar zu einer 
Kannibalisierung des öffentlichen Nahver-
kehrs kommen, da ein offener Markt – das 
hat das Beispiel USA gezeigt – zu viele Men-
schen in neue Angebote lockt statt in die leis-
tungsfähige U-Bahn. Wir brauchen daher ein 
ganzheitliches und integriertes System mit 
Angeboten, die sich gut ergänzen. Das geht 
nur mit Zuckerbrot und Peitsche: Es braucht 
den Anreiz in Form von neuen Angeboten 
und auch die Regulierung, etwa durch Park-
raumbewirtschaftung oder autofreie Zonen. 
Beides zusammen wird dazu führen, dass 
wir in wenigen Jahren viel lebenswertere In-
nenstädte sehen werden. 

Weigele: Aus meiner Sicht besteht das we-
sentliche Risiko in einer Fehleinschätzung 
der Wirksamkeit dieser Systeme. Dass selbst 
der Bundesverkehrsminister E-Scooter als Teil 
der Verkehrswende sieht, macht mir Angst. An-
statt die notwendigen Maßnahmen anzugehen 
– massive Attraktivierung des ÖPNV, massiver 
Ausbau der Radinfrastruktur und konsequente 
Parkraumbewirtschaftung – setzt die Politik auf 
Symbolik und meint ernsthaft, mit neuen Ange-
boten zur Verkehrswende beizutragen.

Wie wichtig ist die Digitalisierung?
Weigele: Erst die Digitalisierung ermöglicht 
es, neue Mobilitätsangebote kundenfreundlich 
zu gestalten und auszuweiten. Ich war 1998 im 
Gründungsteam des Fahrradverleihsystems 
Call a Bike engagiert. Damals gab es noch keine 
Smartphones, der gesamte Leihprozess lief über 
ein eigenes Callcenter. Nach wenigen Monaten 
war das Geld verbrannt und die Deutsche Bahn 
hat das System übernommen und betreibt es bis 
heute.

Dr. Kirschbaum: Ohne die Digitalisierung wird 
die Verkehrswende auf keinen Fall gelingen, sie 
ist eine der zwingenden Herausforderungen. 
Was im Übrigen auch heißt, dass wir die Voraus-
setzungen dafür schaffen müssen. Es darf den 
5G-Standard nicht nur in München am Viktua-
lienmarkt und in Köln am Dom geben, wir brau-
chen ihn auch im ländlichen Raum. Vielleicht 
nicht an jeder Milchkanne, aber für jeden 
Menschen. 

Wie wird sich der Markt entwickeln? 
Weigele: Wir befinden uns bereits mitten in 
der Konsolidierung und es mehren sich die 
Anzeichen, dass die neuen Angebote auf ein 
realistischeres Maß zurechtgerückt werden. 
Die Fusion der Carsharing-Anbieter car2go 
und DriveNow ist das prominenteste Bei-
spiel. Viele New-Mobility-Anbieter sind als 
Uber-Herausforderer gestartet und werden 
als ÖPNV-Zulieferer enden. Das bedeutet, 

dass die meisten New-Mobility-Geschäfts-
modelle neu gedacht werden müssen. In 
Zukunft werden diese Mobilitätsdienstleis-
tungen selektiv von der öffentlichen Hand 
bestellt, um den ÖPNV gezielt zu ergänzen. 

Sie arbeiten bereits eng mit dem ÖPNV zu-
sammen, Herr Dr. Kirschbaum. Warum?

Dr. Kirschbaum: Die Verkehrswende ist 
von gesamtgesellschaftlichem Interesse 
und muss daher von öffentlichen Akteuren 
umgesetzt werden. Nur die öffentliche Hand 
kann sicherstellen, dass es nicht plötzlich 
viel mehr Fahrzeuge auf der Straße gibt, 
dass auch am Stadtrand Verkehr angeboten 
wird und das Ganze zu Preisen, die sich je-
der leisten kann. Wir verstehen uns dabei 
als Partner. Unser Ziel ist es, die Städte den 
Menschen zurückzugeben. Und das weniger 
aus einer Verbotsmentalität heraus, sondern 
indem wir die Angebote so komfortabel und 
wirtschaftlich attraktiv ausgestalten, dass 
man das Auto eigentlich nicht mehr braucht. 

In den USA hat On Demand vielfach zu 
mehr Verkehr geführt. Wie lassen sich 
solche Fehlentwicklungen vermeiden?

Weigele: Die Mobilitätsmärkte in den USA 
und in Deutschland unterscheiden sich 
grundlegend. In vielen Städten der USA sind 
der öffentliche Verkehr und der Fahrrad-
verkehr quasi nicht existent. On-Demand-

Angebote sind dort eine ernstzunehmende 
Konkurrenz für einen schlechten ÖPNV. Das 
sieht in Europa und Deutschland anders aus. 

Dr. Kirschbaum: Die Vergleichbarkeit ist in 
Teilen gegeben, in anderen nicht. Klar ist: Es 
braucht ein gut austariertes Gesamtsystem, 
damit es am Ende mehr Mobilität bei weni-
ger Verkehr gibt. Es gilt, in puncto Attrak-
tivität und Preisgefüge die passende Lücke 
für die On-Demand-Angebote zu finden. Wir 
brauchen eine Regulierung, die Innovation 
ermöglicht, aber negative Effekte verhindert. 

Wie wird sich die Mobilität in den Städten 
im nächsten Jahrzehnt entwickeln?

Dr. Kirschbaum: Aktuell findet das Gros 
der Mobilität immer noch statt wie vor fünf 
Jahren, insofern sind wir erst am Anfang 
einer Entwicklung. Ich halte es bei aller 
notwendigen Regulierung für wichtig, viel 
mehr Investitionen und Innovationen zu-
zulassen. Es gibt diverse Fördertöpfe der 
Ministerien. Das ist gut, das Geld muss aber 
jetzt im wahrsten Sinne des Wortes auch auf 
die Straße. Der ÖPNV ist ja auch jahrelang 
eher kleingespart und in nicht unerhebli-
chem Maße zurückgebaut worden, da gibt es 
einiges aufzuholen. 

Weigele: Trotz aller politischen Bestrebun-
gen und der Notwendigkeit einer Verkehrs-
wende erwarte ich nur eine evolutorische 
Fortschreibung der existierenden Trends: 
mehr öffentlichen Verkehr und mehr Fahr-
rad zu Lasten des Fußverkehrs und hoffent-
lich auch des Autos. Für die Stärkung des 
ÖPNV müssen wir aber jetzt handeln. Wir 
brauchen nicht den 1000. Piloten mit vier 
Fahrzeugen. Stattdessen müssen wir in Din-
ge investieren, die es bereits gibt: Fahrzeuge, 
Infrastruktur und Personal, denn in 2030 
wird noch kein Roboter auch nur einen Fah-
rer ersetzen. Das alles erfordert einen bran-
chenübergreifenden Kraftakt von Industrie, 
Verkehrsunternehmen und Bestellern. 

Neue Angebote für mehr Flexibilität
Neue Mobilitätsangebote wie On Demand und E-Scooter sind in aller Munde. Im Interview erklären Dr. Tom Kirschbaum, Geschäftsführer von door2door,  

und Stefan Weigele, Geschäftsführer der Unternehmensberatung civity, welche Chancen die Services bieten.     Von Silja Mannitz
Wie können unterschiedliche 
Mobilitätsformen zu einem leis-
tungsfähigen Gesamtsystem 
vereint werden? Diese Frage 
hat die Unternehmensberatung 
Roland Berger untersucht.

V O N  S I L J A   M A N N I T Z 

I
m Fokus der 2017 veröffentlichten Untersu-
chung stehen drei Trends: Elektrifizierung, 
Sharing und automatisiertes Fahren. „Um 
den Stand der Entwicklung in Deutschland 

differenziert einzuordnen, haben wir die drei 
Haupttreiber für Veränderungen der Mobili-
tät im internationalen Vergleich betrachtet“, 
erläutert Alexander Möller, Senior Partner im 
Kompetenzzentrum Transportation von Roland 
Berger. „Die befragten Experten stellen Deutsch-
land ein gutes Zeugnis aus, wenn es um die Aus-
gangslage für die mobile Zukunft geht.“ Laut der 
Szenario-Analyse rücken Mobilität und Energie 
durch die Elektrifizierung näher zusammen. 
Sharing-Angebote können den Individualver-
kehr reduzieren und Zubringer von ländlichen 
Gebieten zum Schienennahverkehr sein. Auto-
matisiertes Fahren wird Roland Berger zufolge 
die öffentliche und die individuelle Mobilität 
sogar disruptiv verändern: dadurch, dass wir 
nicht mehr selber lenken müssen oder der öf-
fentliche Verkehr keine klassischen Fahrperso-
nale mehr benötigt.

Unternehmerisch handeln 

In der Untersuchung werden vier Szenarien für 
die urbane Mobilität 2030 entwickelt. Im posi-
tivsten Szenario fahren die Menschen verstärkt 
gemeinsam, und es kommt zu einer Optimie-
rung des Systems. „Um eine solche Effizienz zu 
erreichen, sind ein aktives Verkehrsflussma-
nagement, die kollaborative Steuerung autono-
mer Fahrzeuge und eine nachfrageorientierte 
Preispolitik des ÖPNV sowie der Taxiflotten not-
wendig“, erklärt Alexander Möller. „Außerdem 
müssen On-Demand-Angebote verkehrspla-
nerisch und tariflich in das System des öffent-
lichen Verkehrs eingebettet werden, damit es 
nicht zu einer Kannibalisierung kommt.“ Wich-
tig für einen starken ÖPNV sind laut Möller eine 
konsequente Ausrichtung am Kunden und un-
ternehmerisches Handeln: „Politik und Gesell-
schaft sind aktuell bereit, erhebliche Summen 
für den öffentlichen Verkehr auszugeben. Diese 
Bereitschaft hängt jedoch stark von den Steu-
ereinnahmen ab. Gehen diese zurück, müssen 
öffentliche Verkehrsunternehmen in der Lage 
sein, ihre Aufgaben innerhalb der Daseinsvor-
sorge zu erfüllen.“    

Urbane Mobilität 
im Wandel 

Die Digitalisierung bietet  
die Chance, steigende 
Mobilitätsbedürfnisse mit 
weniger Verkehr abzu
wickeln. Und sie trägt dazu 
bei, Tickets und Tarife 
einfacher zu gestalten.
 
V O N  T I M  W O H L F A R T H

M
it der „Home Zone“ arbeitet der 
Karlsruher Verkehrsverbund 
(KVV) gemeinsam mit der Un-
ternehmensberatung civity an 

einem neuen E-Tarifmodell, das den ÖPNV 
flexibler und einfacher machen soll. Vor al-
lem Abo-Kunden sollen im E-Tarif über das 
Smartphone ihren Nahverkehrsradius selbst 
festlegen können. In diesem Gebiet sind für 
den gewählten Zeitraum unbegrenzt vie-
le Fahrten möglich. Fahrten, die über die  
„Home Zone“ hinausgehen, werden zum Ent-
fernungstarif abgerechnet. Wer seltener mit 
Bus und Bahn unterwegs ist, soll künftig auf 
einen Luftlinientarif zurückgreifen können. 
Die Entwicklung läuft auf Hochtouren. Vor-
aussichtlich gegen Mitte des Jahres soll es ei-
nen ersten technischen Testlauf geben. Noch 
ist die „Home Zone“ auf das KVV-Tarifgebiet 
begrenzt. Es werden aber bereits Gespräche 
mit angrenzenden Verbünden geführt. „Di-
gitale Ticketangebote werden immer stärker 
nachgefragt – somit sind wir mit unserem 
innovativen Konzept am Puls der Zeit“, sagt 
Dr. Alexander Pischon, Geschäftsführer 
des Karlsruher Verkehrsverbunds. „Unsere 
Kunden erhalten mit dem neuen digitalen 
Tarifmodell die Möglichkeit, ihre Nahver-
kehrsnutzung einfach, preisgünstig und in-
dividueller zu gestalten.“

Mobility inside: eine App für alles

Mobility inside geht als brancheneigene Ver-
netzungsinitiative von Verkehrsunterneh-
men und -verbünden noch weiter. Das Ziel: 

eine deutschlandweite App für alle Fahrten 
im ÖPNV, im Fernverkehr, mit Bike- und Car-
sharing. Fahrgäste sollen die digitale Mobi-
litäts-Plattform im Idealfall künftig über die 
Heimat-App ihres Verkehrsanbieters nutzen. 
Über das System im Hintergrund können sie 
ihre Reise mit verschiedenen Anbietern über 
Verbund- und Ländergrenzen hinweg planen 
und bezahlen. 

Testphase bis März

Nachdem im vergangenen Sommer ein Pro-
totyp vorgestellt wurde, laufen seit Oktober 
2019 Testphasen. „Rund 1.900 Fahrgäste in 
neun Pilotregionen machen mit“, berichtet 
Professor Knut Ringat, der sich als Geschäfts-
führer des Rhein-Main-Verkehrsverbunds 
(RMV) und Vizepräsident des Verbandes 
Deutscher Verkehrsunternehmen (VDV) für 
die App starkmacht. „Momentan gehen wir 
von einer Testphase bis Ende März 2020 aus. 
Einige Aspekte, die uns Testkunden rückmel-
den, besprechen wir derzeit mit Programmie-
rern und Partnern. Wichtigste Erkenntnis ist, 
dass die App sehr stabil funktioniert. Auch das 
Handling wird gelobt. Dass Fahrgäste die App 
gerne in weiteren Regionen und zusätzlichen 
Tarifen nutzen möchten, ist ein Zeichen, dass 
unsere Kundinnen und Kunden auf ein kom-
fortables Angebot wie Mobility inside warten.“ 

Die Rückmeldungen fließen in die Weiterent-
wicklung ein. Darüber hinaus werden vorhan-
dene Apps wie die des RMV für Mobility inside 
fit gemacht. Parallel soll eine Mobility inside-
App für kleine und mittlere Verkehrsunterneh-
men entwickelt werden, die über keine eigene 
App verfügen. Ein weiteres Ziel: „Wir möchten 
unsere Initiativgruppe von rund einem Dut-
zend Partnern und somit auch das Anwen-
dungsgebiet der App erweitern“, so Professor 
Ringat. Anfang 2019 hatten 185 Akteure in ei-
ner Absichtserklärung ihr Interesse bekundet. 
So sollen schrittweise der gesamte ÖPNV in 
Deutschland und weitere Sharinganbieter hin-
zukommen. Für Knut Ringat führt kein Weg 
an der Entwicklung vorbei: „Unsere Fahrgäste 
wünschen multimodale, durchgängige Verbin-
dungsauskünfte und den Ticketverkauf über 
eine Plattform. Wie es aussieht, wenn man die-
sem Wunsch nicht entspricht, lässt sich bei der 
Hotelbranche sehen. Dieser Geschäftszweig hat 
es nicht rechtzeitig geschafft, eine gemeinsame 
Buchungsplattform zu entwickeln. Heute müs-
sen Hotels deshalb zweistellige Provisionen für 
die Vermittlung zahlen und haben den direk-
ten Zugang zu ihren Kunden verloren. Für die 
Hotellerie mag das Gewinnverluste bedeuten. 
Im ÖPNV machen wir aber keine Gewinne. Die 
Augen vor den Bedürfnissen unserer Kunden 
zu verschließen kann die komplette Finanzie-
rung zu Fall bringen.“

Auf dem Weg zum digitalen ÖPNV

Mit Digitalisierung zu mehr Fahrgästen im ÖPNV. FOTO  KARLSRUHER VERKEHRSVERBUND

Nahverkehr zum Nulltarif
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Luxemburg investiert massiv in die Stärkung des Nahverkehrs. FOTO DPA/HARALD TITTEL

Die Digitalisierung eröffnet neue Wege, die Mobilität mit Bus und Bahn via App zu planen. FOTO DVG



Luxemburg führt als erstes 
Land der Welt die kostenfreie 
Nutzung des Nahverkehrs ein. 
Die Maßnahme ist ein Baustein 
in einem milliardenschweren 
Programm für nachhaltige 
Mobilität. 

V O N  N I C O L E  N A W R A T H

D
as verkehrspolitische Großprojekt 
kommt nicht von ungefähr: Luxem-
burg gehört zu den vier Ländern der 
Welt mit der höchsten Autodichte pro 

Einwohner und erstickt nahezu im Stau. Die 
multimodale Verkehrswende war unumgäng-
lich, um das Land wirtschaftlich weiter auf 
Wachstumskurs zu behalten. „Luxemburg hat 
eine Reihe grundsätzlicher Probleme bei der 
Mobilität. Das starke Bevölkerungswachstum 
und der Anstieg der Arbeitsplätze sorgen für 
eine wirtschaftlich sehr gute Dynamik, haben 
der Stadt aber auch den Verkehrskollaps ge-
bracht“, beschreibt Luxemburgs Verkehrsmi-
nister François Bausch die Situation. „Wir ha-
ben rund 620.000 Einwohner. Hinzu kommen 
täglich 200.000 Grenzpendler aus Deutschland, 
Frankreich und Belgien.“ Der Gratis-ÖPNV ab 
1. März 2020 ist nur ein Teilaspekt eines milli-
ardenschweren Investitionsprogramms. Schon 
heute machen die Fahrgeldeinnahmen mit 41 
Millionen Euro im Jahr lediglich 9 Prozent der 
Ausgaben für den ÖPNV aus, die bei gut 490 
Millionen Euro liegen. Der Kostendeckungsgrad 
aus Ticketverkäufen ist also heute schon ver-
schwindend gering. Wird die Nutzung des Nah-
verkehrs ab März kostenfrei, finanziert die öf-
fentliche Hand dann zu 100 Prozent den ÖPNV 
des Landes aus Steuermitteln.

Brennpunkt extremer Pendlerströme

Die Hauptstadt des Großherzogtums hat sich 
in den letzten Jahrzehnten polyzentrisch ent-
wickelt. Vor 30 Jahren bestand sie vor allem 
aus der Altstadt, dem Bahnhofs- und Kirch-

bergviertel. Das Kirchbergviertel ist zum 
Bankenviertel geworden und stark gewachsen, 
der Flughafen hinzugekommen. Amazon Euro-
pa, EU-Institutionen und zahlreiche Dienstleis-
ter siedelten sich an. Mittlerweile verzeichnet 
Luxemburg sechs wirtschaftliche Zentren, die 
für Pendler in erster Linie per Auto oder Bus er-
reichbar sind. Die Hauptstadt des Großherzog-
tums wurde somit zum Brennpunkt extremer 
Pendlerströme. 

Umfassendes Investitionspaket 

François Bausch hat das Verkehrsministerium 
im Dezember 2013 übernommen. „Für mich 
gab es von Anfang an nur eine sinnvolle Strate-
gie: Weg von der individuellen Mobilität hin zu 
multimodalen Konzepten. Es geht nur voran, 
wenn alle Verkehrsträger intelligent miteinan-
der kombiniert und klimaschonende Verkehrs-
mittel ausgebaut werden“, erklärt Bausch. „Da-
bei ist der kostenfreie Zugang zur Mobilität nur 
ein Baustein. Die Bürger entscheiden sich nicht 
nur für Bus und Bahn, weil es kostenfrei ist. Sie 
möchten modern, bequem und schnell reisen, 
gute Anbindungen nutzen, Umstiege vermei-
den und auf gute Park-and-Ride-Angebote zu-
rückgreifen.“ Die Ampelkoalition aus Libera-
len, Grünen und Sozialdemokraten hat mit der 
Strategie „Modu 2.0“ ein riesiges Investitions-
projekt aufgesetzt, welches Umwelt und Stra-

ßen entlasten soll. „Wir investieren stark in den 
Schienenverkehr. Dazu haben wir bereits neue 
Tramstrecken, Bahnhöfe, Brücken, Radschnell-
wege und Park-and-Ride-Plätze gebaut“, so Mi-
nister Bausch. Bis 2027 investiert Luxemburg 
4 Milliarden Euro in die Eisenbahn, verdoppelt 
die Hauptstrecke zwischen der Hauptstadt und 
der französischen Grenze, vergrößert und reno-
viert viele Bahnhöfe und schafft neue Bahnhö-
fe. „Mit 600 Euro für die Schiene pro Einwohner 
und Jahr ist Luxemburg Spitzenreiter in der Eu-
ropäischen Union. Wir investieren pro Kopf fast 
doppelt so viel wie das Bahnland Schweiz mit 
365 Euro und achtmal so viel wie Deutschland, 
das auf 77 Euro je Einwohner kommt“, betont 
der Minister. Luxemburg setzt nahezu zu 100 
Prozent auf Elektromobilität und speist den öf-
fentlichen Nahverkehr mit grünem Strom. 

„Den Vorwurf, die Maßnahmen würden 
Luxemburg als dem reichsten Land Europas 
leichtfallen, hören wir oft“, so Bausch. „Aber 
wir investieren in öffentliche Strukturen und 
den Umweltschutz und verteilen das Geld nicht 
anderweitig in Form von Steuergeschenken an 
die Bevölkerung.“ Bei der Stärkung des öffent-
lichen Verkehrs denken die Luxemburger über 
Grenzen hinaus. Sollte ein deutlicher Umstieg 
auf den öffentlichen Verkehr gelingen, wäre das 
eine Entlastung für das Land und ein Signal für 
andere Nationen in Europa, die Verkehrswende 
weiter voranzutreiben.

Nahverkehr zum Nulltarif

Luxemburg investiert massiv in die Stärkung des Nahverkehrs. FOTO DPA/HARALD TITTEL
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„Sahnehäubchen auf dem Kuchen“
In Luxemburg ist ab März 2020 der  öeffentliche Personenverkehr kostenlos. François Bausch, Minister für 
Mobilität und öffentliche Bauten, erläutert die Maßnahme als Teil einer umfassenden Verkehrsstrategie. 

Warum hat sich Luxemburg 
entschlossen, den öffentli-
chen Personenverkehr ko-
stenlos anzubieten?
Es handelt sich um das Sah-
nehäubchen auf dem Kuchen 
einer umfassenden Ver-
kehrsstrategie. Bis zur Um-
setzung des kostenlosen öf-
fentlichen Nahverkehrs (und 
darüber hinaus) sollen weitere Inve-
stitionen in das Bahn- und Busnetz ge-
tätigt werden. Ich sehe das Projekt vor 
allem als doppelte soziale Maßnahme, 
die einerseits für Geringverdiener ein 
Plus im Geldbeutel bedeutet und ande-
rerseits, da durch Steuergelder finan-
ziert, breite Schultern stärker belastet 
als schmale. Des Weiteren wird das 
generelle Image – auch international 
– des öffentlichen Nahverkehrs durch 
erheblich verbessert.  

Mit welcher Zunahme der Fahrgast-
zahlen rechnen Sie? 
Ich rechne nicht mit einer großen Zu-
nahme. Ich bin der Meinung, dass man 
ein Umsteigen vom eigenen Wagen 
auf die öffentlichen Verkehrsmittel 
nur durch einen reibungslos funktio-
nierenden, ineinandergreifenden und 
qualitativ hochwertigen ÖPNV erreicht. 
Der Preis spielt erwiesenermaßen eine 
untergeordnete Rolle. Die Schweiz ist 
dafür das perfekte Beispiel.

Wieviel weniger Privatautos 
und welche CO2-Reduktion 
erwarten Sie? 
Eine Verbesserung genau 
dieser Parameter erreichen 
wir nur durch ein multimo-
dales Verkehrskonzept. Nach 
der Planungsphase sind jetzt 
die meisten Projekte dieses 
Konzepts in der Umsetzung: 

der konsequente Kapazitätsausbau des 
nationalen Schienennetzes, eine Ver-
dopplung der aktuellen P+R Parkplätze 
- vornehmlich an den Grenzen, damit 
die 200 000 Pendler, die täglich nach 
Luxemburg kommen, komfortabel um-
steigen können -, Fahrgastinformation 
in Echtzeit, eine komplette Umstellung 
der nationalen Busflotte auf Elektro 
bis 2030, der Ausbau der elektrischen 
Ladestationen für PKW landesweit 
auf 1.600 Einheiten bis 2021, ein zu-
sammenhängendes Radroutennetz, 
die komplette Neugestaltung des na-
tionalen Busliniennetzes, der weitere 
Ausbau der regionalen Straßenbahn, 
… all dies sind Projekte, die weit fort-
geschritten sind und somit die Zutaten 
des multimodalen Kuchens bilden. 

Wieviel Mehrausgaben für ÖPV ent-
stehen durch den Einnahme-Wegfall? 
Aktuell betragen die Einnahmen des 
ÖPV durch Ticketverkauf in Luxemburg 
jährlich 41 Mio. EU. Diese werden also 

F. Bausch
Fo

to
: T

P

ab 2020 wegfallen. In Anbetracht der 
Summen, die in andere Bereiche, z.B. 
Infrastrukturen, investiert werden, ist 
dieser Betrag eher geringfügig. Zum 
Vergleich: Der Staat investiert zwi-
schen 2018 und 2023 etwa 2,2 Mrd. EUR 
in den öffentlichen Transport, soviel 
wie kein anderes Land in Europa. Die 
Luxemburger Eisenbahngesellschaft 
CFL hat vor kurzem den Zuschlag für 
den Kauf von Rollmaterial in Höhe von 
rund 400 Mio. EUR gegeben. Luxem-
burg ist mittlerweile Spitzenreiter im 
internationalen Vergleich mit einer 
Pro-Kopf-Investition von 600 EUR/Kopf 
und Jahr. Zum Vergleich: In Deutsch-
land sind es 64.-Euro.

Nicht nur Privatautos, auch LKW sind 
klimapolitisch ein Problem. Welche 
Maßnahmen planen Sie für den Güter-
verkehr?  
Schon in der vergangenen Legisla-
turperiode wurde ein hochmoderner 
Umladebahnhof im Süden des Landes, 
mit einer Kapazität von 300.000 Contai-
nern und 300.000 Sattelzügen pro Jahr, 
fertiggestellt. Das Prinzip ist, auf grö-
ßeren Strecken, beispielsweise nach 
Südeuropa, möglichst viele Lasterla-
dungen von der Straße auf die Schiene 
zu befördern.  

Herr Bausch, wir danken für das Ge-
spräch.� RB 4.2.19 (dr)

Meinung
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By Palko Karasz

Dec. 6, 2018

LONDON — Luxembourg is a small country with big traffic jams.

So when Prime Minister Xavier Bettel was sworn in for a second term on

Wednesday, his governing coalition promised free mass transit for all, which

would make the country the first to offer such a benefit.

Luxembourg is barely larger than a city-state, with a population of about

560,000 — roughly equivalent to smaller European capitals like Copenhagen.

But more than 180,000 workers commute across the border from Belgium,

France and Germany. The average salary, of just over 50,000 euros (or

$56,000), is almost 40 percent higher than in France, for example.

“It’s basically like a city which has suburbs abroad,” Olivier Klein, a researcher

at the Luxembourg Institute of Socio-Economic Research, said by phone on

Thursday.

Part of the problem is that Luxembourg already has the highest number of cars

for its population in the European Union: 662 for 1,000 people, bringing it

closest in the region to the United States, a world leader with more than 800

cars per 1,000 people.

ADVERTISEMENT

1,000 people. Ludovic Marin/Agence France-Presse — Getty Images
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The number of international commuters has doubled in the past two decades,

rising more quickly than the country anticipated, Mr. Klein said.

This has caused the kind of congestion that is familiar to those who commute

into many big cities. (In New York, for example, the subway system is in such

crisis that riders are fleeing to Uber and other alternatives.) Luxembourg’s

highways are packed with cars, and overcrowded trains often suffer delays.

But it recently became too much for the quiet rural communities near the

Luxembourg border. Driving the 14 miles from the border village of Audun-le-

Tiche, France, to the center of Luxembourg City, for example, should take less

than a half-hour. But at peak times, the commute stretches to an hour,

according to Google Maps. And most commuters don’t share their cars, Mr.

Klein said.

To escape the traffic jams, some drivers have taken to traveling on smaller

roads, annoying villagers. In May, the mayor of Schengen, the town that gave its

name to the borderless area in most of the European Union and that made

commuting between countries easy in the first place, decided to close a border

road at peak commuting times.

Some cities in Europe and elsewhere already offer free mass transit at certain

times and to people like retirees or the unemployed. Others are considering

widening the circle to all users. Facing criticism for poor air quality, Germany

announced plans this year to test free public transport in some of its busiest

cities.
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Tallinn, the capital of Estonia, introduced free mass transit for residents in

2013. A year into the project, usage grew 14 percent, but it was mostly

pedestrians, not drivers, who made the switch.

Traveling by mass transit in Luxembourg is already free for many residents,

including students. And the government offers subsidies for others to reduce

travel costs.

But the governing coalition said it planned to overhaul tax breaks for

commuters, a benefit that has been available based on the distance traveled and

not the mode of transport.

This year, Luxembourg budgeted nearly €900 million in public money for its

mass transit system, but recovered around €30 million in ticket sales, the prime

minister’s Democratic Party said in its manifesto. The savings made on selling

and controlling tickets could finance some of the cost of free travel, the

document added.

Free mass transit will be available from the beginning of 2020, said Dany

Frank, a spokeswoman for the Ministry of Mobility.

People around the world greeted the proposal enthusiastically on social media.

Helena Rivera, an architect, said on Twitter, “A day to dream about in London.”

Others pointed out that Luxembourg operated a relatively small network and

that the country could be crossed in less than an hour.

While there are advantages to free travel — such as cutting emissions when

https://www.theguardian.com/cities/2016/oct/11/tallinn-experiment-estonia-public-transport-free-cities
https://www.weforum.org/agenda/2018/06/estonia-is-making-public-transport-free/
https://twitter.com/helerivera/status/1070400183744282625
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fewer vehicles take to the road — a 2002 report by the National Center for

Transportation Research at the University of South Florida noted that larger

transit systems that cannot afford to operate at a loss experienced drawbacks,

including a rise in vandalism, revenue shortfalls, slower service over all and

increased crowds.

Follow Palko Karasz on Twitter: @karaszpalko.

A version of this article appears in print on Dec. 7, 2018, on Page A7 of the New York edition with the headline:
No Free Ride? Luxembourg Disagrees. Order Reprints | Today’s Paper | Subscribe
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TOUR DE LUXEMBOURG

Ein Land an der Kreuzung
Mit Geldverdienen kennt man sich aus in Luxemburg. Doch nun macht das kleine Land mit progressiven 
Vorzeigeprojekten von sich reden. Cannabis legal und Gratisverkehr – was ist los im Grossherzogtum?

VON TOBIAS MÜLLER (TEXT) UND URSULA HÄNE (FOTOS)

Das Luxemburger Marketing vergleicht die Einführung des Gratis-ÖV gerne mit der Mondlandung: Tram kurz vor der Station Theater Limpertsberg.

Hoch über dem verwunschenen alten Viertel Pfaffenthal hat 
man der eigenen Ambition ein Denkmal gesetzt. Steil ragen die 
leuchtend roten Pfeiler der Grossherzogin-Charlotte-Brücke 
aus der Schlucht auf, die sich durch die Stadt zieht. In der 
Mitte ist unterhalb der Fahrbahn eine Tafel befestigt: «Luxem-
bourg – Let’s make it happen». Der Slogan gehört zu einer in-
ternationalen Imagekampagne. Selbstgewählte Kennzeichen: 
«Offenheit. Dynamik. Zuverlässigkeit.»

Geschehen lassen haben sie hier in den letzten Jahren 
tatsächlich allerhand; davon zeugen die Glasfassaden, die 
sich oben im sich rasant entwickelnden Business- und Ver-
waltungsquartier Kirchberg erheben. Zwischen ihnen zir-
kuliert seit 2017 ein in bunten Farben leuchtendes Tram. Es 
ist eines der Mittel, mit denen man dem sprichwörtlich ge-
wordenen Verkehrsproblem den Kampf angesagt hat  – und 
dem täglichen Druck von mehr als 200 000 PendlerInnen aus 
Frankreich, Belgien und Deutschland. Die meisten davon ar-
beiten im Finanz- und Versicherungssektor der «Stadt», wie 
man in Luxemburg die Kapitale nennt.

In letzter Zeit tönt es besonders laut aus dem innova
tionsfreudigen Grossherzogtum: Seit bei den Parlaments-
wahlen 2018 die Koalition aus Liberalen, SozialdemokratIn-
nen und Grünen bestätigt wurde, macht sie mit spektaku
lären Plänen von sich reden – so sind ab März Busse, Trams 
und Züge der zweiten Klasse gratis. Eine globale Premiere, 

weshalb auch das politische Branding zu grosser Form auf-
läuft und den Gratisverkehr mit der Mondlandung vergleicht.

Die ersten Schritte auf dem Mond vollziehen sich am 
Samstagmorgen, 29.  Februar, im schläfrigen Sonnenlicht. 
An einem Nebengleis der «gare», so heisst das auf Lëtze
buergesch, raucht Aline Gaillot eine Zigarette, bevor sie den 
Zug in Richtung deutsche Grenze abfahren lässt. Seit diesem 
Tag verläuft ihre Arbeit viel ruhiger, denn ausser in der ers-
ten Klasse muss Aline Gaillot keine Tickets mehr kontrollie-
ren. Was sie schade findet. «Ich habe das gerne gemacht! Ich 
mag Kontakt mit den Leuten.»

Das Verkehrsministerium, geleitet vom Grünen Fran-
çois Bausch, präsentiert sein steuerfinanziertes Projekt als 
soziales und ökologisches Vorbild. «Menschen bewegen statt 
Fahrzeuge», so nennt Bausch das gerne. Die Rechnung ist ein-
fach: Steigt ein Grossteil der AutofahrerInnen auf Bus und 
Bahn um, rückt man damit den Staus zu Leibe, mit denen ein 
Luxemburger Arbeitstag beginnt und endet, und schont die 
Umwelt. Auch bisher liessen sich die pittoresken Hügel, Wäl-
der und Städte Luxemburgs schon für vier Euro erkunden, flä-
chendeckend und den ganzen Tag lang, im Bus und per Bahn.

Die ZugpendlerInnen freut der Gratisverkehr. Doch die 
meisten derer, die das Auto nehmen, wollen das aus prakti-
schen Gründen auch weiter tun. Die Eisenbahngewerkschaft 
Syprolux warnt gar, der öffentliche Verkehr sei schon über-

lastet. So manche der nun überflüssigen SchalterbeamtInnen 
wissen noch nicht, wie ihre Arbeit künftig aussehen wird. Es 
heisst, sie sollten mit Tablets ausgestattet am Perron Informa-
tionen geben. Entlassungen jedenfalls sind nicht vorgesehen.

Aline Gaillot sorgt sich nicht darum. Ihren Beruf werde 
es weiterhin geben, beteuert sie. «Wenn es ein technisches 
Problem gibt, müssen wir das kommunizieren. Sie brauchen 
uns noch.» Der Zug hält in einem Dorf namens Wecker, wo 
ihre Aussage sogleich unterstrichen wird. «Ich muss pfeifen, 
sonst fahren wir nicht weiter», entschuldigt sie sich. «Es wird 
alles neu. Ich lasse mich überraschen.»

Im Städtchen Wasserbillig endet die Fahrt  – und die 
Ruhe des Vorfrühlingstags. Konstantes Motorendröhnen 
hängt über dem Ort an der Mosel, auf dessen Hauptstrasse 
das grenznahe Deutschland sein wertvollstes Hab und Gut 
ausführt. Trier und das umliegende Rheinland-Pfalz sind am 
stärksten vertreten, doch auch Kennzeichen aus Nordrhein-
Westfalen gibt es viele. Luxemburg, das neue Vorbild nach-
haltiger Mobilität, erscheint hier in etwas anderem Licht: 
Was in Wasserbillig in Wirklichkeit äusserst erschwinglich 
ist, sind Benzin und Diesel.

Also setzt sich aus Deutschland jedes Wochenende eine 
Pkw-Prozession zu diesem Tankstellenarchipel an der Mo-
sel in Bewegung. Vertreten sind Shell, Total, Aral, Gulf, Q8, 
Esso, Luxoil, das sogar eine Einweiserin hat, und natürlich 
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das lokale Paradepferd Wolter, das gleich dreimal vertreten ist. Da-
zwischen liegt noch «Luxis Waschsalon». Wasserbillig ist ein Well-
nesspark für Autos und ihre FahrerInnen. Hoch über der grotesken 
Szenerie thront ein Weinberg.

Carolin und Martin Pape aus Bonn mögen auch die Land-
schaft und sind eher Gelegenheitstanker, die ein paarmal im Jahr 
kommen. «1,32 Euro kostet der Liter bleifrei zu Hause, hier nur 
1,19 Euro», rechnet Martin vor. «Und der Kaffee ist auch noch bil-
lig hier.» Carolins Familie stoppte schon, als sie noch klein war, auf 
dem Weg zu Verwandten an Luxemburger Zapfsäulen. «Seit den 
zehner Jahren ist es hier sehr voll geworden», fasst sie die Entwick-
lung zusammen. «Begonnen hat alles mit dem Zika-Grenzmarkt. 
Der verkauft heute nur noch Alkohol.»

Wasserbillig ist die Illusion einer Welt ohne Wirtschafts
krisen. Ein Ort, an dem man für das sauer verdiente Geld noch et-
was bekommt, und zwar reichlich. In den Shops der Tankstellen 
geht es jedes Wochenende zu wie im Ausverkauf. «Dann haben wir 
1500 bis 1800 Kunden täglich, an Feiertagen sogar mehr», sagt eine 
der Kassierinnen. Es gibt Kundenkarten, auf denen man pro ge-
tankten Liter einen Cent gutgeschrieben bekommt. «Bedienen Sie 
sich», steht an der Kaffeemaschine, wo KundInnen nichts zahlen. 
Zigaretten kommen in Stangen, Softdrinks palettenweise, Kaffee-
pads in Vorratssäcken und Alkohol in rauen Mengen. Wer diese 
Produktpalette mag, kann sich im Schlaraffenland wähnen. Die 
Kassierin drückt es so aus: «Wir versorgen alle Sprittis!»

Luxemburg, zeigt sich hier, hat Talent, aus steuerlichen 
Vergünstigungen ein Geschäftsmodell zu machen. Und noch ein 
Charakteristikum wird deutlich: Es ist ein Land der Gegensätze, 
provinziell und zugleich polyglott, denn praktisch alle sprechen 
mindestens drei Sprachen. Es ist agrarisch und ein internationales 
Finanzzentrum. Man sieht hier Jugendliche mit «Make money not 
friends»-Schriftzug auf der Jacke. Und wenn man nach dem Weg 
fragt, hilft in der Hauptstadt ein zuvorkommender Investment
banker aus Baku, Aserbaidschan, gerne weiter.

Konträr sind auch die ProtagonistInnen der beiden letzten 
grossen Einwanderungswellen nach Luxemburg: Ab den sechziger 
Jahren kamen PortugiesInnen, um in den Fabriken im Südwesten 
und auf Baustellen zu arbeiten. Mit mehr als 95 000 Personen, etwa 
einem Sechstel der Luxemburger Bevölkerung, sind sie die weitaus 
grösste Gruppe an MigrantInnen. Noch immer haben sie den sozial
ökonomischen Status von «GastarbeiterInnen»: eher schlecht be-
zahlte Jobs und ein Umfeld mit ähnlichem Hintergrund. Demgegen-
über stehen die heutigen Expats, die meist in der Finanzwirtschaft 
tätig und gut situiert sind.

Die Schornsteindichte zeigt, dass man sich dem früheren Erz-
revier nähert. Eines seiner Zentren ist die Stadt Differdingen, wo 
der portugiesische Einfluss sofort ins Auge fällt. Super-Bock-Bier 
und Delta-Kaffee gibt es an jeder Ecke. Zahnärztinnen, Metzger 
und Fahrschulen tragen lusitanische Namen. Das Restaurant Cen-
tenaire wirbt mit «cuisine portugaise traditionelle» und serviert 
deftige Schlachtplatten samt Reis und Kohl. Das Taxiunternehmen 
heisst Grosso Camilo. Ziel der Fahrt: Lasauvage, ein Dorf mit we-
niger als 500 EinwohnerInnen im hintersten Winkel Luxemburgs.

Beim FC Minière Lasauvage besteht das gesamte Team aus 
portugiesischen Kickern. Der Klub steht abgeschlagen auf dem 
letzten Platz der vierten Liga. Die Stimmung verdirbt das ebenso 
wenig wie der stetige Regen. Also drängen sich alle BesucherInnen 
unter den Sonnenschirmen auf der Terrasse des Klubhauses, das 
fast schon malerisch in den steilen Hang gebaut ist. Der Platz liegt 
unten in einer Senke, dahinter ein brüchig aussehendes Viadukt 
und die Grenze zu Frankreich.

Auch gegen Sporting Bartringen aus der Hauptstadt liegt 
man schnell mit 0 : 3 hinten. Von Herzen angefeuert und geflucht 
wird auf der Tribüne trotzdem. Im Klubhaus steht Michel Ribeiro, 
der Präsident. Wie viele hier ist er in Luxemburg geboren, doch er 
sagt sogleich «portugiesisch», wenn man ihn fragt, als was er sich 
fühle. Sein Getränkehandel hat letztes Jahr geschlossen, nun orien
tiert er sich neu. Und wenn er fertig ist mit Arbeiten? «Portugal», 
sagt er ohne Zögern. Und grinst: «Noch siebzehn Jahre. Mit 57 kann 
man hier in Rente.»

In der Halbzeit taucht eine kleine, energische Frau am Zapf-
hahn auf, die vorher durch engagiertes Anfeuern auffiel. Das galt 
ihrem Sohn, «Alex, die Nummer  18». Selbst kickt Tania Andrade 
auch, und zwar in der höchsten Frauenliga des Landes. Mit dem 
benachbarten Progrès Niederkorn war sie schon Meisterin. Ihre Po-

sition: Innenverteidigung. Jedes der drei Trainings pro Woche wird 
mit fünf Euro bezahlt, dazu kommen dreissig Euro Siegprämie. 
Weshalb Tania hauptberuflich in einem Geschäft für Frauenmode 
arbeitet.

Auch sie, die als Kind nach Luxemburg kam, will eines Tages 
wieder in Portugal leben. «Die Leute sind wärmer, es geht mehr um 
Familie und Gemeinschaft.» Luxemburg, das finden die meisten 
hier, ist ein gutes Land zum Geldverdienen. Aber das richtige Le-
ben, scheint es, spielt doch in Portugal. Da kümmert es auch nicht 
viel, ob sich das Grossherzogtum gerade neu erfindet. «Let’s make it 
happen», das bezieht man in Lasauvage eher auf den lusitanischen 
Alterssitz.

Für Niamh Shivnan sieht das Ganze genau umgekehrt aus. Als 
sie vor zwölf Jahren aus Dublin hierherkam, war sie 27. Ihr Bruder 
wohnte bereits in Luxemburg, und bei einem Besuch verliebte sie 
sich in einen englischen Freund von ihm. Heute haben die beiden 
vier Kinder. Shivnan arbeitet in einer US-amerikanischen Bank, 
oben auf dem Plateau in Kirchberg. Kurz nachdem sie Irland verliess, 
kam die Krise. «Ich zog genau zur richtigen Zeit hierher», sagt sie. 
«Selbst wenn ich zurückgehen wollte – es gäbe keine Jobs mehr!»

An einem Samstagabend ist Shivnan unterwegs quer durch 
die Oberstadt, um ein paar Freundinnen zum Dinner zu treffen. Sie 
trägt einen eleganten dunklen Mantel und erzählt im Gehen, wie 
sich die Hauptstadt verändert hat. «Früher war ‹The Tube› der le-
bendigste Laden hier», weist sie auf die bekannte Bar, die gerne von 
Expats besucht wird. «Heute gibt es wirklich eine Partyszene. Viel 
mehr englische, irische oder polnische Geschäfte. Luxemburg ist 
viel internationaler. Das ist auf eine Art gut, aber auch wieder nicht, 
weil es sein Luxemburgisches verliert. Und es ist viel teurer: In acht 
Jahren haben sich die Häuserpreise verdoppelt.»

Die Entwicklung spiegelt sich in ihrem eigenen Leben. Die 
Kinder lernen in Kita oder Schule Deutsch, Französisch und Lët-
zebuergesch. Sie selbst hat mal einen Kurs gemacht, aber kennt 
niemanden, mit dem sie die Landessprache reden könnte. In den 
Klassen ihrer beiden älteren Kinder gibt es kein einziges Kind mit 
Luxemburger Eltern. Ihr Team in der Bank besteht aus zahlreichen 
PendlerInnen, von denen manche aus dem hundert Kilometer ent-
fernten Saarbrücken kommen – oder von noch weiter weg.

Den frischen Wind progressiver Ideen, der durch Luxemburg 
zieht, legales Cannabis und Gratisverkehr, die Homoehe seit 2014, 
begrüsst sie. «Dieser liberale Wandel ist aber nicht allein in Luxem-

LUXEMBURG – EINE ANNÄHERUNG

«Mir wölle bleiwe, wat mir sin»
Mit knapp 2600 Quadratkilometern ist Luxemburg das zweitkleins-
te EU-Land. Von 628 000  EinwohnerInnen leben mehr als 122 000 
in der gleichnamigen Hauptstadt. 47 Prozent der Bevölkerung sind 
AusländerInnen – der höchste Wert in Europa. Über 170 Nationali-
täten sind vertreten. Das mit Abstand wichtigste Herkunftsland ist 
Portugal vor Frankreich, Italien, Belgien und Deutschland.

Seit 1815 ist Luxemburg ein Grossherzogtum, das zunächst 
vom niederländischen König regiert und 1867 unabhängig wur-
de. Die Geschichte Luxemburgs ist geprägt von der Lage zwischen 
den Grossmächten Frankreich und Preussen und ab 1830 dem neu 
gegründeten Belgien, die allesamt territoriale Ansprüche hatten. 
Aus dieser Zeit stammt das nationale Motto «Mir wölle bleiwe, wat 
mir sin» (Wir wollen bleiben, was wir sind). 1984 wurde Lëtze
buergesch neben Französisch und Deutsch dritte Amtssprache. In 
den letzten Jahren gibt es Bemühungen, dessen Position als Teil der 
kulturellen Identität zu stärken.

Die Wirtschaft des einstigen Agrarlands war ab dem 19. Jahr-
hundert von Schwerindustrie bestimmt, basierend auf den Erz-
vorkommen im Südwesten. Mit dem Strukturwandel nach dem 
Zweiten Weltkrieg wurde Luxemburg ein immer bedeutenderer 
Finanzplatz und ein wichtiges Investmentzentrum. Spätestens 
die Veröffentlichung der Lux Leaks 2014 bescherte dem Land den 
Ruf als Eldorado gross angelegter Steuerhinterziehung. 2019 war 
Luxemburg vor der Schweiz das Land mit dem weltweit höchsten 
Bruttoinlandsprodukt pro Kopf.  TOBIAS MÜLLER

«In Portugal sind  
die Leute wärmer 
als hier, es geht 
mehr um Familie 
und Gemeinschaft»: 
Fussballerin 
Tania Andrade.

«Ich habe gerne  
Tickets kontrolliert!  
Ich mag Kontakt mit 
den Leuten.»  
Seit der öffentliche  
Verkehr gratis ist, hat 
Kondukteurin Aline 
Gaillot weniger zu tun.
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burg im Gang. Ich sehe ihn auch in Irland.» Niamh Shivnan und 
ihre Familie haben Luxemburg zu ihrem Zuhause gemacht. Und sie 
habe nicht die Absicht, es in absehbarer Zeit wieder zu verlassen, er-
klärt sie, ehe sie sich in ein Restaurant empfiehlt, in dem gut geklei-
dete Menschen Erfolg ausstrahlen.

Etwa zehn Gehminuten entfernt, in einer Passage in der Nähe 
des Bahnhofs, macht man sich eher Sorgen um den Wandel. Als das 
«Placebo» vor zwanzig Jahren seine Türen öffnete, war es der erste 
Hanfladen Luxemburgs. 2018 war er wesentlich an einer Petition 
zur Legalisierung von Cannabis beteiligt. Die nötigen 4500 Unter-
schriften hatte man innerhalb weniger Stunden beisammen. Das 
Thema kam ins Parlament, und die neue Regierung nahm sich der 
Sache an. Die Schlagzeilen gingen um die Welt: das kleine Luxem-
burg als erstes Land Europas, das Anbau, Verkauf und Konsum von 
Marihuana legalisiert.

Anderthalb Jahre später ist Christophe Koch gar nicht gut auf 
das Projekt zu sprechen. Der 25-jährige Mitarbeiter des «Placebo» 
empfängt im Keller der HanfpionierInnen und zieht eine skepti-
sche Zwischenbilanz: «Politisch hat das nicht richtig geklappt. Man 
will den THC-Gehalt begrenzen, das zieht den Schwarzmarkt an. 
Ausserdem sollen die Lizenzen zum Anbau und Verkauf versteigert 
werden, aber wie das geschieht, ist unklar. Derzeit sieht es mehr 
nach einer Reglementierung als nach Legalisierung aus.»

Tatsächlich ist eines der progressiven Paradepferde der 
linksliberalen Regierung ins Stocken geraten. Eine Arbeitsgruppe 

beschäftigt sich nun mit den Details des Gesetzesentwurfs, auf 
den man im «Placebo» noch immer wartet. Unterdessen hat die 
Regierung auch noch die Mehrwertsteuer auf Cannabidiolproduk-
te (CBD) drastisch angehoben. Wenn man die nicht auf die KundIn-
nen abwälzen will, bedeutet das deutliche Verluste für das «Place-
bo» – ein Geschäft, das sich, so Koch, immer auch als gesellschafts-
politisches Statement verstand. «An sich ist es nicht so erheblich, ob 
eine Legalisierung ein wenig früher oder später kommt. Nur: Jetzt 
sind wir gerade an einem Punkt, an dem die Dinge in Bewegung 
sind. Und wenn jetzt nichts passiert, dauert es in Luxemburg wieder 
zwanzig Jahre, bis sich jemand an das Thema rantraut.» Woran das 
liegt? Koch grübelt kurz. «Es hat mit diesem Wahlspruch zu tun: 
‹Wir wollen bleiben, was wir sind›. So ist es mit der Legalisierung 
auch. Es scheint, als wollten sie wieder mal bleiben, was sie sind.»

Je länger man in diesem Grossherzogtum herumreist, desto 
vielschichtiger wird sein Bild. Allerlei Nuancen von Dynamik und 
Stillstand stehen sich gegenüber. Ein bisschen landeskundliche 
Analyse wäre gut zur Orientierung. Und wo sollte die in einer al-
ten Agrarregion anders herkommen als aus einem Café namens 
«Bauerestuff» (Bauernstube)? Das knallgelb angestrichene Haus 
liegt beim Bahnhof von Ettelbrück, einer Kleinstadt im Norden 
Luxemburgs. Drinnen sitzt Serge Tonnar, einer der bekanntesten 
Musiker des Landes, vor einem Bier und knabbert Käsewürfel dazu.

«Dreissig Jahre lang war die Christlich Soziale Volkspartei mit 
Jean-Claude Juncker hier am Ruder. Der ganze Staat war quasi CSV. 

Das bedeutet: eher konservativ orientiert. Und so sind auch die 
meisten Luxemburger», beginnt er. «Jetzt gibt es zum zweiten Mal 
hintereinander eine Regierung ohne die CSV. Dadurch sind jetzt 
gesellschaftliche Veränderungen möglich, siehe Cannabis, Homo-
ehe, Gratisverkehr. Andererseits gab es 2015 ein Referendum. Es 
ging um Wahlrecht für Ausländer, Wahlrecht ab sechzehn und die 
Begrenzung eines Ministeramts auf zehn Jahre am Stück. Dass es 
abgelehnt wurde, war ein Schlag ins Gesicht aller fortschrittlichen 
Kräfte.»

Zu diesen zählt fraglos auch Serge Tonnar. Mit seiner ehema-
ligen Band Legotrip etablierte er ein neues Genre, denn lëtzebuer-
gesche Texte gab es bis dahin nur im Schlager. Und nun ist da die-
ser renitente Chansonnier in Hut, Hemd und Jackett, der kritische 
und zynische Lieder schreibt und gerne unterwegs ist, ein Manu 
Chao zwischen Erzbecken und Ardennen. Fällt sein Erfolg eigent-
lich mit dem neuen Kulturnationalismus im Land zusammen, mit 
dem konservative Kräfte die Volkssprache aufzuwerten versuchen? 
Serge Tonnar will damit nichts zu tun haben: «Nationalisten dient 
die Sprache als Schutz gegen Ausländer. Ich verwende Lëtzebuer-
gesch eher als Brücke», betont er.

Dann ist es Zeit, aufzubrechen. Mit dem Zug werden Serge 
Tonnar und seine beiden Akkordeonspieler zurück in die Haupt-
stadt reisen  – als Teil der Feierlichkeiten am ersten Tag des Gra-
tisverkehrs. In ganz Luxemburg wird aus diesem Anlass musiziert, 
in Bussen, Bahnen und im Tram. Serge und seine Mitstreiter be-
grüssen schon am Bahnsteig die Wartenden mit einem saftigen 
«Moien!» und spielen sich ein. Im Zug bringen sie die PassagierIn-
nen tatsächlich zum Mitsingen.

In Pfaffenthal, am neuen Bahnhof, verabschieden sie sich. 
Hoch über den Gleisen fällt wieder dieses «Let’s make it happen» 
ins Auge. Was sagte Serge Tonnar noch gleich, kurz bevor er in den 
Zug einstieg, auf die Frage, ob dieses Land an einer Kreuzung ste-
he? «Ich hoffe, wir sind schon hinter der Kreuzung!»

«Nationalisten dient  
die Sprache als Schutz 
gegen Ausländer.  
Ich verwende 
Lëtzebuergesch eher  
als Brücke»: Serge 
Tonnar (mit Gitarre)  
mit Mitmusikern  
im Nahverkehrszug.

«Politisch hat das mit 
der Liberalisierung 
nicht richtig geklappt. 
Man will den 
THC-Gehalt be
grenzen, das zieht 
den Schwarzmarkt 
an»: Christophe Koch 
im Hanfladen Placebo.

«Luxemburg  
ist internationaler 
geworden – aber  
auch viel teurer»: 
Niamh Shivnan,  
Expat aus Irland. 
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Le Conseil d’Etat neuchâtelois rejette une initiative cantonale pour la gratuité des transports publics

Prendre le bus ou le train sans payer?
K SEVAN PEARSON

Mobilité L Prendre le bus ou le train sans 
billet ni abonnement et ne pas risquer 
d’amende? Cela pourrait devenir réalité 
dans le canton de Neuchâtel, si l’initiative 
pour des transports publics gratuits est 
acceptée. Dernièrement, le Conseil d’Etat 
l’a cependant rejetée, en proposant un 
contre-projet. «La gratuité n’est pas une 
solution durable, car elle prive de recettes 
tarifaires importantes les entreprises et 
l’Etat pour des investissements dans l’in-
frastructure, la desserte et le matériel rou-
lant», dit Laurent Favre, conseiller d’Etat.

Grâce au produit de la vente des billets 
et abonnements, le Conseil d’Etat mise sur 
le développement du RER neuchâtelois, la 
modernisation du matériel roulant et la 
compétitivité des tarifs. Dans son contre-
projet indirect, il propose une baisse du 
plafond tarifaire à quatre zones, un rabais 
complémentaire sur l’abonnement des 
jeunes jusqu’à 25 ans et une harmonisa-
tion des règles du billet «court parcours».

«Une philosophie de vie»
L’élu vert au Grand Conseil et initiant, 
Laurent Debrot, n’en démord pas: «Finan-
cer la gratuité (45 millions de francs an-
nuels avec l’offre actuelle) se ferait avec la 
suppression des déductions fiscales pour 
déplacements.» Des transports publics 
gratuits doperaient la fréquentation, ce 
qui impliquerait cependant des coûts sup-
plémentaires. «L’adaptation de l’offre de-
vrait être prise en charge par un autre 
moyen, par exemple par une petite taxe 
sur les places de parc», imagine l’élu pour 
qui proposer la gratuité, «c’est adopter 
une philosophie de vie plaçant la généro-
sité au centre de la société».

Pointant du doigt la charge des trans-
ports pour certains budgets modestes, 
même avec les offres actuelles, l’écologiste 
voit un avantage supplémentaire dans la 
gratuité. «On supprime toute une gestion 
administrative – billets, contrôles, etc. 
Voyager se fait dans une ambiance plus 
sereine, sans crainte d’avoir oublié ou mal 
oblitéré son titre de transport, par 
exemple.»

C’est ce qu’expérimentent les usagers 
des transports publics luxembourgeois 
depuis l’introduction de la gratuité le 
1er mars 2020. «Le projet est avant tout 
une double mesure sociale qui se traduit 
par un plus grand pouvoir d’achat pour 
les personnes à faible revenu, et à laquelle 
contribuent les citoyens plus aisés, 
puisqu’il est f inancé par l’argent des 
contr ibuables», expl ique François 
Bausch, ministre de la Mobilité. Sur les 
500 millions d’euros de coûts annuels, 
41 millions provenaient de la vente des 
billets et sont désormais compensés par 
les impôts.

L’exemple de Dunkerque
En raison de la pandémie, il est malheu-
reusement impossible à l’heure actuelle 
pour le Gouvernement luxembourgeois 
de tirer des conclusions valables sur la 

baisse du trafic motorisé individuel. Il en 
va autrement à Dunkerque. Cette ville des 
Hauts-de-France a introduit la gratuité 
des transports publics en septembre 2018 
déjà.

«Créer un choc psychologique»: tel 
était l’un des buts poursuivis, selon la 
Communauté urbaine de Dunkerque. 
«C’était nécessaire dans la mesure où la 
population de l’agglomération utilisait 
peu le bus (moins de 5% des déplacements 
se faisaient par ce biais et 66% en voi-
ture)», indique-t-elle. La gratuité a aussi 
pour but d’agir pour l’environnement et 
de lutter contre l’exclusion sociale en fa-
vorisant les déplacements de personnes à 
faible revenu.

Le financement de la gratuité et de 
l’augmentation de 30% de l’offre a pu être 
réalisé grâce à l’abandon d’un projet de 
construction d’un vaste complexe sportif 
et de loisirs. Entre 2017 et 2019, la fré-
quentation a augmenté de 85,5% sur 
l’année (de 60% les jours ouvrables et de 
120% les week-ends). Conséquence: le 
trafic automobile a diminué de 7% dans 
le centre de Dunkerque, car la moitié des 
nouveaux usagers a renoncé à la voiture 
au profit du bus.

Initiative à Fribourg aussi
Cette expérience dunkerquoise ne semble 
pas convaincre le Gouvernement neuchâ-
telois. «Le Conseil d’Etat a étudié les 
conclusions du rapport d’étude du Grou-
pement français des autorités respon-
sables des transports quant aux 30 ré-
seaux de transports publics ayant fait le 
choix de la gratuité. Il en retire que les 
usagers attendent avant tout un réseau 
performant et attractif du point de vue de 
l’offre et de la qualité de service», tranche 
Laurent Favre.

Il n’y a pas qu’à Neuchâtel qu’on dis-
cute des transports publics gratuits. Les 
socialistes fribourgeois ont lancé l’au-
tomne dernier une initiative en ce sens. 
Dans le canton de Vaud, le député d’En-
semble à gauche Vincent Keller avait dé-
posé une initiative parlementaire, balayée 
par le Grand Conseil en mars 2020 par 
103 voix contre 17 et 16 abstentions. L

Avec les transports gratuits, cette voyageuse s’épargnerait le passage devant le distributeur de billets. Keystone-archives

«Voyager se ferait 
dans une ambiance 
plus sereine» Laurent Debrot

SÉISMES
ASSURANCE REJETÉE
Des mesures contre les 
dégâts dus aux tremblements 
de terre ne sont pas néces-
saires au niveau national.  
Le Conseil fédéral rejette  
une motion demandant une 
prise en charge solidaire.  
Déposé au Conseil des Etats, 
le texte entend instaurer une  
assurance nationale contre 
les tremblements de terre au 
moyen d’un système d’enga-
gements conditionnels. ATS

Millions restitués à Taïwan
Frégates L Dans l’affaire dite 
des frégates, la Suisse restitue 
près de 240 millions de francs à 
Taïwan, a indiqué l’Office fédé-
ral de la justice (OFJ) hier. Il 
s’agit de commissions illicites 
versées lors de la vente de six 
navires de guerre français à 
Taïwan.

Ces commissions avaient été 
versées par la société française 
Thompson-CSF lors de la vente 
de navires de guerre en 1991. La 
décision rendue par la Cour su-

prême de Taïwan f in 2019 
confirmant la provenance illé-
gale des fonds et ordonnant leur 
confiscation a ouvert la voie à la 
restitution, explique l’OFJ.

En 2001, Taïwan a adressé 
une demande d’entraide judi-
ciaire à la Suisse dans le cadre 
d’une vaste affaire de corrup-
tion liée à la vente de frégates 
françaises, a rappelé l’OFJ. Par 
la suite, la Suisse a apporté 
son soutien à Taipei dans cette 
affaire. L ATS

Des résidus dans les sols
Pesticides L L’écrasante majo-
rité des terrains est concernée, 
selon Agroscope.

Sur un échantillon de 100 par-
celles de grandes cultures et de 
cultures maraîchères analysées 
par Agroscope, toutes abri-
taient des résidus de pesticides. 
Les concentrations détectées 
sont généralement très faibles 
mais pourraient avoir un im-
pact négatif sur la vie micro-

bienne et les champignons 
utiles du sol.

Les résidus de pesticides dans 
les sols suscitaient relativement 
peu d’intérêt jusqu’à cette 
étude, a relevé hier Agroscope 
da ns un com muniqué. Le 
centre de compétence de la 
Confédération est parti à la re-
cherche de 46 résidus de pesti-
cides différents dans 100 par-
celles de grandes cultures et de 

cultures maraîchères exploitées 
de manière biologique (40), 
conventionnelle ou avec semis 
direct.

Verdict: des résidus ont été 
trouvés dans toutes les par-
celles. Les chercheurs ont été 
surpris de constater que des 
résidus de pesticides dont l’utili-
sation n’est plus autorisée en 
Suisse (par exemple l’atrazine, 
le linuron, le chlorpyrifos) ont 
aussi été identifiés. L ATS

LA VILLE DE ZURICH A ESTIMÉ LE COÛT ET A DÉJÀ DIT NON
Avant même de traiter une initiative 
populaire des Jeunes socialistes, l’Exé-
cutif de la ville de Zurich a calculé – en 
réponse à une motion – que la gratuité 
des transports publics lui coûterait 
314 millions de francs par année en 
billets non vendus. De toute façon, rap-

pelle la ville, la Constitution fédérale 
prévoit une participation «appropriée» 
des usagers aux coûts.
De plus, les tarifs ne sont pas fixés en 
ville, mais au sein de la communauté 
tarifaire ZVV. L’exécutif craint aussi un 
effet «rebond»: ce sont surtout les pié-

tons et cyclistes urbains qui pourraient 
décider de monter dans un tram ou un 
bus s’ils étaient gratuits. Les pendu-
laires des communes avoisinantes se-
raient alors confrontés à un public plus 
dense. Et pourraient alors décider de 
reprendre leur voiture. ARIANE GIGON
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Ein Kraftakt wird auch die Umstellung der 
Busflotten und der Infrastruktur auf Batte-
riefahrzeuge. Aber die Technik entwickelt 
sich dynamisch, und das stimmt uns zu-
versichtlich. Der immer noch zu hohe Preis 
für die Fahrzeuge lässt uns aber trotz allem 
nachdenklich werden. Hohe Erwartungen 
knüpfen wir an die Digitalisierung. Sie wird 
die Schieneninfrastruktur leistungsfähiger 
und effizienter machen. Zudem werden  
vernetzte digitale Angebote unseren Fahr-
gästen den Zugang zu Bussen und Bahnen 
weiter erleichtern.

Schon sehr bald wird sich entscheiden, ob 
wir auf dem anstrengenden Weg zu weniger 
CO2-Emissionen im Verkehrsbereich mit 
mehr ÖPNV und mehr Schienengüterverkehr 
ein gutes Stück vorankommen – und ob das 
Jahr 2020 später im Rückblick als wichtiger 
Wendepunkt gelten wird.

Beste Grüße
Ihr Ingo Wortmann

Vor uns liegt das Jahrzehnt, in dem die Ver-
kehrswende gelingen muss und der Verkehrs- 
sektor seine Klimaschutzziele erreicht. 
Dass dies keine Utopie ist, belegt die Studie 
„Deutschland mobil 2030“. Demnach sind  
30 Prozent mehr ÖPNV und ein Viertel mehr 
Schienengüterverkehr machbar. Die notwen-
digen Gesetze und Finanzierungen hat der 
Bund auf den Weg gebracht. Beispielsweise 
werden die GVFG-Mittel schrittweise auf 
zwei Milliarden Euro im Jahr 2025 aufgestockt 
und auch für den Ausbau und die Grund-
erneuerung der städtischen Schienen aus-
geweitet. 

Schon in diesem Jahr müssen die entspre-
chenden Investitionsprogramme in die  
Infrastruktur von Bussen und Bahnen anlau-
fen. Nun kommt es darauf an, schnellstmöglich 
zu planen und zu bauen. Am Geld wird es im 
Grunde nicht mehr scheitern. Allerdings sehen 
wir mit Sorge auf die immer noch nicht einge-
leitete Beschleunigung der Planungsverfahren 
und praxisorientierte Anpassung der Standar-
disierten Bewertung sowie auf den Mangel an 
Fachkräften bei Unternehmen und Genehmi-
gungsbehörden. Dies könnte mehr und mehr 
zum Flaschenhals der Verkehrswende werden. 

2020: Wendejahr  
für den Verkehr

6 �Luxemburg: Kleines Land investiert 
im großen Stil in den ÖPNV.

26 �Osnabrück: Neues Liniennetz 
geht im Februar an den Start. 
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sich zwei Tage lang in Berlin.
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Weg zur Mobilität der Zukunft

16 „�Mobility inside“: Die Vielfalt der 
Verkehrsangebote in einer App



Anlage für den schnellen Güterumschlag hat den Testbetrieb aufgenommen
In Lehrte östlich von Hannover geht bald eine neuartige Schnellumschlag-Anlage in Betrieb. Sie 
soll mehr Güter von der Straße auf die Schiene holen und damit zu Zuwächsen im Kombinierten 
Verkehr führen - dem Gütertransport auf verschiedenen Verkehrsträgern. Die Drehscheibe für 
den Güterverkehr, der sogenannte Megahub Lehrte, ist so gut wie fertig. Im Dezember nahm das 
Terminal den Test- und Probebetrieb auf. Drei schnelle Portalkräne (Foto) können zukünftig 
Container zwischen Bahn und Lkw sowie von Güterzug zu Güterzug umschlagen. In der neu- 
artigen Anlage werden keine Waggons zu neuen Zügen zusammengestellt, sondern lediglich 
die Ladeeinheiten verteilt. Das beschleunigt den Güterverkehr auf der Schiene und senkt die 
Lärmbelastung. Für April ist der Start des Probebetriebs mit öffentlichen Verkehren geplant, die 
Gesamtinbetriebnahme ist ebenfalls für 2020 vorgesehen. Vom Megahub Lehrte soll der  
Güterverkehr im gesamten nordwestdeutschen Raum profitieren. In die Planung und den Bau 
des Terminals flossen gut 170 Millionen Euro. Bis zu 75 Arbeitsplätze werden dort entstehen. 
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Nahverkehr zum Nulltarif wird in 
Luxemburg ab 1. März dieses Jahres  
Realität. Angesichts einer in Europa 
unübertroffenen Auto-Dichte  
sucht das Großherzogtum die  
Verkehrswende. Kostenlos Bus- und 
Bahnfahren ist dabei ein vom Land 
leicht finanzierbarer Teil-Aspekt in 
einem milliardenschweren Programm 
für nachhaltige Mobilität.

Das Verkehrschaos empfängt den Be-
sucher gleich vor dem Luxemburger 

Hauptbahnhof. Ganze Wälle von grün-grauen 
Absperrgittern, dahinter Baufahrzeuge, Bü-
rocontainer, offene Baugruben, jede Menge 
Arbeiter in knallorangefarbenen Westen. 
Die Haltestellen des Busbahnhofs vor dem 
ehrwürdig-klassizistischen Empfangsge-
bäude mit dem markanten Uhrenturm sind 
nur noch im Slalom zu erreichen: Elektrische 
Kleinbusse, Gelenkbusse, Doppelgelenkbusse, 
straßenbahnähnliche Busbahnen kommen 
an und fahren ab ohne Ende. Dazwischen im 
Dauerstau Autos, Autos, Autos. Das ist der vor-
läufige Endpunkt der kilometerlangen Baustelle 
für Luxemburgs künftige Stadtbahn, die den 
Hauptbahnhof Ende 2020 erreichen soll. Sie 
zieht sich quer durch die Stadt, vom Place de 
L’Etoile, auf luxemburgisch „Stäreplaz“, entlang 
des Altstadthügels, der vor etwas mehr als 
hundert Jahren noch eine Festung war, hinüber 
in den Stadtteil Gare (Bahnhof).
Die Stadtbahnlinie T 1 soll so etwas wie die 
Lebensader des Projektes „MoDu 2.0” wer-
den. Hinter der Abkürzung verbirgt sich 
„mobilité durable”, französisch für nachhal-
tige Mobilität. Eine Linie, die bis 2021 auf 
zunächst 16 Kilometern die Stadt Luxemburg 
vom Nordosten bis in den Südwesten queren 
soll. Seit 2017 ist ein erster Abschnitt vom 
Stäreplaz zum Kirchberg-Plateau auf der 
Avenue John F. Kennedy bereits in Betrieb, 
vom Stadttheater entlang einer spektaku-
lären Reihe avantgardistischer Architektur 
von der Universität und der Philharmonie 

9
PROZENT
So gering ist in 
Luxemburg der 
Anteil der Fahrgeld-
Einnahmen an den 
Kosten des ÖPNV.

Gratis-ÖPNV nach  
millionenschwerem  Ausbau

Luxemburg:
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über Bankenpaläste bis zum Europa-Parlament.
Der Erfolg der Stadtbahn, die von der in öf-
fentlicher Hand befindlichen Aktiengesell-
schaft Luxtram betrieben wird, stellte sich auf 
dem ersten Abschnitt schnell ein. Die Zahl der 
Fahrgäste war schon kurz nach dem Start vier-
mal so hoch wie eigentlich erwartet. Statt im 
ursprünglich geplanten Sechs-Minuten-Takt 
verkehren die Bahnen zu den Verkehrsspitzen 
alle vier Minuten. Doch die Zugkapazität mit 
430 Passagieren stößt an ihre Grenzen. Anvi-
siert sind bereits ein Drei-Minuten-Takt und 

Straßenbahnen mit 600 
Plätzen. Neun Umsteige-
punkte sind entlang der T 1  
geplant, mit auf die Tram 
abgestimmten Bus-Linien, 
zum Nah- und Regional-
verkehr auf der Schiene 
sowie zur wachsenden 
Zahl an Park-and-ride-

Plätzen. „Erst waren viele skeptisch gegenüber 
dem Tramprojekt, heute will jedes Stadtviertel 
die Straßenbahn haben”, beobachtet auch Marc 
Hoffmann, Personenverkehrsvorstand der lux-
emburgischen Staatsbahn CFL.
Umsteigen schnell und bequem – das ist das Ziel. 
Dafür scheut der Bahn-Konzern auch außerge-
wöhnliche Lösungen nicht. Ein Ausnahmepro-
jekt: Im Stadtteil Kirchberg kreuzen Tram und 
Vollbahn nahezu rechtwinklig, die eine über 
eine hohe Brücke auf dem Hügel, die andere 
im Pfaffenthal. Der Höhenunterschied liegt bei  
40 Metern. Eine hypermodern gestaltete – 
kostenlose – Standseilbahn mit Kabinen groß 
wie Flughafenbusse erspart lästiges Treppen-
steigen und verkürzt die Wege zwischen den 
Höhen und Bahnsteigen zu einem Ein-Mi-
nuten-Trip. Zweigleisig, mit vier Fahrzeugen. 
„Wir brauchen zwei parallele Bahnen, damit 
es im Berufsverkehr keine Wartezeiten gibt”, 
erläutert Hoffmann. Mit einer Kapazität von 

7.000 Passagieren pro Stunde und Richtung ist 
die knapp 100 Millionen Euro teure, großzü-
gig dimensionierte Anlage in edel anmutender 
Glas- und Edelstahl-Architektur dafür gerüstet. 
„Es macht keinen Sinn, irgendwo kostenlosen 
ÖPNV anzubieten, wo das Angebot schlecht ist. 
Die Leute steigen nur dann um, wenn das Ange-
bot eine gute Qualität hat”, predigt Luxemburgs 
Verkehrsminister François Bausch immer wie-
der in Vorträgen und Interviews.
Die Tram und die Umsteigeknoten sind Bau-
steine in einem multimodalen Gesamtkonzept, 
mit dem Luxemburg Autofahrer generell aus 
dem motorisierten Individualverkehr holen 
will. Die beschaulich-charmante Hauptstadt 
des Großherzogtums mit seinen 600.000 Ein-
wohnern ist – nicht zuletzt dank des Sitzes 
zahlreicher Großkonzerne und EU-Instituti-
onen –  ein Brennpunkt von extremen Pend-
lerströmen. Von 450.000 Arbeitnehmern im 
Lande sind rund  200.000 „Grenzgänger” aus 
den Nachbarländern Deutschland, Belgien und 
Frankreich, die jeden Werktagmorgen in die 
eher übersichtliche Kapitale und ihr Umland 
strömen. Bausch wird nicht müde darauf hinzu-
weisen, dass auf diese Weise jeden Tag 250.000 
leere Autositze durch Luxemburg bewegt wer-
den. Stau-Chaos und Treibhausgas-Ausstoß – 
das sind die Folgen, die MoDu 2.0 beseitigen soll. 
Mit einer Fülle von Maßnahmen, die zwar auch 
den Individualverkehr besser lenken, vor allem 
aber den Umweltverbund von Öffentlichem 
Verkehr und dem Fahrrad fördern sollen. Dazu 
zählen der Ausbau elektrischer Ladestationen 
für Pkw, die Einrichtung von Fahrrad-Miet- 
stationen, eine optimierte Mitfahrerzentrale, 
die Neugestaltung des Bus-Liniennetzes und 
die Umstellung auf Elektrobusse. Basis wird 
eine App sein, die für jede Strecke das kom-
plette Angebot der Verkehrsmittel sinnvoll zu-
sammentragen kann, natürlich in Echtzeit, 

Mit hoher Qualität überzeugen 
– das ist die Strategie für Bus 
und Bahn in Luxemburg. Blick 
in den Fahrgastraum einer der 
siebenteiligen 45-Meter- 
Niederflur-Straßenbahnen des 
spanischen Herstellers CAF (1).  
„Bergstation“ der Standseil-
bahn als oberer Bahnhof  
Pfaffenthal-Kirchberg  
unmittelbar an der Straßen-
bahnhaltestelle (2).  
Elektronische Fahrplanaus-
kunft in Echtzeit (3).  
Die Standseilbahn der CFL 
überbrückt 40 Höhenmeter 
zwischen Tram und Schienen- 
nahverkehr und schafft 
schnelle Verbindungen für 
Pendler zum Finanzplatz  
Luxemburg (4).
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Herr Hoffmann, der Nulltarif im Nahverkehr soll 
zum Umsteigen in den Öffentlichen Verkehr ani-
mieren. Wird die Politik parallel dazu das Autofah-
ren etwa durch eine verteuerte Parkraumbewirt-
schaftung erschweren, wie das zum Beispiel in Wien 
für das 365-Euro-Ticket geschehen ist?
» Marc Hoffmann: Das ist nicht explizit geplant. 
Ziel ist nicht die einfache Verdrängung des Autos, 
sondern ein so attraktives ÖPNV-Angebot, dass die 
Leute freiwillig umsteigen. Das wird ein langfristi-
ger Mentalitätswechsel. Dabei wird das Autofahren 
in der City jetzt schon während der Bauzeit und 
auch zukünftig ohnehin mühsamer, weil der Gleis-
körper der Tram viel Straßenraum beansprucht. Es 
wäre schon viel erreicht, wenn wir den Zuwachs an 
motorisiertem Individualverkehr stoppen. Luxem-
burg ist heute, auch ohne eigene Autoindustrie, ein 
Autoland.
  
Für den besseren ÖPNV nimmt Ihr Land viel Geld in 
die Hand, weit mehr als jedes andere Land in Euro-
pa. Was sind die Gründe dafür?
» Heute wird so viel gebaut, weil 20 Jahre so gut 
wie nichts getan wurde und der zunehmende Auto-
verkehr die Mobilität immer mehr einschränkt. Die 
Entscheidungsfreude der Politik hat erfreulicher-
weise zugenommen, wobei die laufenden Projekte 
gar nicht alle neu sind, sondern nun endlich nach 
Jahrzehnten der Diskussionen realisiert werden.

In Deutschland können immer wieder Milliarden- 
summen für Infrastrukturprojekte nicht abgerufen 
werden, weil das Planungsrecht kompliziert ist oder 
Bürgerproteste alles verzögern. Haben Sie auch 
damit zu kämpfen?
» Eher weniger. Die Bürgerbeteiligung spielt  
natürlich auch bei uns eine Rolle, doch dieser  
Prozess endet dann, wenn ein Vorhaben im 
Parlament beschlossen und damit zum Projekt 
des öffentlichen Nutzens deklariert wird. Das ist 
politischer Wille: Deshalb gibt es bei uns auch keine 
komplexen, zeitaufwendigen betriebswirtschaft-
lichen Nutzwert-Berechnungen im Projektvorfeld 
wie in Deutschland. Bei uns zählt der volkswirt-
schaftliche Gewinn.

DREI FRAGEN AN 
Marc Hoffmann, 
Direktor Personen
verkehr der  
luxemburgischen 
Staatsbahn CFL

1 2 3

4

Es macht keinen Sinn, irgendwo 
kostenlosen ÖPNV anzubieten, 
wo das Angebot schlecht ist.

François Bausch,
Verkehrsminister von Luxemburg
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mit dem ökologischen Fußabdruck und den Kosten, 
die es dann aber nur noch außerhalb des ÖPNV gibt.
Massiv investiert Luxemburg in den Schienenver-
kehr. Der aktuelle Mehrjahresplan sieht bis 2027 
knapp vier Milliarden Euro an Investitionen für die 
Bahn vor, für Infrastruktur und neue Züge. CFL- 
Eisenbahner Hoffmann rechnet gerne vor, dass 
derzeit für jeden Einwohner Luxemburgs pro Jahr  
600 Euro in den Bahn-Ausbau gesteckt werden, 
nicht ganz das Doppelte des Eisenbahn-Musterlandes 
Schweiz und fast zehn mal so viel wie in Deutschland.  
Zu den anspruchsvollen Aufgaben zählt genauso der 
Ausbau eines 600 Kilometer langen Radwegenetzes. 
Auch hier leistet sich Luxemburg zuweilen unge-
wöhnlich pragmatische Lösungen. Zum Beispiel am 
Pont Adolphe: Die gut 150 Meter lange Sandstein-
brücke über das Tal des Flüsschens Petruss verbindet 
Altstadt und Bahnhofsviertel. Bei der letzten Sanie-
rung wurden bereits die Straßenbahn-Gleise für den 
Streckenabschnitt zum Hauptbahnhof verlegt. Das 
historische Bauwerk, das zu den Sehenswürdigkeiten 
der Stadt zählt, wurde für die Mobilität der Zukunft 
um einen außergewöhnlichen Radweg ergänzt – ein 
dreispuriger Tunnel für Räder in beiden Richtungen 

und für Fußgänger auf einer Hängebrücke unter den 
Fahrbahnen und Schienen, mit atemberaubenden 
Ausblicken durch die Sandsteinbögen hinab in die 
Tiefe des Tales.
In dem Gesamtvorhaben der nachhaltigen Mobilität 
ist der kostenlose Nahverkehr für Minister Bausch 
nicht mehr als „ein Sahnehäubchen auf dem Ku-
chen einer umfassenden Verkehrsstrategie”. Ein 
hoher Kostendeckungsgrad durch Ticketverkauf ist 
bei den Verkehrsunternehmen in Luxemburg nicht 
das Thema: Die Fahrgeldeinnahmen machen laut  
Bausch mit 41 Millionen Euro lediglich neun Prozent 
der Ausgaben von gut 490 Millionen Euro für den 
ohnehin schon preiswerten öffentlichen Nahver-
kehr mit großzügigen Sozialtarifen aus. Die künftigen 
Mehrausgaben ab März seien ein eher bescheidener 
Betrag angesichts der hohen Gesamtinvestitionen für 
den Verkehr, sagt Marc Hoffmann von der CFL. 
Vom „Gratistransport”, wie der Nulltarif in Luxem-
burg heißt, werden auch alle ausländischen Pendler 
profitieren. Ihre Abo- oder Jahreskarten gibt es für 
den CFL-Abschnitt künftig umsonst. Ganz normal 
weiter zahlen muss dagegen die Kundschaft der  
ersten Klasse. 

Eine Stadt im Umbruch: Auf mehreren Kilometern windet sich die 
Baustelle für die Verlängerung der Tram zum Hauptbahnhof mit dem 
markanten Uhrenturm (rechtes Bild). Die Hauptstadt des Großherzog-
tums ist malerisch gelegen (Foto unten) und zieht Pendlerströme an. 
Mit einer Fülle von Maßnahmen werden der Umweltverbund aus- 
gebaut, Buslinien umgestaltet und auf E-Busse umgestellt (Foto u. r.). 

TITELSTORY

WLAN FÜR 

BUSSE UND 

BAHNEN

Mehr Informationen gibt Ihnen gerne: 
Boris Zachariae – Telekom Account Manager
Tel. 0170 911 80 51
E-Mail: boris.zachariae@telekom.de
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M2M-SIM-Karten für 
Internet-Zugang

MEDIUM
M2M-SIM-Karten für 
Internet-Zugang plus 

HotSpot Suite 
(inkl. Management) 

LARGE
M2M-SIM-Karten für 
Internet-Zugang plus 

HotSpot Suite 
(inkl. Management), 
Router, Einrichtung  

und Betrieb 

Begeistern Sie Ihre Fahrgäste mit WLAN zum Arbeiten, Chatten 
und Posten – mit den mobilen HotSpots der Telekom. Gleichzeitig 
profi tiert Ihre Flotte von neuen Möglichkeiten, wie z. B. Positions- 
bestimmung in Echtzeit. Digitalisierung. Einfach. Machen.

ANZEIGE

Welche Lösungen eignen sich für eine umweltgerechte und effiziente 
Mobilität bei weniger Verkehr in den Städten? Politik, Kommunen, 
Verkehrsunternehmen und neue Mobilitätsanbieter arbeiten an 
Konzepten, um den urbanen Verkehr effizienter und nachhaltiger zu 
gestalten. Um aktuelle Herausforderungen und mögliche Ansätze dreht 
sich die F.A.Z.-Konferenz „Mobilität in Deutschland“ am  
18. Februar 2020 in Berlin. Wie muss die Mobilität in Städten und 
Ballungsräumen gestaltet werden, damit die Klimaschutzziele er-
reicht werden und die Lebensqualität verbessert wird? Und welchen 
Beitrag kann der Öffentliche Verkehr leisten? Wie müssen die Städte 
umgebaut werden, damit auch der Individualverkehr effizienter 
und umweltfreundlicher werden kann? Antworten geben Vertreter 
und Vertreterinnen aus Politik, den kommunalen Spitzenverbänden, 
der Bauindustrie sowie der Mobilitätsbranche. Die politische Seite 
wird vertreten durch Bundesverkehrsminister Andreas Scheuer, 
dem Verkehrsausschuss-Vorsitzenden Cem Özdemir und Christian 
Pegel, Minister für Energie, Infrastruktur und Digitalisierung in 
Mecklenburg-Vorpommern. Gastgeber sind die Frankfurter Allge-
meine Zeitung, der ADAC, der Hauptverband der Deutschen Bauindu-
strie und der VDV im Rahmen der Initiative „Deutschland mobil 2030“. 

www.faz.net/asv/deutschland-mobil-2030

F.A.Z.-Mobilitätsgipfel geht in die zweite Runde

AKTUELL
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und für einen Umbau der Betriebshöfe und Werk-
stätten. „Um die Flotten bei den Verkehrsunterneh-
men vor Ort auf emissionsfreie Busse umzurüsten, 
brauchen wir für einen bestimmten Zeitraum eine 
entschlossene und sich ergänzende Förderkulisse“, 
verdeutlicht Martin Schmitz. Unterdessen liefern die 
Hersteller erste serienreife E-Busse aus beziehungs-
weise wollen damit in naher Zukunft beginnen. „Wir 
sehen positivere Signale als noch vor einem Jahr und 
schauen gespannt auf die E-Bus-Messe im Februar“, 
sagt Martin Schmitz. Zehn Prozent mehr Aussteller 
als im vergangenen Jahr werden erwartet.

EU-Richtlinie schreibt Quoten vor
Dass der Bedarf steigen wird und die Produktions-
kapazität aufgestockt werden muss, liegt nicht nur 
am politischen Druck aus Brüssel. Die EU schreibt 
in ihrer Clean Vehicles Directive (CVD) verbind- 
liche Beschaffungsquoten für saubere Busse bei  
öffentlichen Aufträgen vor. Ab August 2021 dürfen 
Verkehrsbetriebe und Kommunen nur noch in be-
schränktem Umfang Dieselbusse bestellen, auch nicht 
die umweltfreundlichen Fahrzeuge mit Antrieben der 
Euro-6-Norm. 45 Prozent der Beschaffungen sollen 
zwingend „saubere Fahrzeuge” mit emissionsarmen 
Antrieben sein – keinesfalls mit Motoren, die fossile 
Brennstoffe benötigen. „Sauber” sind nach EU-Ein-
schätzung Elektro-, Wasserstoff- und Erdgasbusse, 
aber auch Fahrzeuge, die mit Biokraftstoffen, syn-
thetischen Kraftstoffen oder Flüssiggas fahren, so-
fern diese nicht mit fossilen Energieträgern gemischt 
werden. Für die Verkehrsunternehmen problema-
tisch sind die Kosten für die Umstellung und für den 
Betrieb, die die Umsetzung der Richtlinie mit sich 
bringt. Laut CVD soll die Hälfte der ohnehin schon 
sauberen Busse noch sauberer – nämlich vollkommen 
emissionsfrei – sein, das heißt weniger als ein Gramm 

CO2 pro Kilometer ausstoßen. Das können bislang nur 
Busse mit Batterie-Elektrik oder Brennstoffzellen-
antrieb – und Oberleitungsbusse, die in Deutschland 
nur in Solingen, Eberswalde und Esslingen fahren. 
Für das Jahr 2026 zieht die Richtlinie die Schraube 
noch einmal an. Dann steigt 
die Quote auf 65 Prozent: 
Zwei von drei neu bestellten 
Fahrzeugen müssen sauber 
und die Hälfte davon emis-
sionsfrei sein.
In der ÖPNV-Landschaft 
hofft man, dass das deut-
sche Gesetz Spielraum für 
eine „nationale Quote” lässt. 
Soll heißen: Da es bereits 
große Unternehmen gibt, die 
vollständig auf Elektromobilität umsteigen, müsste 
nicht jeder andere Betrieb anteilig so rasch saubere 
und emissionsfreie Busse kaufen, um die CVD-Quote 
bundesweit zu erreichen, fasst VDV-Vizepräsi-
dent Werner Overkamp die Branchenforderungen 
zusammen: „Die Großen treten bei ausreichender 
Förderung in Vorleistung und werden die Forde-
rungen erfüllen, so dass die Kleinen die technologi-
sche Weiterentwicklung und den Fortschritt bei der 
Standardisierung abwarten können.“ Während die 
Beschaffungsquoten präzise formuliert sind, sind 
die Ideen zur Finanzierung des Mehraufwandes für 
den elektrischen Busbetrieb auf EU- und nationaler 
Ebene eher vage beschrieben. „Da ist“, so VDV-Vize
präsident Overkamp, „noch viel Diskussionsbedarf“.

Weitere Informationen: 
www.ebuskonferenz.de
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Um die Flotten auf emissions-
freie Busse umzurüsten,  
brauchen wir für einen  
bestimmten Zeitraum eine 
entschlossene und sich  
ergänzende Förderkulisse.

Martin Schmitz, 
VDV-Geschäftsführer Technik
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EU 
macht Druck 
für E-Busse

In Deutschland kommen immer mehr 
E-Busse auf die Straßen. Welche Anfor-
derungen damit verbunden sind, ist unter 
anderem Thema der VDV-Elektrobus-
Konferenz am 4. und 5. Februar in Berlin. 
Auf der angeschlossenen Fachmesse 
ElekBu werden Fahrzeug-Premieren 
namhafter Hersteller erwartet. Unter-
dessen macht die Klimaschutzpolitik 
der EU dem ÖPNV Druck. Ab 2021 sollen 
verstärkt elektrisch betriebene Busse 
beschafft werden. Aus Sicht der Branche 
sind bei der Umsetzung der EU-Richtlinie 
etliche Fragen offen.

Die Kapazitäten von Bussen und Bahnen müssen 
ausgebaut werden. Nicht zuletzt geht es um 

die Einhaltung internationaler Verpflichtungen, 
CO2-Emissionen zu reduzieren. Busangebote lassen 
sich vergleichsweise schnell erweitern. Dabei bieten 
E-Busse die Chance, den ÖPNV sichtbarer als um-
weltfreundlich und emissionsfrei zu positionieren. 
Ende November 2019 waren bundesweit 315 Fahr-
zeuge im Einsatz, 750 weitere bereits bestellt. Die  
Batterietechnik entwickelt sich dynamisch: In Städ-
ten können E-Busse mit Reichweiten von 150 bis 
250 Kilometern bereits auf rund einem Drittel der 
Umläufe eingesetzt werden. Die nächste Genera-
tion von Batterien dürfte aufgrund ihrer höheren 
Energiedichte Reichweiten von 300 Kilometern 
ermöglichen – was den Aktionsradius auf mehr als 
zwei Drittel der innerstädtischen Umläufe erweitert. 

Umfangreiche Förderung ist vonnöten
„Die gute Finanzlage der Bundesländer und die 
weitere Aufstockung der Regionalisierungsmittel 
sollten auch den Bussystemen zugutekommen“, 
erläutert Martin Schmitz, Technikgeschäftsfüh-
rer beim VDV. In den Förderungen der Länder zu 
berücksichtigen wären die Beschaffung von neuen 
Fahrzeugen, die Erweiterung von Angeboten sowie 
Konzepte von Schnellbussen und Bus Rapid Transit 
(BRT, siehe auch „VDV Das Magazin“ 6/2019). Da 
ein E-Bus im Extremfall mehr als doppelt so teuer 
sein kann wie ein vergleichbarer Diesel, werden 
vor allem die vielen zusätzlichen Bestellungen in 
naher Zukunft nur möglich sein, wenn umfang-
reiche Förderprogramme des Bundes und ver-
stärkt auch der Länder zur Verfügung stehen. Sie 
können die deutlich höheren Anschaffungs- und 
Betriebskosten der E-Busse wenigstens teilweise 
kompensieren: Zusätzlich entstehen Kosten zum 
Aufbau der Ladeinfrastruktur, zum Netzanschluss 
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Im Steuerrecht war und ist derzeit viel in Bewegung. Auf VDV-Initiative wurden  
zahlreiche Verbesserungen für die Verkehrsbranche sowie für viele Pendlerinnen und 
Pendler erreicht – zum Beispiel beim Jobticket. Petra Maring (kl. Foto), Bereichsleiterin 
Steuern beim VDV, beantwortete dazu Fragen von „VDV Das Magazin“. In loser Folge  
werden wir an dieser Stelle weitere Themen rund ums Geld und die Finanzen aufgreifen.

„�Vom Jobticket 
profitieren alle“

Viele Mitgliedsunterneh-
men arbeiten an neuen 
Vertriebskonzepten –  
und die Nachfrage steigt. 

Petra Maring, Bereichsleiterin  
Steuern beim VDV zu Jobtickets
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AUS DEM VERBAND

Weitere Informationen finden Sie 
im Mitgliederbereich unter: 
www.vdv.de  >> Steuern-Fahrausweise

Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer  
haben nun deutlich geringere Kosten für ihr 
Jobticket und gewinnen an Flexibilität.

Frau Maring, Jobtickets gibt es seit Jahrzehnten, was hat sich 
verändert?
» Petra Maring: Wir mussten 2003 die komplette Abschaf-
fung der steuerlichen Förderung des Jobtickets hinneh-
men. Als Folge gab es außer guten Vertriebskonditionen 
keine zusätzlichen Kaufanreize für das Jobticket. Steuerver-
günstigungen waren lediglich im Rahmen der allgemeinen  
44-Euro-Freigrenze möglich. Das war viel zu wenig.

Das hat sich seit dem 1. Januar 2019 grundlegend verändert …
» Ja, seitdem kann der Arbeitgeber steuerfreie Zuschüsse zum 
Erwerb des Jobtickets gewähren oder es direkt als Sachbezug zur 
Verfügung stellen. Hinzu kommt, dass auch ÖPNV-Privatfahr-
ten bezuschusst werden dürfen und der steuerfreie Erwerb von 
Bahncards leichter möglich ist. Zu den Einzelheiten hat das Bun-

desfinanzministerium 
ein Anwendungsschrei-
ben herausgegeben, das 
im Mitgliederbereich 
von www.vdv.de unter 
„Steuern-Fahrausweise“ 

zu finden ist. Wichtig ist, dass das Jobticket zusätzlich zum 
Arbeitslohn angeboten werden muss. Hier eröffnen sich Ge-
staltungsspielräume bei Gehaltsverhandlungen, Betriebsverein-
barungen oder Mitarbeiter-Bindungsprogrammen. 

Was hat sich darüber hinaus geändert?
» Seit dem 1. Januar 2020 gibt es die zusätzliche Möglichkeit der 
Gehaltsumwandlung zum Erwerb des Jobtickets, ohne Kürzung 
der Entfernungskostenpauschale. Dadurch kann die Finanzie-
rung des Jobtickets aus dem Bruttogehalt erfolgen. Sie ist sozial-
versicherungsfrei und damit für Arbeitgeber und Arbeitnehmer 
viel günstiger. Wird die Gehaltsumwandlung gewählt, bestehen 
für den Arbeitgeber zwei Möglichkeiten: Erstens die Pauschal-
versteuerung mit 25 Prozent. Hier kann der Arbeitnehmer die 
Entfernungspauschale in seiner Steuererklärung zusätzlich  
geltend machen. Zweitens die Pauschalversteuerung mit 15 Pro-
zent, die bisher bereits möglich war: Hier wird die Entfernungs-
pauschale entsprechend gemindert. Die neue Alternative bietet 
sich als einfache Gesamtlösung für alle oder größere Gruppen von 
Arbeitnehmern an, da hier auch Fernpendlern keine finanziel-
len Nachteile durch ein zusätzliches Jobticket entstehen. Diese 
steuerlichen Rahmenbedingungen eröffnen unseren Mitgliedern 
attraktive, neue Vertriebsmöglichkeiten für das Jobticket.

Wer profitiert? Können Sie uns Zahlen nennen?
» Alle profitieren. Der Arbeitnehmer hat deutlich geringere 
Kosten für sein Jobticket und gewinnt Flexibilität, denn er 
kann dieses ausschließlich oder hin und wieder zusätzlich zum 
Pkw sowie für private Fahrten nutzen. Dadurch können auch  
Kundengruppen gewonnen werden, die Bus und Bahn bisher  
weniger zugewandt sind. Der Arbeitgeber profitiert, da er attrak-
tive Zusatzleistungen zum Gehalt anbieten kann – mit hohem 
Mehrwert und steuerfreier Gewährung. Ist diese Variante zu 
teuer, ist die Gehaltsumwandlung eine kostengünstige Alter-
native. Die Verkehrsunternehmen profitieren ebenfalls, weil sie 
einen neuen Kundenkreis erschließen können. Und nicht zuletzt 
gewinnt die Umwelt, wenn Pendlerinnen und Pendler vom Auto 
auf den öffentlichen Nahverkehr umsteigen. 
In Zahlen heißt das, dass die Ersparnis bei einem alleinstehenden, 
kinderlosen Arbeitnehmer mit einem Durchschnittsgehalt von 
3.600 Euro und Jobticket-Kosten von monatlich 50 Euro bei fast 
50 Prozent liegt – einfach durch den Wegfall von Lohnsteuer und 
Sozialversicherung.

Wie läuft die Umsetzung aktuell – hat der Markt schon reagiert?
» Die Umsetzung läuft gut, viele Mitgliedsunternehmen arbeiten 
derzeit an neuen Vertriebskonzepten – und die Nachfrage steigt.
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Informieren, buchen, bezahlen – und das über nur eine App für ganz Deutschland.  
„Mobility inside“ heißt diese digitale Plattform, die es künftig einfacher macht, mit  
dem ÖPNV, im Fernverkehr oder mit Sharing-Fahrzeugen unterwegs zu sein. Seit  
dem Herbst läuft in verschiedenen Regionen ein Feldversuch mit 1.900 Nutzern.  
„VDV Das Magazin“ schaute einem von ihnen über die Schulter.

1701 | 2020

Wenn Gergely Pogonyi vor die Tür tritt, breitet 
sich die Vielfalt des Öffentlichen Verkehrs 

förmlich vor ihm aus. Tram- und Buslinien sind fast 
unmittelbar erreichbar, nur wenige Gehminuten 
entfernt fahren U- und S-Bahnen sowie die Züge 
des Nah- und Fernverkehrs ab. Gergely Pogonyi 
ist Mitarbeiter der Rhein-Main-Verkehrsverbund 
Servicegesellschaft (rms), die ihren Sitz direkt ge-
genüber dem Frankfurter Hauptbahnhof hat. In dem 
sechsstöckigen Gebäude arbeiten Verkehrs- und 
Stadtplaner, Ingenieure, IT-Spezialisten und Experten 
weiterer Fachrichtungen an der Zukunft der Mobilität. 
Und das nicht nur für den Rhein-Main-Verkehrs- 
verbund (RMV) als Mutterunternehmen, sondern 
auch für Auftraggeber aus ganz Deutschland. 

Gergely Pogonyi wirkt ebenfalls an dieser Zukunft 
mit – beruflich und privat. Der 43-Jährige ist einer 
von bundesweit 1.900 Kunden, die derzeit für zehn 
Verkehrsverbünde und -unternehmen „Mobility 
inside“ eingehend testen. Die App bündelt die Viel-
falt des Öffentlichen Verkehrs und bringt sie auf das 
Smartphone. Der rms-Mitarbeiter ist ein „Friendly 
User“. Mit kritischem Blick, aber gleichzeitig sehr 
aufgeschlossen wirkt er an der Weiterentwicklung 
der App mit. Wenn er auf seinem Weg zur Arbeit 
oder in seiner Freizeit öffentliche Verkehrsmittel 
nutzt, tippt er auf seinem Smartphone die digitale 

Mobilitätsplattform der Verkehrsbranche an. Au-
genblicklich erscheinen auf seinem Display ver-
schiedene Optionen und Verkehrsmittel, die ihm 
für seine Reisekette zur Verfügung stehen. Unter 
jeder Verbindung steht ein Button mit dem Preis 
für die passende Fahrkarte. „Ich brauche jetzt nur 
noch eine App“, sagt Gergely Pogonyi, der vor-
her etwa bei Fahrten mit der Bahn oder über 
die Grenze von Verkehrsverbünden hinweg 
mit zwei Apps hantieren musste. „Die App ist 
sehr übersichtlich, alles funktioniert schnell 
und unproblematisch“, schildert er seine 
bisherigen Erfah-
rungen. Besonders 
praktisch findet er, 
dass die angebote-
nen Verbindungen 
in einer Karten-
ansicht dargestellt 
werden. „Das ist 
eine große Hilfe – 
vor allem, wenn ich 
in einer fremden Stadt unterwegs bin oder inner-
halb Frankfurts mal zu Fuß gehen möchte.“

Community-Portal leistet wertvolle Hilfe 
Um die App zu nutzen, mussten sich die Testkunden 
lediglich einmal registrieren. Nicht nur die Suche 

„Mobility inside“:
App im Praxis-Check

AKTUELL

Je mehr Testfälle wir  
generieren, desto besser 
können wir die App  
weiterentwickeln. 

Matthias Rabe, rms-Teamleiter 
Marktforschung, Qualitätsmanage-
ment und Mobilitätsforschung

GESELLSCHAFT 
GEHT AN DEN START

„Mobility inside“ soll die Plattform für 
den gesamten Öffentlichen Verkehr in 
Deutschland werden. Das Hintergrund- 
system liefert alle Daten für den Ticket-
kauf an bestehende regionale Apps. Um die 
Branchenlösung nach dem Test marktreif 
zu machen, haben die zehn Gründungs-
initiatoren (kl. Foto) im Dezember 2019 
eine rechtlich eigenständige Gesellschaft 
gegründet.

Eine App bündelt die Vielfalt des Öffentlichen 
Verkehrs: Als einer von 1.900 Nutzern testet 
Gergely Pogonyi „Mobility inside“.
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nach Fahrplaninformationen und die Buchung eines Tickets 
sind als Funktionen in „Mobility inside“ integriert, sondern 
ebenfalls die Abrechnung. „Auch das testen wir unter realen 
Bedingungen. Bezahlt wird mit echtem Geld“, verdeutlicht 
Matthias Rabe. Er ist Teamleiter Marktforschung, Quali-
tätsmanagement und Mobilitätsforschung bei rms. Matthias 
Rabe behält im Auge, welche Verbesserungsvorschläge die 
etwa 1.900 Testerinnen und Tester machen. Bei der ein-
heitlichen Erfassung und Auswertung leistet ein Commu-
nity-Portal wertvolle Hilfe. Dort können Nutzer Fehler, die 
ihnen auffallen, sowie Bewertungen einzelner Funktionen 
oder grafischer Darstellungen eingeben. 250 Kommentare, 
Vorschläge und Wünsche wurden allein schon von Tes-
tern aus dem RMV-Gebiet gepostet – eine engagierte und 

meinungsstarke Community. „Wir wollen möglichst detail-
liert erfassen, ob die Nutzer verständlichere oder andere  
Lösungen als unsere Entwickler finden“, erläutert  
Matthias Rabe. Abgefragt wird unter anderem, wie wich-
tig ihnen bestimmte Funktionen sind oder welche anderen 
Mobilitäts-Apps genutzt werden. Auch Gergely Pogonyi 
hat Verbesserungsvorschläge: Er wünscht sich beispiels-
weise mehr Flexibilität beim Ticketkauf. Denn unmittelbar 

nach der Buchung per Tipp auf den Bezahlbutton 
„tickt die Uhr“ für die auf 240 Minuten befristete  
Gültigkeitsdauer eines Einzelfahrscheins.  
Außerdem gilt das Ticket dann erst ab dem Zeit-
punkt der  gewählten  Verbindung. „Das ist in der 
Stadt ein Hindernis, wenn man beispielsweise 
spontan doch schon eine frühere Bahn nehmen 
will.“ Das sind nur zwei von zahlreichen Bei-
spielen, bei denen sich die Entwickler mit der 
Komplexität unterschiedlicher Tarifsysteme und 
der Heterogenität der Verkehrsbranche ausein- 
andersetzen müssen. Um solche Aufgaben zu 
lösen, bleibt jetzt mehr Zeit. Der ursprünglich 
auf das Jahresende 2019 befristete Testlauf 
wurde bis Ende März 2020 verlängert. Matthias 
Rabe und seinem Team kommt das sehr gelegen. 
„Viele Ideen können im Piloten in der Kürze der 
Zeit noch nicht umgesetzt werden. Aber je mehr 
Testfälle wir generieren, desto besser können wir 
die App weiterentwickeln.“

„Mobility inside“ stellt die angebotenen 
Verbindungen in einer Kartenansicht dar 
und bietet eine eigene Schaltfläche für das 
Ticketing. 

Auf seinem Weg zur Arbeit oder in 
der Freizeit nutzt Gergely Pogonyi 
die App von „Mobility inside“. 

Blick ins Community-Portal: Hier  
werden die Verbesserungsvorschläge  
der 1.900 Testerinnen und Tester  
einheitlich erfasst und ausgewertet. 

AKTUELL

Herr Prof. Ringat, welche Chancen bietet 
„Mobility inside“ der Verkehrsbranche, 
auch den kleineren Unternehmen?
» Prof. Knut Ringat: Als Brancheniniti-
ative hat „Mobility inside“ im Blick, dass 
die Mobilitätsbranche sehr heterogen 

ist. Bei „Mobility inside“ begegnen sich nicht nur alle beteiligten Partner 
auf Augenhöhe, sondern wir haben auch kleinere Unternehmen im Blick, 
die über keine eigenen IT-Abteilungen verfügen. Wir unterstützen diese 
Unternehmen, ihre vorhandenen Daten im VDV-Standard aufzuberei-
ten, und ermöglichen ihnen so den Zugang zur gemeinsamen Plattform 
„Mobility inside“.
  
Welche Rolle spielt die Förderung durch den Bund beim Aufbau von  
„Mobility inside“?
» Sowohl die Datenbereitstellung und -vernetzung als auch die Program-
mierung der Plattform und der App bedeuten Aufwände, die in unserer 

Branche nicht ohne Weiteres finanziert werden können. Die Förderung 
von „Mobility inside“ durch das Bundesministerium für Verkehr und 
digitale Infrastruktur mit über zehn Millionen Euro ist daher essenziell 
für die weitere Entwicklung und beschleunigt die Realisierung der Vision. 
Das ist wichtig, damit wir den Service so schnell wie möglich unseren 
Fahrgästen anbieten können.

Wie geht es nach der Gründung der Mobility inside GmbH und nach Ende 
des Testlaufs weiter?
» Auch wenn eine umfassende Auswertung der „Mobility inside“- 
Pilot-App erst nach Ende des laufenden Live-Tests erfolgen wird, können 
wir festhalten, dass die App stabil läuft, das Handling schon sehr weit- 
gehend selbsterklärend und positiv bewertet wird und wir somit auf Kurs 
sind. Hier und da wird es sicher noch Anpassungen und Verbesserungen 
geben. Parallel werden wir weiter neue Partner in das Projekt aufneh-
men. Mein Ziel ist, dass Fahrgäste ab 2021 schrittweise „Mobility inside“ 
nutzen können.

DREI FRAGEN AN 
Prof. Knut Ringat (Foto) macht sich als RMV-Geschäftsführer und  
VDV-Vizepräsident für die gemeinsame App der Verkehrsbranche stark. 

Weitere Informationen dazu: 
www.mobilityinside.de
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Herr Knebel, ist der Ausschuss der Wettbewerbsbahnen ein 
neuer Ausschuss im VDV?
» Jost Knebel: Wir haben uns im vormaligen „Ausschuss für 
Wettbewerbsfragen des Eisenbahnpersonenverkehrs“ neu 
orientiert und positioniert. Bei dieser Gelegenheit haben wir 

den Namen angepasst und uns ein neues 
Logo gegeben. Wir wollen damit auch 
sichtbarer werden.

Was hat sich im Markt verändert?
» Für uns ist wesentlich: Das geschäftli-
che Umfeld hat sich teilweise zum Nach-
teil der Unternehmen verändert. Wir 
müssen unser Kerngeschäft unter immer 
schlechteren Rahmenbedingungen be-
treiben. Das Schienennetz ist zum Teil 
komplett überlastet, und viele Signal-
anlagen fallen zu oft aus. Das frustriert 
unsere Fahrgäste, die überfüllte und un-

pünktliche Züge eher als kleineres Übel statt als überzeu-
gende, im Wortsinne geldwerte Leistung wahrnehmen. Es 
frustriert uns selbst, da wir unseren eigenen Anforderungen 
nicht gerecht werden können. Und das gerade in einer Zeit, 
in der der Öffentliche Verkehr – endlich – als Problemlöser 
wahrgenommen wird. Zudem werden wir Eisenbahnunter-
nehmen dann noch mit Pönalen in Millionenhöhe seitens der 
Aufgabenträger belegt, obwohl über 90 Prozent aller Verspä-
tungen nicht von uns verursacht werden.
Ein zusätzlicher Engpass, den vor einigen Jahren noch nie-
mand auf dem Zettel hatte, ist der Personalmangel. Um Lö-
sungen zu finden und konsequent umzusetzen, müssen alle 
Beteiligten die Bereitschaft mitbringen, miteinander zu 
reden und vor allem selbst Personal auszubilden. 
 
Es klingt eigenartig: Bahnen, die im Wettbewerb stehen, in 
einem Ausschuss.
» Man muss das Gemeinsame sehen. Uns eint, dass wir einen 
fairen Wettbewerb anstreben, dass die Ausschreibungs- 
bedingungen weniger bürokratisch und unternehmerische 
Innovationen möglich sind, dass die „Produktionskette“ 
nicht immer weiter ausdifferenziert wird. Also ein gemein-
sames Verständnis dafür, wie attraktiver, leistungsfähiger 
Nahverkehr aussehen muss. Im Wettbewerb stehen die 
SPNV-Unternehmen ohnehin nur so lange, bis der Auftrag 

vergeben wurde. Ab dann sind wir idealerweise Kooperati-
onspartner, die gemeinsam ihren Beitrag zum Gelingen der 
Verkehrswende leisten. Dafür kämpft der gesamte VDV.

Was sind aktuelle Themen, wofür streiten Sie? Was wird 
2020 wichtig?
» Der Personalmangel im Fahrdienst ist aktuell ein großes 
Thema. Wir suchen Lokführer, Zugbegleiter und Personal 
für unsere Werkstätten. Wir sind uns einig: Es bringt nichts, 
beim Mitbewerber Ausschau zu halten, wir brauchen insge-
samt viel mehr Männer und Frauen an und auf den Zügen. 
Unsere Branche braucht neue Mitarbeiter. Und wir brauchen 
Verlässlichkeit in der Ausbildung. Wie beispielsweise im 
Handwerk erfüllen wir mit der Ausbildung der nächsten Ge-
neration Eisenbahner eine gesellschaftliche Aufgabe. Auch 
daher täte es der Branche gut, wenn wir uns bundesweit auf 
die gegenseitige Erstattung von Ausbildungskosten verstän-
digten. Hierfür gibt es erfreulicherweise erste Ansätze.

Welche?
» Wir haben in Nordrhein-Westfalen und in Niedersach-
sen schon mit allen Nahverkehrsunternehmen und einigen 
Unternehmen des Güterverkehrs eine Vereinbarung, die 

regelt, wie die Ausbildungskosten bei einem Wechsel von 
Mitarbeitern vergütet werden. Das ist schon ein guter erster 
Schritt. Baden-Württemberg wird folgen, und ich kämpfe 
dafür, dass uns dies bundesweit gelingt.

Welche Maßnahmen haben die Unternehmer ergriffen, um 
attraktiver zu werden?
» Zunächst muss sich jeder selbst als attraktiver Arbeitgeber 
in Szene setzen. Gleiches muss die Branche insgesamt zeigen, 
dass sich Eisenbahnen und ÖPNV-Unternehmen keines-
wegs hinter der Industrie verstecken müssen, wenn es um 
interessante, vielfältige und entwicklungsfähige Berufsbil-
der geht. Ein wichtiger Schritt ist mit der VDV-Arbeitgeber- 
initiative in-dir-steckt-zukunft.de getan. Hier dürfen wir 
nicht nachlassen.

Was wünschen Sie sich von der Politik?
» Verlässliche Rahmenbedingungen und Gespür für Mach-
bares. Ein aktuelles Beispiel: Es ist gut und richtig, die  
DB Netz finanziell in die Lage zu versetzen, endlich ihre not-
wendigen Baumaßnahmen umzusetzen. Allerdings sind die 
guten Ansätze eines „kundenfreundlichen Bauens“ bislang 
weder in einer adäquaten Mittelausstattung durch den Bund 
konsequent umgesetzt, wie auch einige Aufgabenträger noch 
immer Pönalen aussprechen, obwohl Verspätungen durch 
Baumaßnahmen verursacht werden. Dass DB Netz nicht 
weiter aus haushalterischem Zwang zu Lasten der fahren-
den Gesellschaften bauen muss, war ein mühsamer Prozess.  
Allerdings werden wir die Folgen in Form von steigenden Eng-
pässen noch die nächsten zehn Jahre spüren. Ob die LuFV III 
in der Praxis reicht, wird sich noch beweisen müssen.

Von der Automobilindustrie und in der Luftfahrt kennen wir 
Plattformlösungen, die Einheitlichkeit an der Fahrzeugbasis 
bieten, aber Spielraum an anderen Stellen. Ein Vorbild?
» Auf jeden Fall. In jedem Bundesland fahren andere Züge, 
jeder Aufgabenträger gibt ganz spezielle Vorgaben. Das ver-
hindert Synergien, macht Skaleneffekte unmöglich. Wenn 
dann noch die unterschiedlichen Bahnsteighöhen und die 

berechtigte Forderung nach ebenerdigem Einstieg dazu-
kommen, zeigt sich, wie weit unsere Branche noch von einer 
Standardisierung entfernt ist. Wir brauchen mehr Standar-
disierung bei Fahrzeugen und Bahnsteighöhen.  

Wie ist das Verhältnis zu den anderen Verbänden, die sich 
den Wettbewerb im Bahnverkehr auf die Fahnen geschrie-
ben haben?
» Wer die gleichen Ziele verfolgt, ist sich in der Sache wohl-
gesonnen. So arbeiten wir in vielen Themen gemeinsam. Als 
Fach- und Branchenverband wären allerdings weitere Ver-
gleiche unfair, da der VDV seinen Mitgliedern ein sehr viel 
weiteres Spektrum bieten kann, als kleinere Verbände das 
können.

Wie bewerten Sie die Arbeit der Aufgabenträger und der 
Verkehrsverbünde für den Wettbewerb?
» Das ist grundsätzlich eine Erfolgsgeschichte. Wenn wir 
sehen, wo wir einmal herkamen, mit einem dominanten Un-
ternehmen, und wo wir jetzt stehen, mit vielen Wettbewer-
bern auf dem Markt, das kann sich sehen lassen. Allerdings 
begrüßen wir bei Weitem nicht alles uneingeschränkt, so 
zum Beispiel die unterschiedlichen Trennlinien zwischen 
unternehmerischer und staatlicher Verantwortung. Auch 
die bedingungslose Überwälzung von Risiken in Form von 
Pönalen sehen wir sehr kritisch.

Es geht nur um Personenverkehr – was ist mit dem Güter-
verkehr?
» Das Marktumfeld im Güterverkehr ist ein anderes, da 
die Kolleginnen und Kollegen dort unmittelbar im Wett- 
bewerb stehen, also ohne öffentliche Hand in Form eines Auf- 
gabenträgers. Darum kümmern sich im VDV die Gremien des 
Güterverkehrs. Was uns eint, 
ist die Abhängigkeit von der 
Infrastruktur, daher arbeiten 
wir in Fragen der Infrastruk-
tur auch branchenübergrei-
fend zusammen.

„�Ausbildungskosten 
gegenseitig erstatten“

86,2 MILLIARDEN 
FÜR DIE SCHIENE

Mit der dritten Leistungs- und  
Finanzierungsvereinbarung  
(LuFV III) zwischen dem Bund und 
der Deutschen Bahn AG sollen von 
2020 bis 2029 insgesamt 86,2 Mil-
liarden Euro für die Instandhaltung 
der Eisenbahninfrastruktur zur 
Verfügung stehen. Davon entfallen 
62 Milliarden auf den Bund – eine 
Steigerung gegenüber der 2019 aus-
gelaufenen LuFV II um 59 Prozent. 
Die DB soll Eigenmittel von  
24,2 Milliarden Euro beisteuern,  
41 Prozent mehr als bislang.

Untereinander stehen sie in Konkurrenz, unter dem Dach des VDV setzen sie sich jedoch für gemeinsame 
Ziele ein. Die Wettbewerbsbahnen wollen nach außen sichtbarer werden. Jost Knebel (Foto), Vorsitzender 
des Ausschusses der Wettbewerbsbahnen, beantwortete die Fragen von „VDV Das Magazin“.
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Die Wettbewerbs-
bahnen



2301 | 202022 01 | 2020

Türstörung: Der Fahrschüler mit der Virtual-Reality-Brille 
muss von seinem Sitz aufstehen. Im virtuellen Raum geht 

er durch seine Straßenbahn – auf der Suche nach der fehler-
haften Tür. Ein Beispiel für E-Learning, wie es die Üstra in 
Hannover einsetzt. „Wir haben mit einer 360-Grad-Kamera 
den Innenraum einer Bahn abfotografiert“, erläutert Ausbil-
dungsleiter Rainer Behrens. Eine zweite Anwendung befindet 
sich im Aufbau - ein interaktiver Film zur Streckenkunde. 
Die Üstra gehört zu einem Netzwerk von vier Verkehrs- 
unternehmen und der VDV-Akademie, die im Rahmen eines 
Förderprogramms Erfahrungen sammeln, wie sich die Mög-

lichkeiten des digi-
talen Lernens in die 
Verkehrsbranche in-
tegrieren lassen. Zu 
den Projektpartnern 
zählen außerdem die 
Bogestra, die VAG 
Nürnberg und die 
Stadtwerke Osna-
brück. Die digitalen 
und organisatori-
schen Erfahrungen 
der Projektgruppe 
sollen in Zukunft 
vor allem kleineren 

und mittleren Unternehmen zugutekommen, wenn sie E- 
Learning als Teil ihrer beruflichen Bildung und Personalent-
wicklung nutzen wollen. Die Methoden und Möglichkeiten,  
E-Learning einzusetzen, sind vielfältig. Die Bandbreite 
reicht vom selbstorganisierten Lernen am Arbeitsplatz bis 
hin zu digital aufbereiteten Pflichtschulungen. Es kann aber 
auch klassische Weiterbildungen und Seminare unter-
stützen, bei der Trainer und Lernende vor Ort präsent sind. 
„Bei den Lehrgängen der VDV-Akademie setzen wir auf 
Blended Learning und nutzen so die Vorteile von E-Lear-
ning“, berichtet Michael Weber-Wernz, Geschäftsführer 
der VDV-Akademie: „Durch die Vor- und Nachbereitung 

der Präsenzzeiten mit digitalen Lerneinheiten und Tests 
konnten wir den Lerneffekt bei den Teilnehmenden steigern.“ 
Bei den Blended-Learning-Arrangements werden Präsenz-
phasen und E-Learning didaktisch sinnvoll kombiniert, 
um die jeweiligen Vorzüge der verschiedenen Lernformen 
zu nutzen. Da E-Learning orts- und zeitunabhängig zur 
Verfügung steht, bietet es den Lernenden unter anderem die 
Flexibilität, dann zu lernen, wenn sie die Zeit dazu haben. 
Die digitalen Lerneinheiten können zudem verschiedene 
Lernpräferenzen bedienen: visuelle, auditive, haptische und 
abstrakt-verbale Lerntypen.

Verschiedene Bereiche arbeiten zusammen
Die Entscheidung für E-Learning betrifft das ganze Un-
ternehmen. Denn damit ändert sich die Sichtweise auf 
Weiterbildung, Personalentwicklung sowie die Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter – und schließlich auch die Un-
ternehmenskultur. Deshalb empfiehlt die Projektgruppe, 
frühzeitig zur Einführung von E-Learning die passenden 
Rahmenbedingungen zu schaffen. Wenn das digitale Ler-
nen eingeführt und langfristig zu einem Erfolg werden soll, 
müssen sich zuvor verschiedene Bereiche eines Unterneh-
mens dafür abstimmen. IT, Personalabteilung, Betriebsrat 
und Geschäftsführung sollten dabei idealerweise an einem 
Strang ziehen. 

Ihre Erfahrungen tauschen die Projekt-Teilnehmer und 
weitere Vertreter von Verkehrsunternehmen im gleichna-
migen Netzwerk „eLearningÖV“ regelmäßig aus – entweder 
bei den digitalen und analogen Treffen oder bald auf einer 
Online-Plattform mit einem digitalen Marktplatz für Lern-
materialien. Dabei geht es um gemachte Erfahrungen, neue 
Tools oder die Verabredung von gemeinsamen Projekten. 
Michael Weber-Wernz: „Das Netzwerk ist offen. Weitere 
Teilnehmende sind willkommen und können sich an die 
Servicestelle des Projekts bei der VDV-Akademie wenden.“

E-Learning: Netzwerk 
sammelt Erfahrungen

AUS DEM VERBAND

Wie kann die Verkehrsbranche digitale Medien stärker in der beruflichen Bildung einsetzen? Dazu 
sammelt derzeit ein Netzwerk aus fünf Unternehmen Erfahrungen mit E-Learning. Die sollen später 
vor allem kleinen und mittleren Verkehrsunternehmen zugutekommen. Koordiniert und moderiert 
wird das Förderprojekt von der VDV-Akademie, die damit ihre Kompetenz als Zentrum für digitales 
Lernen weiter ausbaut. 

Herr Hilger, wo liegen die Chancen von 
E-Learning? 
» Stefan Hilger: Wir verstehen E-Learning als 
Ergänzung bestehender Bildungsangebote. Es 
hat viel Potenzial. Beispielswiese können Teile 
des individuellen Lernens ins Digitale verlagert 
werden und online bestimmte Wissensgrundlagen 
vermittelt werden. Zudem steht den Lehrenden 
eine Vielzahl an praktischen Tools und Methoden 
zur Verfügung, die den Unterricht interessan-
ter und abwechslungsreicher machen. Für das 
Unternehmen kann E-Learning ein zusätzlicher 
Imagefaktor sein. Eine zeitgemäße Lernkultur 
trägt dazu bei, für junge Fachkräfte als Arbeit- 
geber attraktiv zu sein.  
 
Vor welchen Herausforderungen steht ein Unter-
nehmen, das E-Learning einführen möchte? 
» Der Aufwand, E-Learning einzuführen, ist 
nicht zu unterschätzen. Letztlich ist es ein Ver-
änderungsprozess, der das ganze Unternehmen 
betrifft. Immerhin geht es darum, eine neue Kultur 
des Lernens einzuführen. Zum einen benötigen 
die Akteure dafür die Rückendeckung aus dem 
Unternehmen, zum anderen werden die entspre-
chenden Ressourcen benötigt – Zeit, Geld und 
verantwortliches, kompetentes Personal.  

Soll E-Learning Lehrpersonal ersetzen? 
» Keineswegs. E-Learning kann Freiräume 
schaffen, die Präsenzzeiten von Trainerinnen und 
Trainern intensiver zu nutzen. Dadurch ändert 
sich deren Rolle. Bei den Schulungen vor Ort bleibt 
mehr Zeit für Anleitungen. Somit können sich 
die Trainerinnen und Trainer gründlicher um 
Einzelne kümmern und thematisch weiter in die 
Tiefe gehen. 

DREI FRAGEN AN
„VDV Das Magazin“ sprach mit  
Stefan Hilger (Foto) von der 
VDV-Akademie. 
Er koordiniert 
und leitet  
das Projekt  
„eLearningÖV“ 
und berichtete, 
worauf es bei 
Einführung des 
digitalen Ler-
nens ankommt.

E-LEARNING IN DER 
VERKEHRSBRANCHE

Das Projekt „eLearningÖV – Netzwerk 
digitales Lernen in der Verkehrsbranche“ 
ist Teil des Programms „Digitale Medien 
in der beruflichen Bildung“ und läuft bis 
März 2022. Gefördert wird das Vorhaben 
vom Bundesministerium für Bildung und 
Forschung sowie vom Europäischen Sozi-
alfonds der Europäischen Union. 

Für Fragen rund um das Thema E-Learning 
und in Bezug auf das Netzwerk : 
kontakt@elearningnetzwerk.de | www.elearningnetzwerk.de



25

Weichen stellen 
für die Wende

01 | 2020

In 15 Jahren ist 200. Geburtstag: Am 9. Dezember 
1835 startete die „Ludwigsbahn” mit der Lokomotive 

namens Adler als erste deutsche Eisenbahn zwischen 
Nürnberg und Fürth. Auf ihrer Strecke fährt heute 
längst die U-Bahn. Nun steht bei den Franken wieder 
eine bahntechnische Innovation im Fahrplan: die Stadt-
Umland-Bahn, kurz StUB genannt. Dahinter verbirgt 
sich eines der derzeit größten Straßenbahn-Neu-
bauvorhaben in der Bundesrepublik mit einer rund  
25 Kilometer langen Linie zwischen Nürnberg, Erlangen 
und Herzogenaurach. Ein – nach heutigem Stand – 
300-Millionen-Projekt, das die drei Städte gemeinsam 
mit Bundesmitteln und Geldern aus dem Freistaat Bayern 
schultern wollen. Der Plan: Im Zehn-Minuten-Takt 
die Verkehrswende in Fahrt bringen, nach Baubeginn 
in zwei, drei Jahren möglichst schon 2030, also noch 
deutlich vor der 200-Jahr-Feier für die Ludwigsbahn.

„Ziel ist es, mit der StUB eine leistungsfähige, um-
weltverträgliche, barrierearme und attraktive Alter-
native insbesondere mit Blick auf den Pkw-Verkehr 
zu schaffen. Die Stadt-Umland-Bahn soll zukünftig 
wichtige Einwohner-, Universitäts-, Schul- und Un-
ternehmensstandorte erschließen und eine nachhal-
tige Mobilitätsmöglichkeit vor allem für die große Zahl 

der Pendler darstellen”, beschreibt der Zweckverband 
Stadt-Umland-Bahn seinen Beitrag für nachhaltige, 
klimafreundliche Mobilität. Bis zu 8.000 Tonnen CO2 
und 31 Millionen Pkw-Kilometer könnten nach Be-
rechnungen eingespart werden, wenn die neue Bahn 
die Bewohner der Region zum Umsteigen auf die neuen 
Schienen bringt. 

E-Autos bringen keine Mobilitätswende
Das Projekt ist ein klassisches Leuchtturm-Projekt, 
aber längst nicht das einzige. Denn Nürnberg und seine 
Nachbarn müssen umdenken, weiß Oberbürgermeister 
Dr. Ulrich Maly, der Mitte des vergangenen Jahrzehnts 
als Präsident des Deutschen Städtetags bundesweit 
bekannt wurde. „Die Verkehrswende schafft sehr viel 
Emotionalität und Irrationalität” – und Handlungsbe-
darf: Rund 150.000 Pendler sind morgens in die Stadt 
und abends auf dem Rückweg unterwegs. Das allein 
macht rund 270.000 Pkw-Fahrten pro Tag aus, schätzt 
der OB und hat eine klare Vorstellung. Wenn sich das 
E-Auto tatsächlich flächendeckend durchsetzt, also 
jeder Autofahrer seinen Benziner oder Diesel gegen 
einen Stromer tauscht, hat das – so Maly – „nichts mit 
Mobilitätswende zu tun, Eins-zu-eins kann keine 
Lösung sein”. Schon deshalb nicht, weil es kaum vor-

stellbar sei, flächendeckend für jeden Autobesitzer 
am Abend Ladestellen zur Verfügung zu stellen. Die 
Zahl der Autos im Zeitalter der E-Mobilität müsse um  
40 bis 60 Prozent heruntergehen. Ein Auto zu besitzen, 
müsse unattraktiv werden, ein Auto zu benutzen sei 
etwas anderes. Aber eben nicht immer. 

Maly setzt nicht nur bei der StUB auf die Schiene: 
Regionalbahn-Takte verdichten, S-Bahn-Systeme 
weiterentwickeln, Straßenbahn mit elektronischem 
Vorrang bis in die Innenstädte fahren. Was sich nach 
heute üblicher standardisierter Projekt-Bewertung 
häufig nicht rechne, müsse mit neuen Indikatoren 
auf den Prüfstand: öffentliche nachhaltige Mobilität 
als volkswirtschaftlicher und gesellschaftlicher Wert, 
zudem als Chance für Stadtentwicklung und Städte-
bau. Und: „Auch den Fahrgast vom Einödshof für die 
S-Bahn gewinnen”, weil er mit Smart Mobility und 
dem „Anruftaxi 4.0” bis zum Bahnhof kommt.

250 Besucher im historischen Rathaussaal
Unter dem Motto „Für eine zukunftsfähige Mobilität in 
der Metropolregion Nürnberg” ging es im altehrwür-
digen historischen Rathaussaal aus dem 14. Jahrhun-
dert mitten in der Nürnberger Altstadt einen Tag lang 
um Wege und Weichenstellungen zur Verkehrswende. 
Eingeladen hatten die Initiative „Deutschland mobil 
2030”, der VDV und das kommunale Verkehrsunter-
nehmen VAG Nürnberg. Rund 250 Besucher fanden 
den Weg zu Vorträgen und Diskussionsrunden mit 
hochkarätigen Experten. Joachim Herrmann, Baye-
rischer Staatsminister des Inneren, für Sport und In-
tegration, bekräftigte das Engagement des Freistaates 
für den Klimaschutz speziell im Verkehrsbereich. Bay-
ern wolle bis 2050 klimaneutral sein und habe bereits 
hundert Maßnahmen mit erheblichen Investitionen 
identifiziert. Für den ÖPNV und den Schienenperso-
nennahverkehr stünden Fördermittel von 1,5 Milliar-
den Euro zur Verfügung. Zugleich würden zusätzliche 
Mittel über das ausgeweitete Gemeindeverkehrs- 
finanzierungsgesetz (GVFG) bereitgestellt. „Damit ist 
ausreichend Fördergeld da”, betonte der Minister. „Das 

entscheidende Thema wird 
aber sein, die Planungen 
schnell voranzutreiben.” 
Das sei eine „Mammutauf-
gabe”. Herrmann erinnerte 
an die erste Eisenbahn. 
Damals im 19. Jahrhundert 
seien von der Planung bis zur Inbetriebnahme nur 
zweieinhalb Jahre vergangen: „Wenn wir das auch 
annähernd hinbekommen, schaffen wir die Mobili-
tätswende.” 

In vielen Beiträgen wurde im Rathaussaal deutlich, 
dass neben fehlenden Planungskapazitäten und lang-
wierigen Rechtsverfahren auch das fehlende öffent- 
liche Bewusstsein über den tief greifenden Wandel 
einer klimafreundlichen Verkehrswende die Zukunfts- 
gestaltungen bremse. So betonte beispielsweise Josef 
Hasler, Chef der VAG Nürnberg: „Jeder ist für Klima-
schutz und den zügigen Ausbau der Netze, aber wehe 
es betrifft mich.” Auf dem Weg zur Schaffung lebens-
gerechter – und nicht autogerechter – Städte mit einem 
hohen Marktanteil von Mobilität mit Bussen und  
Bahnen werde es ein „langer, langer Weg”.

Ulrich Schaller von der IHK Nürnberg forderte, beim 
Schienenausbau auch die ländlichen Räume einzube-
ziehen und dazu „die Wirtschaft mitnehmen”. Günter 
Steinbauer, Chef des Verkehrsunternehmens Wiener 
Linien, machte deutlich, dass eine Verkehrswende 
Jahrzehnte und Milliardeninvestitionen benötigte, 
bis sie in nennenswertem Umfang die Menschen zum 
Umsteigen vom Auto auf Bus, Bahn, Fahrrad und an-
dere Mobilitätsformen bewege. Eine Zahl aus seinem 
Vortrag stimmte nachdenklich: In Wien haben 96 Pro-
zent der Bevölkerung bis zur nächsten Haltestelle nur 
einen Fußweg von 300 Metern.  

AUS DEM VERBAND
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Hochkarätige Expertenrunde (v. l. n. r.): 
Josef Hasler (VAG Nürnberg), Oberbür-
germeister Dr. Ulrich Maly, Innenminister 
Joachim Herrmann, Sabrina Soussan  
(Siemens Mobility), Dr. Jan Schilling 
(VDV), Klaus-Dieter Josel (Deutsche Bahn), 
Diana Windmeißer (Datev),  
Tim Dahlmann-Resing (VAG Nürnberg) 
und Dr. German Hacker (Erster  
Bürgermeister von Herzogenaurach)

Das entscheidende Thema 
wird sein, die Planungen 
schnell voranzutreiben.

Joachim Herrmann, 
Bayerischer Staatsminister des  
Inneren, für Sport und Integration

Die nächste Metropolenkonferenz 
findet am 3.3.2020 in Karlsruhe statt.  
www.deutschland-mobil-2030.de

Das Thema Verkehrswende kommt vor Ort an. Nachdem bislang die Finanzierung klima- 
neutraler Mobilität die beherrschende Frage war, geht es in den Regionen und Kommunen mehr 
und mehr um konkrete Projekte. Zum Beispiel im Großraum Nürnberg, einer Metropolregion 
mit 3,6 Millionen Einwohnern.
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Osnabrück geht seinen eigenen Weg in Richtung Verkehrswende 
und kommt dabei sichtbar voran. Mit dem Projekt „Mobile  
Zukunft“ betreiben die Stadtverwaltung und die Stadtwerke  
gemeinsam den Wandel. Größere und kleinere Einzelprojekte  
schaffen Schritt für Schritt Alternativen zum Autofahren – und 
bringen auf lange Sicht mehr Lebensqualität in die Stadt.

Unter den deutschen Großstädten 
zählt Osnabrück zu den kleine-

ren. Auch im übertragenen Sinn sind 
die Wege zwischen der Stadtverwal-
tung, den Stadtwerken und der Politik 
kurz. Diesen Standortvorteil nutzen 
die Niedersachsen konsequent: Die 
170.000-Einwohner-Stadt arbeitet 
zielstrebig daran, ihre Vision von der 
Mobilität der Zukunft zu verwirk- 
lichen. Am Berliner Platz 1 laufen dafür 
die Fäden zusammen. In dem Gebäude 
unweit der Stadtwerke-Zentrale hat 
das Büro des Projekts „Mobile Zukunft“ 
seinen Sitz – eine Anlaufstelle und Kom-
munikationsplattform für Menschen, 
die über Verkehrsthemen reden wollen. 
Hier gehen auch Brigitte Strathmann 
und Joachim Kossow ein und aus. Sie 
leiten gemeinsam das Ende 2016 von 
Stadtverwaltung und Stadtwerken ins 
Leben gerufene Projekt. Seitdem ar-

beiten sie als Vertreter der jeweiligen 
Seite im „Tandem“. Diese Organisa-
tionsstruktur dürfte in Deutschland 
wohl einmalig sein. In den vergangenen 
drei Jahren haben sie viel angeschoben. 
„Wir wollten den Osnabrückern schnell 
zeigen, was gelebter Mobilitätswandel 
bedeutet“, erinnert sich die Stadtplane-
rin Brigitte Strathmann. Die Konzepte 
lagen bereits in den Schubladen. „Es kam 
uns darauf an, vom Reden ins Handeln 
zu kommen“, betont ihr Kollege Joachim 
Kossow, der bei den Stadtwerken für die 
E-Busse verantwortlich ist: „,Mobile 
Zukunft‘ steht für den Umweltverbund 
aus ÖPNV, Rad- und Fußgängerver-
kehr.“ Um die Verkehrswende stärker 
in das Bewusstsein der Menschen zu 
rücken, war Aufbauarbeit vonnöten, 
je nach Bedarf mit den Kolleginnen und  
Kollegen aus beiden Häusern. In Osna
brück gibt es immer mehr Autos – 

Aus einer Vision 
wird Wirklichkeit
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ein „Weiter so“ erscheint 
unmöglich. „Wir wollen 
spürbar weniger Individual- 
verkehr“, verdeutlicht Dr. 
Stephan Rolfes das Ziel. „Es 
geht um die Lebensqualität“, 
sagt der Mobilitätsvorstand 
der Stadtwerke.

Diesen Zielen kommen die Osnabrückerin-
nen und Osnabrücker schrittweise näher. Nach 
und nach setzen sie die Einzelteile ihrer Mobi-
litätswende wie ein Puzzle zusammen. Hinter 
den Projekten stehen zum Teil Ratspolitiker als 
Paten. Eine Radabstellanlage in bester City-Lage, 
Park-and-ride, Busbeschleunigung, Mobilitäts- 
stationen, Veranstaltungen und Aktionstage pas-
sen ebenso ins Gesamtbild wie größere Vorhaben 

– etwa die Elektrifizierung des 
Busverkehrs. Hier hat Osna-
brück eine bundesweite Vor-
reiterrolle eingenommen. Vor 
zehn Jahren wurde dieser Weg 
eingeschlagen, lange bevor die 
Diskussion um Stickoxide auf-
kam. „Es ist nicht das Ziel, mit 
möglichst wenig Emissionen 
unterwegs zu sein, sondern 
mit gar keinen“, bekräftigt 
Stephan Rolfes. Mittlerweile 
gehören neue Gelenkbusse mit 
Batterieantrieb zum Stadt-
bild. Seit März 2019 bedienen 
sie die Metrobus-Linie M 1 
zwischen Haste im Norden und 
Düstrup im Südosten komplett 
elektrisch. Dafür hat der nie-

derländische Hersteller VDL 13 Fahrzeuge samt 
Ladeinfrastruktur an den Endhaltestellen sowie 
im Betriebshof geliefert. Bis 2022 sollen alle fünf 
Metrobus-Linien elektrifiziert werden. Weitere 
49 E-Gelenkbusse sind bestellt. Bis die einwoh-
nerstärkeren Städte aufgeholt haben, wird auf 
den Straßen Osnabrücks Deutschlands größte 
Flotte an E-Gelenkbussen rollen – emissionsfrei 
mit Ökostrom und bis auf die Rollgeräusche laut-
los. Die Gesamtinvestition von gut 70 Millionen 
Euro kann zur Hälfte aus Fördermitteln gedeckt 
werden. Ein Großteil der Summe wird vom Bund 
aus dem Sofortprogramm „Saubere Luft“ geför-
dert. Weitere Mittel kommen von der Landes-
nahverkehrsgesellschaft Niedersachsen (LNVG) 
und vom Europäischen Fonds für regionale Ent-
wicklung (EFRE). 

Neues Liniennetz geht in Betrieb
Anfang Februar ergänzen die Osnabrücker ihr 
Gesamtbild von der Mobilitätswende um ein 
weiteres elementares Stück. Dann geht das neue 
Liniennetz in Betrieb. „Damit werden wir den 
Nahverkehr in der Stadt weiter stärken und 
ihn mit dem Umland enger verflechten“, erklärt  
Thomas Schniedermann. Als Leiter Fahrplan hat 
er seit drei Jahren maßgeblich am neuen Netz 
mitgearbeitet. Intensiv beteiligt waren auch 
die Bürger und der Fahrgastbeirat. Knapp acht  
Millionen Kilometer werden die Busse jedes Jahr 
zurücklegen. Das entspricht einem Plus von zehn 
Prozent. Die fünf Metrobus-Linien werden be-
schleunigt und als wichtige Achsen ausgebaut. 
Ergänzt werden sie durch Stadtbus-Linien sowie 
eine neue Ringlinie, die mehrere Stadtteile mitei-
nander direkt verknüpft. „Dadurch verkürzen wir 
auf bestimmten Verbindungen die Fahrzeiten“, 

erläutert Thomas Schnie-
dermann. Schon im Oktober 
2019 sollte die Netzreform 
umgesetzt werden. Es fehlte 
jedoch an Fahrpersonal.
 
Derzeit nutzen jährlich 36,5 
Millionen Kunden die Busse 
der Stadtwerke, die mit neun 
weiteren Partnerunterneh-
men die Verkehrsgemein-
schaft Osnabrück (VOS) 
bilden. 20 Prozent mehr Fahr-
gäste sind das Ziel für die nächsten zehn Jahre. 
Das soll unter anderem durch einen vereinfach-
ten Zugang zum ÖPNV erreicht werden. Bei der 
Digitalisierung sind die Osnabrücker ebenfalls 
führend. Als erstes Unternehmen der deutschen 
Nahverkehrsbranche werden die Stadtwerke 
noch in diesem Jahr das Check-in/Be-out-Sys-
tem (Cibo) im Regelverkehr einführen. Mit nur 
einem Tipp auf ihr Smartphone können sich 
Fahrgäste dann in einen Bus „einchecken“. Nach 
dem Aussteigen läuft das Auschecken automa-
tisch. „Cibo“ nimmt Gelegenheitskunden die Ent-
scheidung ab, welches Ticket gerade passt: Das 
System ermittelt das günstigste Angebot. Abge-
rechnet wird zum besten Preis (siehe Infografik). 
Als Basis dient die Mobilitäts-App „VOS Pilot“, 
die den ÖPNV in der Stadt und im Landkreis von 
Tür zu Tür miteinander verknüpft. Parallel haben 
die Stadtwerke ein digitales Mobilitätsportal, 
entwickelt, in das auch der autonom fahrende 

Minibus „Hubi“ als On-demand-Angebot ein-
gebunden wird. „,Hubi‘ ist ein Zubringer zu den 
Bussen und ein Shuttle für die letzte Meile“, sagt 
Projektleiterin Sandra van Tongern. Derzeit dreht 
er seine Runden auf öffentlichen Straßen am In-
novations Centrum Osnabrück (ICO). Mit „Hubi“ 
haben die Stadtwerke im Rahmen eines Förder-
projekts des Bundes Erfahrungen gesammelt, 
wie solche Verkehre auf Abruf in eine derartige 
digitale Mobilitätsplattform integriert werden 
können. Demnächst soll „Hubi“ im Umland zum 
Einsatz kommen. Sandra van Tongern freut sich 
über die Aufmerksamkeit für den Minibus: „Das 
Interesse von Nutzern und Medien ist riesig.“ 

Stadtwerke-Mobilitätsvorstand Dr. Stephan Rolfes (l.) und Oberbürgermeister 
Wolfgang Griesert bei der Eröffnung der Metrobus-Linie M 1

Auf einem 1,1 Kilometer langen Rundkurs testen die Stadtwerke 
Osnabrück den autonom fahrenden Minibus „Hubi“. 

13 Fahrzeuge bilden 
derzeit die Flotte der 
E-Gelenkbusse, 49 
weitere werden folgen. 
In den Bussen lässt sich 
mit der farbigen Innen-
beleuchtung eine be-
sondere Lichtstimmung 
erzeugen.

Brigitte Strathmann und 
Joachim Kossow ebnen 
mit dem Projekt „Mobile 
Zukunft“ den Weg für 
die Verkehrswende in 
Osnabrück. 

Alle Projekte und weitere Infos unter 
www.mobilitaetswende-os.de
www.mozu-os.info

Check-in/Be-out: Mit diesem System sind die Stadtwerke Osnabrück Vorreiter im deutschen Nahverkehr. 
„Cibo“ wird über die Mobilitäts-App „VOS Pilot“ nutzbar sein.  

Wir wollen spürbar weniger 
Individualverkehr. Es geht 
um die Lebensqualität. 

Dr. Stephan Rolfes, 
Mobilitätsvorstand  
der Stadtwerke Osnabrück
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ZU GUTER LETZT

Die nächste Ausgabe von 
„VDV Das Magazin“  
erscheint Ende März 2020.

Unser Online-Magazin finden Sie unter: 
www.vdv-dasmagazin.de

Folgen Sie uns bei Facebook und Twitter: 
	 www.facebook.com/DieVerkehrsunternehmen
	 twitter.com/VDV_Verband 

Termin

11. bis 12. Februar 2020 
13. BME/VDV-Forum 
Schienengüterverkehr 
in Berlin
Motto des Dialogs zwischen 
Verladern, Speditionen und Eisen-
bahnen: „Mit nutzerorientierten Inno-
vationen die Verkehrswende gestalten“.

www.vdv.de/termine.aspx
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Termin
1. und 2. April 2020 
Heureka ‘20 in Stuttgart 
Die Forschungsgesellschaft 
für Straßen- und Verkehrs-
wesen und der VDV sprechen 
mit der Heureka Verwaltungen 
für Verkehrstechnik und Straßenbau, 
Verkehrsbetriebe und -verbünde sowie 
Forschung, Industrie und Ingenieurbüros 
aus dem Verkehrsbereich an.

www.fgsv-heureka.de

Wer hätte das gedacht? Wuppertal zählt zu den 20 interessantesten Reisezielen 
2020 - und steht in einer Reihe mit dem Toten Meer, Washington D.C., Sri Lanka, 
St. Petersburg, Kirgistan und Jamaika. Zumindest für „CNN Travel“: „Die Schwe-
bebahn ist eines der coolsten Schienensysteme der Welt!“ Sie sehe aus, als ob sie 
der Phantasie von Jules Verne entsprungen sei. Und die Autoren überschlagen 
sich weiter: „Sie ist eine Steampunk-Vision eines Nahverkehrssystems, des-
sen eiserne Beine die Straßen und Wasserwege der Stadt überspannen und die 
Passagiere hoch über dem Verkehr zu Bahnhöfen bringen, die genauso sci-fi 
sind, wie der Zug, der sie verbindet.“ Übrigens ist die Schwebebahn nach länge-
rer Zwangspause seit 2019 mit einer digitalen Betriebssteuerung und komplett 
neuen Fahrzeugen unterwegs. Wer sich davon überzeugen will: Anders als die 
anderen Top-20-Ziele ist Wuppertal bequem per Bahn zu erreichen. 

Die Coolness auf stählernen Beinen
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Integration für

6. VDV-Symposium zur Multimodalität 
24. März – 25. März 2020 in Hannover
Anmeldeschluss: 25. Februar 2020

www.vdv-akademie.de/tagungen akademie@vdv.de +49 (0)221 579 79 8103

und Städte
Kunden



www.solarisbus.com
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